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Die ungleiche Verteilung von Chancengerechtig-
keit wird aktuell an zwei Studien deutlich. So
stellt die Bertelsmann-Stiftung fest, dass das Ge-
schäft mit Nachhilfe für Schüler boomt und bis zu
1,5 Milliarden Euro für den zusätzlichen Unter-
richt ausgegeben werden. Hierbei nehmen in
Deutschland rund 1,1 Millionen Schüler regelmä-
ßig bezahlten Nachhilfeunterricht in Anspruch.
Ein Gefälle besteht zwischen Ost und West: In Ba-
den-Württemberg nehmen etwa 18,5 Prozent der
Viertklässler Nachhilfe in Deutsch in Anspruch
und in Mecklenburg-Vorpommern nur 8,8 Pro-
zent. Hierbei ist Nachhilfe keine zeitlich begrenz-
te Ausnahmeerscheinung für leistungsschwä-
chere Schüler, sondern hat sich zu einem privat fi-
nanzierten Unterstützungssystem neben dem öf-
fentlichen Schulsystem entwickelt.

Von Viertklässlern, die im Fach Deutsch Nachhil-
fe erhielten, lagen 26 Prozent mit ihren Leistun-
gen in unteren Kompetenzstufen, 51 Prozent in
der mittleren Stufe und 23 Prozent in den beiden
oberen Bereichen. Die Studie stellt fest, dass sich
vor allem Kinder aus wohlhabenden und höher
gebildeten Familien diese Möglichkeit der außer-
schulischen Förderung leisten können, also die
Chancenungerechtigkeit des Bildungssystems
tendenziell zunimmt. Gute Bildung ist danach
längst zum Privileg von Familien geworden, die sie
sich leisten können. 

Ein anderes Beispiel der ungleichen Verteilung
von Chancen ist der Zusammenhang zwischen
dem Sozialstatus und Umweltbelastung. Die
Analyse vom Bochumer- und Essener Umwelt-
medizinern hat gezeigt, dass Kinder aus Familien
mit niedrigem Sozialstatus Umweltbelastungen
höher augesetzt sind. In ein und demselben
Stadtgebiet kann man sowohl in hoch belaste-

ten Bereichen wohnen als auch in Vierteln, in
denen nur eine Hintergrundbelastung steht. Die
Untersuchung verdeutlicht, dass Kinder aus Fa-
milien, deren Eltern einen niedrigen Bildungs-
stand haben, arbeitslos oder auf Transferleistun-
gen angewiesen sind, häufiger einer starken
Luftverschmutzung ausgesetzt waren als andere
und öfter in ungünstigen Wohnverhältnissen le-
ben. Die es sich nicht leisten können wegzuzie-
hen, bleiben zurück. 

Chancenungleichheit am Beispiel von Nachhilfe-
unterricht und Umweltbelastung zeigen, dass der
Blick der Arbeit in der Kinder- und Jugendhilfe
über das reine pädagogische Wirken hinausgehen
sollte. Diese Schriftenreihe stellt die Schwerpunk-
te des politischen Austausches in einem Gespräch
mit Marlene Rupprecht dar. 

Eine Untersuchung über die Arbeitssituation von
Mitarbeitenden in stationären Erziehungshilfen
zeigt die Belastungsmerkmale auf. Des Weiteren
ist es notwendig, sich mit dem pädagogischen
Alltag in der Heimerziehung auseinanderzusetzen.
Neben organisatorischen und finanziellen Rah-
menbedingungen gilt es, das Kernstück der Arbeit
in den Mittelpunkt zu rücken. Eine Hilfe hierbei ist
das Praxisforschungs- und Entwicklungsprojekt
»Pädagogischer Prozesse in Regelgruppen der sta-
tionären Heimerziehung«. Berücksichtigt wird
hierbei, dass die fachliche Diskussion das Thema
Heimerziehung in Gruppen als methodisches
Handwerkzeug kaum aufgreift. Im Mittelpunkt
des Artikels in der Schriftenreihe stehen daher die
Bezugserzieher in der Heimerziehung. Ein aktuel-
les Projekt des Evangelischen Erziehungsverban-
des beschäftigt sich mit den Abbrüchen in den
stationären Erziehungshilfen – ABIE. Gefördert
von der Aktion Mensch steht die Frage im Mittel-
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punkt, was zu einer vorzeitigen Beendigung der
Hilfe führt und welche Wege gegangen werden
können, um den Hilfeprozess kontinuierlich
durchzuführen. In den nächsten Schriftenreihen
wird auf dieses Projekt, das von April 2010 bis Au-
gust 2012 durchgeführt werden soll, näher be-
richtet. 

Ihr 
Björn Hagen
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WWiirr  sstteelllleenn  iinn  ddiieesseemm  uunndd  eeiinneemm  FFoollggeeaarrttiikkeell  ddiiee
ggrröößßttee  UUnntteerrssuucchhuunngg  üübbeerr  ddiiee  SSiittuuaattiioonn  vvoonn  MMiitt--
aarrbbeeiitteerriinnnneenn  uunndd  MMiittaarrbbeeiitteerrnn  iinn  ssttaattiioonnäärreenn  EErr--
zziieehhuunnggsshhiillffeenn  vvoorr,,  ddiiee  jjeemmaallss  iinn  DDeeuuttsscchhllaanndd
ssttaattttggeeffuunnddeenn  hhaatt..  SSiiee  wwuurrddee  vvoomm  FFaacchhvveerrbbaanndd
EEvvaannggeelliisscchheerr  JJuuggeennddhhiillffee  BBeerrlliinn--BBrraannddeennbbuurrgg  iinn
AAuuffttrraagg  ggeeggeebbeenn..  IIhhrree  EErrggeebbnniissssee  ––  vvoorr  aalllleemm  hhiinn--
ssiicchhttlliicchh  ddeerr  TThheemmeenn  »»MMiittaarrbbeeiitteerrzzuuffrriieeddeennhheeiitt««
((44)),,  »»BBuurrnnoouutt--RRaatteenn««  ((55))  uunndd  »»WWeecchhsseellaabbssiicchhtteenn««
((66))  ––  ddüürrfftteenn  ffüürr  vviieellee  ddiiaakkoonniisscchhee  FFaacchhvveerrbbäännddee
bbeezziieehhuunnggsswweeiissee  ddeenn  EERREEVV  rreelleevvaanntt  sseeiinn,,  wweeiill  mmiitt
BBeerrlliinn  eeiinn  SSttaaddttssttaaaatt  uunndd  mmiitt  BBrraannddeennbbuurrgg  eeiinn  FFllää--
cchheennbbuunnddeessllaanndd  iimm  MMiitttteellppuunnkktt  ddeerr  UUnntteerrssuu--
cchhuunngg  ssttaannddeenn..  EEiinnee  aauussffüühhrrlliicchheerree  VVeerrssiioonn  ddeerr
FFoorrsscchhuunnggsseerrggeebbnniissssee  lliieeggtt  iinnzzwwiisscchheenn  iinn  eeiinneerr
BBrroosscchhüürree  mmiitt  ddeemm  TTiitteell  »»AArrbbeeiittssppllaattzz  HHeeiimm  ––  ssttaa--
ttiioonnäärree  EErrzziieehhuunnggsshhiillffeenn  aauuss  ddeerr  SSiicchhtt  ddeerr  ppääddaaggoo--
ggiisscchheenn  BBaassiiss««  vvoorr  uunndd  kkaannnn  üübbeerr  wwwwww..ffeejj..iinnffoo  bbee--
sstteelllltt  wweerrddeenn..

1 .Ausgangslagen und Untersuchungsziele

Zwei Beweggründe führten zur Planung und
Durchführung der Studie:

A) In den Jahren 2000 bis 2006 wurde in Berlin
erheblich gespart. Das führte auch im Bereich
Erziehungshilfen, die rund acht Prozent der
Berliner Sozialausgaben ausmachen, zu
schmerzhaften Einschnitten. Begünstigt durch
die entspannte Haushaltslage in den Jahren
2007 und 2008 einerseits und den gestiegenen
öffentlichen Druck mit mehr und früheren Hil-
fen gegen die prekäre Kinderschutzlage aktiv
vorzugehen andererseits, öffnete sich für die
Öffentliche und Freie Jugendhilfe ein kurzes
Zeitfenster, um dem Thema »Personalausstat-
tung« und »Arbeitsbedingungen« Aufmerksam-

keit zu verschaffen. Günstig schien der Zeit-
punkt auch deswegen, weil sich in Berlin wie
im gesamten Bundesgebiet eine wachsende öf-
fentliche Wertschätzung der Bedeutung und
der Belastungen des Pädagogenberufes – vom
Lehrer bis zur Erzieherin – abzeichnete, wie sie
es lange nicht mehr gab. Der Landesfachver-
band, dessen Kern von den diakonischen Erzie-
hungshilfeträgern gebildet wird, stellte sich
deswegen die Aufgabe, insbesondere die Sicht
und Belange der Fachkräfte aus stationären
Einrichtungen zu Gehör zu bringen. 

B) In Berlin und Brandenburg mehrten sich in den
vergangenen Jahren Hinweise auf eine immer
unbefriedigendere Bewerbersituation für sta-
tionäre Erziehungshilfen: Die eingegangenen
Bewerbungen pro Ausschreibung wurden nach
Aussagen vieler Leitungskräfte weniger, Stellen
blieben lange offen oder wurden am Ende mit
Personen besetzt, die nicht wirklich als »geeig-
net« eingeschätzt wurden. Dazu passte, was
Thomas Rauschenbach bei der EREV-Bundes-
fachtagung 2009 formuliert hatte:

»Diese Thematik scheint meines Erachtens in der
Fachwelt der Kinder- und Jugendhilfe noch gar
nicht richtig angekommen zu sein. Während der
Mittelstand, das Handwerk und die Industrie
schon heute lautstark Maßnahmen einklagen,
mit denen der drohende Fachkräftemangel von
morgen verhindert werden kann, herrscht in den
Zentralen der Öffentlichen und Freien Träger noch
erstaunliche Stille« (Rauschenbach, 2009, 9).

Beide Gründe führten zur Planung einer breit an-
gelegten Untersuchung mit folgenden verbands-
politischen Zielsetzungen:
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1. Bereitstellung von jugendhilfepolitischem Ba-
siswissen über die Arbeitsrealität und Mitar-
beitersituation in stationären Jugendhilfeein-
richtungen aus der Sicht der pädagogischen
Basis.

2. Sicherung der Akzeptanz von belastungsad-
äquaten Gehältern und damit Personalkosten
bei den Kostenträgern

3. Erhalt und Ausbau der (fach-)öffentlichen An-
erkennung für die Leistungen von Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern in stationären Einrich-
tungen

4. Entwicklung von Instrumenten zur mittel- und
langfristigen Sicherung einer ausreichenden
Personaldeckung für die stationären Angebote
der Erziehungshilfen

Im Mai 2008 haben sich Geschäftsführer und Vor-
stand an das »Institut für Innovation und Bera-
tung an der Evangelischen Fachhochschule Berlin
e. V. (INIB)« gewandt und dort eine erste Skizze
für ein Forschungsprojekt in Auftrag gegeben.

Die letzte große Studie über die Situation von
Mitarbeiter/-innen im stationären Bereich der
Erziehungshilfen stammt aus dem Jahre 1992
für Baden-Württemberg. Anlass der damaligen
Untersuchung waren Hinweise auf hohe Fluk-
tuationsraten im Heimbereich, die durch die so
genannten »Günther-Studie« bestätigt wurde:
42,3 Prozent der in vollstationärer Betreuung
arbeitenden Mitarbeiter/-innen waren weniger
als zwei Jahre an diesem Arbeitsplatz tätig. Fast
die Hälfte der neu in den Heimbereich eingetre-
tenen Mitarbeiter/-innen hatte diesen nach zwei
Jahren schon wieder verlassen (Günther/Bergler
1992, S. 57). Der Altersdurchschnitt der damali-
gen Mitarbeiter/-innen in den stationären Be-
treuungsformen lag 1992 bei 30,3 Jahre. Fast 82
Prozent aller Mitarbeiter/-innen waren unter 40
Jahre alt (ebd. S. 40 beziehungsweise S. 56).
Schon angesichts solcher Zahlen schien es mehr
als dringend, eine Bestandsaufnahme der heuti-
gen Situation zu erarbeiten. 

2. Empirisches Vorgehen

Die Untersuchung gliedert sich in zwei Haupttei-
le: in eine Befragung der Mitarbeitenden, die im
Bereich stationärer Erziehungshilfen tätig sind
und in eine Befragung der Träger, die Auskunft zur
Anzahl der Beschäftigten, ihrer Altersstruktur und
anderen Faktoren geben sollten. Folgende Betreu-
ungsformen der stationären Erziehungshilfe wur-
den in die Untersuchung einbezogen:
• Schicht-/Regelangebote nach § 34
• intensiv betreute / therapeutische Gruppen
• familienanaloge Angebote nach § 34
• betreutes Jugendwohnen
• Mutter-Kind-Angebote
• Notdienste/Krisengruppen

An den beiden Befragungen, die im Winter
2008/09 durchgeführt wurden, haben sich 23 Trä-
ger mit 97 Einrichtungen beteiligt. Die meisten
von ihnen sind im Raum Berlin/Brandenburg
angesiedelt:
Die beiden Fragebögen können über die Homepa-
ge des FEJ aufgerufen werden.

RRüücckkllaauuff  uunndd  RReepprräässeennttaattiivviittäätt
Die Verwaltungsfragebögen wurden von allen 23
Trägern komplett ausgefüllt zurückgesandt. Aus
diesen Angaben geht hervor, dass in den oben an-
gegebenen Betreuungsformen insgesamt 1305
Mitarbeiter/-innen beschäftigt sind (sozial-
pädagogisches Personal). Von Seiten der Mitarbei-
ter/-innen haben 758 Personen die personenbezo-
genen Fragebögen ausgefüllt. Das entspricht ei-
nem Rücklauf von 58,1 Prozent. Mit einer Fallzahl
von 758 Befragten aus 96 Einrichtungen handelt
es sich bei der vorliegenden Untersuchung um die
bisher umfangreichste im Bereich der vollstatio-
nären Angebote. Die Studie von Günther/Bergler
(1992) erfasste für stationäre Hilfen in Baden-
Württemberg 505 Mitarbeiter/-innen aus 66 Ein-
richtungen. Auf die Günther/Bergler-Studie wird
im Folgenden häufig Bezug genommen, da sie
wertvolle Vergleichszahlen liefert und mit ihrer
Hilfe Veränderungen im Zeitabstand von rund 18
Jahren aufgezeigt werden können.
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3. Rahmendaten

Im folgenden Kapitel werden einige zentrale Rah-
mendaten zur Beschreibung der beruflichen und
persönlichen Situation der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter aufgeführt. 

3.1 Verteilung auf spezifischen Hilfeformen im
Rahmen stationärer Hilfen
Tabelle 1 gibt Auskunft darüber, wie sich alle Mit-
arbeiter/-innen auf die unterschiedlichen Diffe-
renzierungen innerhalb des § 34 KJHG verteilen.
Auch wenn uns die Mitarbeiter/-innen aus
»Schichtdienstgruppen« am häufigsten geantwor-
tet haben (27, 1 Prozent), so arbeiten inzwischen
mehr Mitarbeiter/-innen in »Intensiv betreuten
und therapeutischen Gruppenangeboten« (35,0
Prozent). Hier wird eine Verschiebung – weg von
der klassischen Regelgruppe – hin zu neuen, spe-
zialisierteren Formen der Heimerziehung in Grup-
pen absehbar. Warum die PädagogInnen aus den
»neuen« Formen in der Befragung unterrepräsen-
tiert sind, wissen wir nicht. Wahrscheinlich haben
sich manche irrtümlich anderen Angeboten zuge-
ordnet. 

Tabelle 1: Verteilung der Mitarbeitenden auf verschiedene
Hilfeformen

Dass es mittlerweile in den Betreuungsformen
»Familien-analoge«, »Betreutes Jugendwohnen«
und »Mutter-Kind«« jeweils ähnlich viele Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter (um die zwölf bezie-
hungsweise 13 Prozent) gibt, hat uns erstaunt. 
Spätestens diese Zahlen zeigen, dass es nicht den
oder die Heimmitarbeiter/-in gibt, sondern viele
pädagogische Fachkräfte in unterschiedlichen
34er-Settings mit unterschiedlichen, zum Teil
(hoch-)spezialisierten Aufgaben, die sicherlich
auch unterschiedliche Anforderungen stellen, so-
dass Aus- und Fortbildungsangebote – bei aller
Koexistenz gemeinsamer Themen – zumindest
auch klar differenziert sein müssten. 

3.2 Alter und Geschlecht der stationären Mit-
arbeiter/-innen
Der Anteil weiblicher Mitarbeiter/-innen liegt
nach Verwaltungsbogen bei 76 Prozent. 24 Pro-
zent Männer in den Stationären Hilfen sind sicher
zu wenig, vor allem, wenn man berücksichtigt,
dass Jungen und männliche Jugendliche in den
Schichtgruppen und den intensiv betreuten Grup-
pen überrepräsentiert sind. Hier besteht ein gro-
ßer Bedarf nach männlichen Fachkräften.

Tabelle 2: Geschlechtsverteilung 
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Verteilung der Betreuungs- Mitarbeiter/-
Beschäftigten form laut innen laut 
nach Betreuungs- Fragebogen Verwaltungs-
form in Prozent bogen

Schicht § 34 27,1 21,1
intensiv  betreute/ 20,7 35,0
therapeutische 
Gruppen
familienanaloge 20,1 12,2
Angebote
betreutes 14,8 13,8
Jugendwohnen
Mutter-Kind- 12,3 12,0
Angebote
Notdienst/ 5,1 5,8
Krisengruppen

100 100

Frauenanteil Frauenanteil 
laut Verwal- laut Frage-
tungsbogen bogen in 
in Prozent Prozent

Schicht § 34 73,55 76,51
intensiv betreute/ 63,02 67,16
therapeutische 
Gruppen
familienanaloge 79,87 76,87
Angebote
betreutes 67,22 72,16
Jugendwohnen
Mutter-Kind- 96,18 97,56
Angebote
Notdienst/ 80,26 76,47
Krisengruppen
gesamt 72,90 75,90



Tabelle 3 zeigt die Mitarbeiteraltersverteilung er-
gänzt um die der Berliner Bevölkerung, um einen
ungefähren Eindruck davon zu geben, ob und wie
die Alterstrukturen in den Einrichtungen und der
Bevölkerungsdurchschnitt voneinander abwei-
chen. Für den Altersbereich von 30 bis unter 60
gibt es dahingehend kaum Unterschiede. Bei den
unter 29-Jährigen (beziehungsweise der Alters-
gruppe 25 bis 29, diese ist aufgeführt um Ver-
gleichbarkeit mit der Bevölkerungsstatistik zu er-
möglichen) gibt es in den Einrichtungen der sta-
tionären Erziehungshilfe etwas mehr Jüngere (18
Prozent) als im Bevölkerungsschnitt (13 Prozent).
Der Unterschied ist allerdings nicht sehr groß,
zeigt aber, dass es zumindest bis jetzt gelungen
ist, Jüngere für dieses Arbeitsfeld zu gewinnen. 
Die Älteren, 60 bis 64-Jährigen sind deutlich un-
terdurchschnittlich in den Einrichtungen zu fin-
den: einem Bevölkerungsdurchschnitt von zehn
Prozent stehen lediglich zwei Prozent älterer Mit-

arbeiter/-innen in den Einrichtungen gegenüber.
Dieser geringe Anteil hat auch mit der für die be-
troffenen Altersjahrgänge und für Frauen mögli-
che Berentung im Alter von 60 Jahren zu tun.

Sehr aufschlussreich ist an dieser Stelle der Ver-
gleich mit der Günther/Bergler-Studie. Durch sie
ergibt sich ein ganz anderer Blick auf die oben be-
schriebenen Ergebnisse zur Altersverteilung. Gün-
ther/Bergler berichten für ihre Studie, dass 86
Prozent der Befragten jünger als 40 Jahre sind
(Günther/Bergler 1992, S. 40). Damit sind zur da-
maligen Zeit viele der Mitarbeiter/-innen deutlich
jünger gewesen als es in der vorliegenden Studie,
in der dieser Anteil lediglich 46 Prozent beträgt,
der Fall ist. Hier sind gravierende Veränderungen
eingetreten, die einerseits auf demographische Ver-
änderungen zurückgehen, andererseits aber auch
darauf verweisen, dass der »Arbeitsplatz Heim« vor
15 bis 20 Jahren unter den Jüngeren (Berufsanfän-

7EJ 1/2010

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in stationären Erziehungshilfen

Altersverteilung
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Bevölkerung am

31.12.2006 in Berlin

Verteilung auf die 
Altersgruppen

laut
Verwaltungsbogen

in absoluten Zahlen 

laut
Verwaltungsbogen

in Prozent 
laut Fragebogen 

in Prozent 
29 und jünger 233 17,9 17,5 
30 – 39 370 28,4 26,3 
40 – 49 424 32,5 33,0 
50 – 59 253 19,4 20,5 
60 und älter   23   1,8   2,7 
Gesamt            1303*           100            100 

Tabelle 3: Verteilung nach Altersgruppen im Vergleich Befragungen (Säulen 1 und 2) und Berlin (Säule 3)
* In zwei Bögen waren die Angaben zum Alter unzureichend ausgefüllt.



gern) eine deutlich höhere Attraktivität besaß als
heute.

Wird bei der Altersverteilung nach Betreuungs-
form differenziert (Angaben aus dem Verwal-
tungsbogen), ergeben sich Ähnlichkeiten und Un-
terschiede. Während in fünf der sechs
Betreuungsformen die Altersverteilungen relativ
ähnlich sind, weicht die der familienanalogen An-
gebote deutlich von den anderen ab. Hier gibt es
weniger Jüngere (unter 40) und stattdessen mehr
Ältere (40 bis unter 60). Früher als in den anderen
Betreuungsformen wird es hier zu einer Ver-
schiebung kommen, der zufolge die Zahl der ab
50-Jährigen stark zunehmen wird. Aber auch die

60-Jährigen werden nicht wie bisher in Rente ge-
hen können, sondern sie werden aufgrund der hö-
heren Altersgrenzen für den Rentenbeginn zu-
mindest bis 63 beziehungsweise spätere Jahrgän-
ge bis 67 arbeiten müssen. Vorausgesetzt, es
kommt nicht zu einem massiven Anstieg der
gesundheitsbedingten Frühberentungen, wird das
künftige Bild nicht nur der familienanalogen An-
gebote weniger einer Eltern-Kind-Beziehung glei-
chen als vielmehr einer Beziehung zwischen
Großeltern und Kindern. Diese Veränderungen
werden Veränderungen nach sich ziehen, die ei-
nerseits die Arbeitsweise mit den Kindern und an-
dererseits die Arbeitplatzgestaltung für die älte-
ren Arbeitsnehmer/-innen betreffen.
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Altersverteilung
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Notdienst/Krisengruppe

- in Prozent - bis 29 30 - 39 40 - 49 50 - 59 ab 60 
Schicht § 34 (n = 276) 18,8 24,3 34,8 20,3 1,8 

therapeutische Gruppen 
(n= 457) 

19,3 30,0 30,6 17,9 2,2 

§ 34 (n= 159) 
7,5 17,0 40,3 32,7 2,5 

(n= 180) 
20,6 31,7 33,9 13,3 0,6 

Mutter-Kind-Angebote
(n= 155) 

15,9 35,7 27,4 17,8 1,9 

Notdienst/Krisengruppen
(n= 76) 

25,0 34,2 26,3 14,5 0,0 

17,9 28,4 32,5 19,4 1,8 
233 370 424 253 23 

intensiv betreute/ 

familienanaloge Angebote 

betreutes Jugendwohnen 

gesamt (in Prozent) 
gesamt (absolut) n= 1303* 
Tabelle 4: Alter nach Betreuungsform 
* In zwei Bögen waren die Angaben zum Alter unzureichend ausgefüllt.



3.3 Berufsausbildung und -erfahrung
In der ersten Frage des Fragebogens an die Mit-
arbeiter/-innen wurde die Art der pädagogischen
Ausbildung angesprochen. Den Angaben zufolge
hat die überwiegende Zahl eine Ausbildung als
Erzieher/-in (62 Prozent), was unserer Vermu-
tung nach einer Berlin-bezogene Besonderheit
geschuldet sein dürfte, als hier bis vor Kurzem
im Entgeltsystem nur »der Erzieher« vorgesehen
war. Es folgt eine sozialpädagogische Ausbildung
an einer Fachhochschule (21 Prozent). Ohne
pädagogische Ausbildung ist nur ein sehr gerin-
ger Anteil von drei Prozent. Die entsprechenden

Nennungen zusammengenommen, verfügt ein
Drittel der Mitarbeiter/-innen über einen akade-
mischen Abschluss. 

Viele der Mitarbeiter/-innen (38 Prozent) haben
vor ihrer pädagogischen Berufsausbildung einen
anderen Beruf erlernt. Bei einigen von ihnen war
dies ebenfalls ein pädagogischer Beruf (elf Pro-
zent) die meisten (fast 50 Prozent) haben jedoch
zusätzlich eine praktisch-handwerkliche
Berufsausbildung absolviert. Im Einzelnen han-
delt es sich um die folgenden Berufsbereiche:
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Berufsausbildung

2,3

3,2

5,5

6,2

6,2

17,4

21,1

62,5

0 20 40 60 80

Diplom Psycholog/-in (Uni)

ohne pädagogische Ausbildung

Heilerzieher/-in

Diplom Pädagog/-in (Uni)

Kindergärtner/-in

andere päd. Ausbildung

Sozialpädagog/-in (FH)

Erzieher/-in

Anzahl der Nennungen in %

46 % 

19 % 

Gesundheitsbereich (ohne Ärzte) 13 % 

personenbezogene Dienstleistung (Friseurin etc.) 8 % 

8 % 

3 % 

Landwirtschaft (Gärtner/-in etc.) 2 % 

Übrige 1 % 

Handwerk / Bau / technische Berufe 

Verwaltung / kaufmännische Berufe / Verkauf 

pädagogischer Bereich (nicht wiss.) (Erzieher/-in) 

Lehrer/-in / wissenschaftlicher Bereich 

Tabelle 5: Berufsausbildung



Werden diejenigen herausgenommen, die auch
früher in einem pädagogischen Bereich gear-
beitete haben, ergibt sich ein Anteil von 34 Pro-
zent, der über eine nicht pädagogische Voraus-
bildung verfügt. Dies ist eine bedeutsame Res-
source, die in der Arbeit mit den Kindern und Ju-
gendlichen nutzbringend eingesetzt werden
kann. Der Anteil dieser anderweitigen Berufser-
fahrungen liegt im Vergleich zur Untersuchung
von Günther/Bergler (30 Prozent) aktuell gering-
fügig höher (Günther/Bergler 1992, S. 43). Da-
mals, Anfang der neunziger Jahre, wie heute
scheint der Weg von einem nichtpädagogischen
Beruf in einen pädagogischen häufig beschritten
zu werden.

Bei der Frage nach der Berufserfahrung wurde
nach Berufserfahrungen im Bereich Sozialarbeit/
-pädagogik insgesamt, im Bereich der stationä-
ren Erziehungshilfen und beim jetzigen Träger
unterschieden. Die Berufserfahrung in der Sozi-
alarbeit/-pädagogik im Allgemeinen ist – plau-
sibler Weise – die längste und beträgt bei den
Befragten im Schnitt knapp dreizehn Jahre. Es
gibt jedoch eine große Variationsbreite, die von
Berufserfahrungen von weniger als einem hal-
ben Jahr bis hin zu 40-jähriger Berufstätigkeit
reicht. Ähnliches gilt für die Berufserfahrung im
Bereich der stationären Hilfen, die im Schnitt
bei etwa elfeinhalb Jahren liegt; also nur rund
zweieinhalb Jahre kürzer als die sozialpädagogi-
sche Berufserfahrung ist. Es scheint, als hätten
die Mitarbeiter/-innen relativ bald in den Be-
reich »stationäre Hilfen« gewechselt. Ein Ver-
gleich der beiden Angaben zur Berufserfahrung
zeigt, dass bei 56 Prozent der Befragten die
Dauer der Berufserfahrung in der Sozialarbeit
mit der der Tätigkeit im stationären Bereich
übereinstimmt. Das heißt, sie sind offensichtlich
direkt nach der Ausbildung in den Bereich »sta-
tionäre Hilfen« eingestiegen. Diese Zahl steigt
auf 66 Prozent an, wenn auch diejenigen einbe-
zogen werden, deren Berufserfahrung im sozia-
len Bereich im Allgemeinen die Heimtätigkeit bis
zu maximal zwei Jahre übersteigt. Es wird er-
sichtlich, dass die stationäre Erziehungshilfe

für viele ein Arbeitsplatz ist, in den sie sehr
bald einsteigen und verbleiben.

Die Berufserfahrung beim Träger fällt mit im
Schnitt acht Jahren kürzer aus, wobei knapp ein
Drittel erst bis zu zwei Jahre berufliche Tätigkeit
beim Träger hinter sich hat. Die geringere Zeit-
dauer kann auf Arbeitsplatzwechsel hinweisen,
muss es jedoch nicht, da es auch zu Träger-
wechseln kommen kann, ohne dass sich für die
Mitarbeiter/-innen der Arbeitsplatz ändert. 

Dem Themenkreis »Berufserfahrung« schließt
sich die Frage nach der Zahl der Berufsanfänger
an. Bereits oben wurde im Zusammenhang mit
der Altersverteilung auf die im Vergleich zu den
neunziger Jahren geringe Zahl jüngerer Mitar-
beiter/-innen hingewiesen. Ein Berufsanfänger
muss jedoch nicht immer zu den Jüngeren gehö-
ren, beispielsweise wenn vorher in einem ande-
ren Arbeitsfeld gearbeitet wurde. Wird die Dauer
der Berufserfahrung in der Sozialarbeit betrach-
tet, sind es 18 Prozent, die in diesem Bereich
erst bis zu zwei Jahren gearbeitet haben; für den
Bereich der Tätigkeit ergibt sich ein entspre-
chender Prozentanteil von 22 Prozent. Bezogen
auf die zuletzt abgeschlossene pädagogische Be-
rufsausbildung kann ein Anteil von 16 Prozent
festgestellt werden; der pädagogische Berufsab-
schluss liegt bei ihnen nicht mehr als zwei Jahre
zurück (bezogen auf den Zeitpunkt der Befra-
gung). Bei allen Betrachtungsweisen ergibt sich
ein ähnlicher Prozentsatz von Berufsanfängern
von rund 16 bis 22 Prozent. Damit stellt diese
Gruppe eine wichtige Ressource für die Zukunft
dar, um deren »Wohlergehen« man sich unbe-
dingt kümmern muss. 

Wird die Zahl der Berufsanfänger (der letzte päd-
agogische Ausbildungsabschluss ist zum Be-
fragungszeitpunkt nicht älter als bis zu zwei Jah-
ren) nach Betreuungsform aufgegliedert, zeigen
sich einige Unterschiede: Die meisten Berufsan-
fänger finden sich bei den Notdiensten (29 Pro-
zent), gefolgt vom Schichtdienst mit 24 Prozent.
Die wenigsten Berufsanfänger gibt es im Betreu-
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ten Jugendwohnen mit sechs Prozent. Die »vielen«
Berufsanfänger in den »Notdiensten« weisen auf
eine fragwürdige Einstellungspraxis hin. 

3.4 Mitarbeiter/-innen mit 
Migrationshintergrund
Im Fragebogen wurde danach gefragt, ob ein oder
beide Elternteile der Mitarbeiter/-innen oder sie
selbst außerhalb Deutschlands geboren sind, um
aus diesen Angaben den Anteil der Mitarbeiter/
-innen mit Migrationshintergrund zu ermitteln.
Etwa zehn Prozent der Befragten mochten diese
Fragen nicht beantworten und haben sie offen
gelassen oder unvollständig ausgefüllt. Auf alle
übrigen bezogen ergibt sich, dass neun Prozent
einen Migrationshintergrund haben. Hier stellt
sich die Frage, in welchem Verhältnis dieser Anteil
im Vergleich zur Bevölkerung und im Vergleich zu
den untergebrachten Kindern und Jugendlichen
steht. In Berlin hat im Schnitt etwa jeder Vierte
einen Migrationshintergrund; diese Zahl variiert
sehr stark nach Bezirk beziehungsweise statisti-
schen Gebieten. Verglichen mit der Berliner Zahl
ist der Anteil unter den Mitarbeiter/-innen im
Heimbereich deutlich unterdurchschnittlich. 

Auf Seite der Kinder und Jugendlichen weist die
Bevölkerungsstatistik einen Anteil von rund 43
Prozent unter den bis 15-Jährigen aus; also einen
sehr viel höheren Anteil als unter den Erwachse-
nen. Zahlen zu Kindern mit Migrationshinter-
grund in der stationären Erziehungshilfe gibt es
nicht, in der Statistik der Belegungsmeldungen
(Sen BWF 2008) wird lediglich der Ausländeran-
teil erfasst. Dieser beträgt in den Hilfen nach § 34
und § 35 SGB VIII 17 Prozent; ein Anteil, der re-
lativ genau mit dem Ausländeranteil in der Bevöl-
kerung Berlins (Altersgruppe fünf- bis 14-Jährige)
übereinstimmt. Vorsichtig kann daher vermutet
werden, dass auch der Anteil von Kindern und Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund in der
Heimunterbringung in etwa dem in der Bevölke-
rung entspricht. Demzufolge würden in der sta-
tionären Erziehungshilfe in Berlin (und wenn auch
etwas schwächer auch in Brandenburg als an-
grenzendem Bundesland, in das rund 20 Prozent

der Berliner Heim-Kinder und -Jugendlichen ge-
hen) im Schnitt rund 43 Prozent Kinder und Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund auf rund
neun Prozent Mitarbeiter/-innen mit Migrations-
hintergrund treffen. Interkulturelle Kompetenzen
sind daher unter den Mitarbeiter/-innen notwen-
diges und alltägliches Handwerkszeug für die Ar-
beit mit den Kindern und Jugendlichen. Mitarbei-
ter und Mitarbeiterinnen mit Migrationshinter-
grund müssten gezielt angeworben werden.

4. Was »stationäre« Mitarbeiter/-innen an 
ihrer Arbeit und ihrem Träger schätzen

Ein wichtiges Ergebnis der Befragung ist, dass die
Zufriedenheit der Mitarbeitenden in vielen Berei-
chen als hoch und dass auch die strukturellen
Rahmenbedingungen von vielen eher als günstig
eingeschätzt werden. Der/die Mitarbeiter/-in im
Bereich »stationärer Hilfen« ist in Berlin und Bran-
denburg erst einmal relativ zufrieden mit
seiner/ihrer Arbeitssituation und kein genereller
»Kritikaster«.

78 Prozent der Mitarbeiter/-innen verfügen
über einen unbefristeten Arbeitsvertrag. Damit
dürften viele besser gestellt sein als ihre Kolleg/-
innen im ambulanten Bereich. Zwischen den
stationären Hilfeformen gibt es diesbezüglich eine
Variationsbreite von fast 20 Prozent. Im Bereich
»familienanaloger« Hilfen, die WAB-Gruppen und
Erziehungsstellen umfassen, sind es 94 Prozent
der Mitarbeiter/-innen, im Intensivgruppenbe-
reich immerhin 75 Prozent. 

67 Prozent der Arbeitsstellen sind Vollzeitstel-
len.
Jüngste statistische Daten von KomDat (3/2008)
weisen in den Beschäftigungsverhältnissen außer-
halb der Kindertagesstätten eine Vollzeitbeschäf-
tigtenquote von 57 Prozent aus. Interessanterwei-
se korrespondiert die Streuung der prozentualen
Anteile an Vollzeitbeschäftigungsverhältnissen
mit der Frauenquote in den einzelnen Hilfeformen.
In den Mutter-Kind-Einrichtungen, in denen wir
den höchsten Frauenanteil haben (96 Prozent) ha-
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ben wir auch die größte Rate an Teilzeitstellen (64
Prozent). In den Intensivgruppen, in denen wir die
niedrigste Beschäftigungsquote von Frauen haben
(63 Prozent), gibt es auch am wenigsten Teilzeit-
stellen (18 Prozent). 

46 Prozent der Mitarbeiter/-innen sind sehr
oder eher zufrieden mit ihrer Bezahlung. 
Die Zahl wird je nach der schon vorab gebildeten
Erwartungshaltung überraschen oder nicht und
falls ja, entweder als besonders hoch oder als
niedrig imponieren. Bezogen auf die Zufriedenheit
mit der Bezahlung existiert eine erhebliche Varia-
tionsbereite zwischen den Trägern von 23 Prozent
bis 76 Prozent. Woran das liegt, können wir an-
hand unserer Daten nicht sagen, da wir nicht
nach der absoluten Höhe von Einkommen gefragt
haben und deshalb nicht wissen, ob einige Träger
mehr und andere weniger bezahlen. Wahrschein-
lich dürfte die absolute Höhe des Gehalts aller-
dings nur ein Faktor unter mehreren sein, der die
Zufriedenheit mit der Bezahlung bedingt. Dafür
spricht auch, dass es bezogen auf diese Fragen
kaum Unterschiede zwischen Berlin und Branden-
burg gibt, auch wenn man davon ausgehen kann,
dass der Lohn in Brandenburg (etwas) niedriger
ausfällt.

Bemerkenswert ist, dass 32 Prozent ankreuzen,
dass die vorgenommene Eingruppierung nicht
ihrer Ausbildung/Berufserfahrung entspricht.
Diese Gruppe dürfte sich zu einem hohen Pro-
zentsatz aus Sozialpädagogen (FH) (ebenso eini-
ge Diplom-Pädagog/-innen) zusammensetzen,
die aber aufgrund der Landesrichtlinien »nur« als
Erzieher bezahlt werden können. Dafür spricht,
dass 47 Prozent der Akademiker und nur 25
Prozent der Nicht-Akademiker mit dem Verhält-
nis zwischen Bezahlung und Qualifikation unzu-
frieden sind. 

76 Prozent der Mitarbeiter/-innen erachten die
fachliche Unterstützung, die sie in den Einrich-
tungen bekommen, für gut bis sehr gut. Ge-
meint ist damit die fachliche Unterstützung von
Seiten der Kolleg/-innen und der Vorgesetzten.

59 Prozent geben an, dass sie die Teamzeit als
ausreichend erleben.

Auch wenn das Gesamtergebnis als zufriedenstel-
lend eingeordnet werden kann, fallen bei dieser
Frage große trägerspezifische Varianzen auf: Bei
der Zufriedenheit mit der zur Verfügung gestell-
ten Zeit variieren die Mitarbeiter/-innen zwischen
90,9 Prozent und 40 Prozent; oder bezogen auf
das Statement »nicht ausreichend« zwischen 60
Prozent und 9,1 Prozent. Die Heterogenität der
Antworten zeigt aber, dass es in diesem Bereich
noch keine einheitlichen Standards gibt bezie-
hungsweise es den Trägern unterschiedlich gut
gelingt, den Erwartungen der Mitarbeiter/-innen
in dieser Frage gerecht zu werden. 

80 Prozent der Mitarbeiter geben an, dass in
akuten Krisensituationen eher schnell oder so-
gar sehr schnell Hilfe organisiert werden kann.
Nur sieben Prozent der Mitarbeiter/-innen ha-
ben den Eindruck in Krisensituationen alleine
dazustehen. 

Die Zusammenarbeit mit Schule (Lehrer/-in-
nen), dem Jugendamt (Hilfeplanung) und den
Eltern der Kinder/Jugendlichen wird von einer
großen Gruppe von Mitarbeiter/-innen als »we-
nig« bis »gar nicht« belastend angesehen:
• 88 Prozent geben das bei Schule und Lehrern

an,
• 84 Prozent bei Jugendamt und Hilfeplanung
• 68 Prozent bei Eltern.

Die Ergebnisse werden viele Fachkräfte erstaunen;
da die Mitarbeitenden an anderen Stellen auch
»negative« Äußerungen vornehmen, spricht nichts
dafür, dass sie sich ihre Arbeitssituation »schön
reden«.

Bezogen auf die Verbundenheit mit dem Beruf,
der momentanen Stelle und dem Träger, bei dem
man beschäftigt ist, ergibt sich eine absteigende
Treppe, von der die ersten beiden Stufen aller-
dings sehr nahe beieinander liegen. Die »starke«
oder »sehr starke« Verbundenheit beträgt bei
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den Mitarbeiter/-innen in Prozentwerten ausge-
drückt
• 93 Prozent mit dem Beruf (davon »sehr

stark« = 46 Prozent),
• 93 Prozent mit der momentane Stelle (davon

»sehr stark« = 20 Prozent) und
• 57 Prozent mit dem Träger (davon »sehr

stark« = 15 Prozent).

Beeindruckend ist allerdings, dass es hier Abwei-
chungen zwischen den Trägern in der Verbunden-
heit zwischen einem Tiefstwert von 21 Prozent bis
zu einem Maximum von 82 Prozent gibt. Gegen
unser Vorurteil als externe Beobachter der Ju-
gendhilfelandschaft waren es nicht die kleinen
Träger, die zu einem auffälligen Mehr an Verbun-
denheit einladen. Das gelingt auch großen Kom-
plexeinrichtungen, manchmal sogar noch besser
als den »Kleinen«. 

5. Burnout bei pädagogischen Fachkräften aus
stationären Hilfen

Der Begriff »Burnout« versucht ein Phänomen zu
erfassen, das insbesondere im Kontext helfender
Berufe (Psychotherapeuten, Ehrenamtliche im
Selbsthilfebereich, Pflegeberufe, Sozial- und Er-
ziehungsberufe) beschrieben wird. Richter und
Hacker (1998, S. 144) definieren Burnout bei-
spielsweise als einen 
»… Zustand physischer und psychischer, kognitiver
und emotionaler Erschöpfung in Tätigkeiten der
Humandienstleistungen (…). Dabei handelt es sich
vorzugsweise um Tätigkeiten, die ein langzeitiges
Engagieren für andere Menschen in emotional
belastenden Situation erfordert.«

Burnout entsteht »schleichend« und ist mit einer
dauerhaft hohen sozialen Belastung verbunden,
mit der unangemessen umgegangen wird, und
zwar sowohl auf der persönlichen wie der arbeits-
organisatorischen Ebene. Burnout wirkt sich auf
die Qualität der Arbeit aus und wird daher zu ei-
nem Problem nicht nur für den Arbeitnehmer,
sondern insbesondere für den Arbeitgeber. 

In der wissenschaftlichen Diskussion ist »Burnout«
kein unumstrittenes Konstrukt (siehe z. B. Rösing
2003). Hinzu kommt, dass eine Vielzahl von ande-
ren Konstrukten und Herangehensweisen exi-
stiert, mit denen arbeitsbezogene Einstellungen
und Motivationen im Zusammenhang mit Anfor-
derungen des Arbeitplatzes beschrieben und er-
fasst werden. Sie reichen von Konzepten zur Ar-
beitszufriedenheit (z. B. Fischer 1989) wie sie
beispielsweise in der Arbeits- und Organisations-
psychologie angesiedelt sind, über die Diskussion
von Arbeitsfreude und Workflow, zu Stresstheo-
rien, Bewältigungsstrategien, Ansätzen zur Work-
Life-Balance, Modellen zur Gerechtigkeit in Orga-
nisationen und anderem mehr. 

›Prominente‹ gesundheitsbezogene Theorien sind
das Anforderungs-Kontroll-Modell nach Karasek
und Theorell (1990), in dem von einem notwendi-
gen Gleichgewicht zwischen Arbeitsanforderun-
gen und gewährten Entscheidungsspielräumen
ausgegangen wird. Dieser Ansatz ist durch Rich-
ter (2000) in einen Fragebogen zur Arbeits-
intensität und zum Tätigkeitsspielraum (FIT) um-
gesetzt worden, der auch in der vorliegenden Un-
tersuchung eingesetzt wurde. Im Mittelpunkt
standen Fragen zur subjektiven Einschätzung der
eigenen Arbeitssituation. Die 22 Statements be-
ziehungsweise Fragen sind drei Dimensionen zu-
geordnet, und zwar: 
1. Emotionale Erschöpfung (neun Items)

Zum Beispiel: Ich fühle mich erschöpft, wenn
ich morgens aufstehe und wieder einen Ar-
beitstag vor mir habe. 

2. Depersonalisierung / Zynismus (fünf Items)
Zum Beispiel: Ich befürchte, dass mich diese
Arbeit innerlich verhärtet.

3. Einschätzung der Leistungsfähigkeit/berufli-
che Selbstwirksamkeit (acht Items) 
Zum Beispiel: Ich fühle mich voller Tatkraft.

5.1 Burnout nach Geschlecht, Alter und 
Betreuungsform
Werden die Werte für die drei Burnout-Dimensio-
nen entsprechend den oben beschriebenen Vorga-
ben berechnet, ergeben sich die in Tabelle 7 dar-
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gestellten Ergebnisse (in der Tabelle die Zeile »Ge-
samt«). Demnach gelten zehn Prozent als hoch
emotional erschöpft; bei vier Prozent liegt ein
hoch entwickelter Zynismus in Bezug auf Arbeit
und Zielgruppe vor, und 38 Prozent schätzen ihre
berufliche Selbstwirksamkeit (Leistungsfähigkeit)
als niedrig ein. Männer und Frauen unterscheiden
sich bei den Dimensionen »emotionale Erschöp-
fung« und »Leistungsfähigkeit« nicht; bei der Ska-
la »Depersonalisierung/Zynismus« gehören die
Männer etwas häufiger als die Frauen zu denjeni-
gen mit hohen Werten (acht Prozent bei den
Männern und drei Prozent bei den Frauen). Der
Unterschied gilt als statistisch signifikant (Chi-
Quadrat: 8,52, d = 2, p = 0,014). 

Tendenziell befinden sich unter den ab 50-Jähri-
gen etwas häufiger hoch emotional Erschöpfte
(14 Prozent im Vergleich zu neun Prozent der un-
ter 50-Jährigen) und die Jüngeren haben etwas
seltener niedrige Leistungsfähigkeit (35 Prozent
im Vergleich zu 39 Prozent bei den unter 50-Jäh-
rigen). Die Unterschiede nach Alter gelten stati-
stisch als nicht signifikant.

Tabelle 6 zeigt die Unterschiede auf den drei Bur-
noutskalen nach Betreuungsform. Statistisch ge-
sehen gelten diese Unterschiede auf den beiden
Skalen »Depersonlisierung« und »Leistungs-
fähigkeit« als nicht signifikant; bei der Skala
»emotionale Erschöpfung« ergibt sich eine grenz-
wertige Signifikanz (Chi-Quadrat: 21,07, df = 12,
p = 0.049). Demnach liegt in den drei Betreu-
ungsformen »familienanaloge Angebote«,
»Schichtdienste (§ 34)« und »Not-/Krisendienst«
bei zwölf bis 16 Prozent der Befragten hohe emo-
tionale Erschöpfung vor, während bei den übrigen
drei Betreuungsformen »intensiv betreute Grup-
pen«, »betreutes Jugendwohnen« und »Mutter-
Kind-Angebote« dieser Anteil bei nur fünf bis acht
Prozent liegt.
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Emotionale Erschöpfung
niedrig      mittel      hoch

Schicht § 34 82 62 26
48,2 % 36,5 % 15,3 %

intensiv betreute /
therapeutische 67 57 7
Gruppen 51,1 % 43,5 % 5,3 %
familienanaloge 52 60 21
Angebote 39,1 % 45,1 % 15,8 %
betreutes 40 49 7
Jugendwohnen 41,7 % 51,0 % 7,3 %
Mutter-Kind- 32 39 6
Angebote 41,6 % 50,6 % 7,8 %
Notdienst/ 14 15 4
Krisengruppen 42,4 % 45,5 % 12,1 %
unklare Angaben 34 34 3
im Fragebogen 47,2 % 47,2 % 5,6 %
gesamt 321 316 75

45,1 % 44,4 % 10,5 %

Depersonalisierung/
Zynismus
niedrig      mittel      hoch

Schicht § 34 136 33 7
77,3 % 18,8 % 4,0 %

intensiv betreute/
therapeutische 103 24 7
Gruppen 76,9 % 17,9 % 5,2 %
familienanaloge 102 25 4
Angebote 77,9 % 19,1 % 3,1 %
betreutes 77 15 6
Jugendwohnen 78,6 % 15,3 % 6,1 %
Mutter-Kind- 69 11 1
Angebote 85,2 % 13,6 % 1,2 %
Notdienst/ 25 5 3
Krisengruppen 75,8 % 15,2 % 9,1 %
unklare Angaben 54 15 5
im Fragebogen 73,0 % 20,3 % 6,8 %
gesamt 566 128 33

77,9 % 17,6 % 4,5 %

Tab. 6: Burnout nach Betreuungsform



Eine Aufgliederung nach Trägern zeigt besonders
für die beiden Dimensionen »emotionale Erschöp-
fung« und »Leistungsfähigkeit« deutliche Unter-
schiede. Während einige gar keine emotionale Er-
schöpfung haben, liegt der Anteil bei anderen bei
28 Prozent. Bei der Skala »Leistungsfähigkeit«
schwankt der Anteil niedrig Leistungsfähiger
zwischen zehn und 50 Prozent. Sicher unter-
scheiden sich die Träger nach ihrem Profil (man-
che haben beispielsweise mehr Krisen- und Inob-
hutnahmeeinrichtungen beziehungsweise mehr
Mutter-Kind-Gruppen) und dem Durchschnittsal-
ter der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Doch er-
klären diese Unterschiede nicht alle Aspekte un-
terschiedlicher Burnout-Raten. Dafür sind mit ho-
her Wahrscheinlichkeit »Trägerkulturen« verant-
wortlich und zwar in zweifacher Hinsicht: Unter-
schiedliche Träger sichern ihre pädagogischen
Fachkräfte bezogen auf die Personalausstattung
nicht nur für Krisen- und Krankheitsfälle unter-
schiedlich »gut« ab. Neben diesen »objektiven«
Unterschieden bilden sich aber auch unterschied-
liche Wahrnehmungs- und Gesprächskulturen bei
den Mitarbeitenden heraus: nicht alle reagieren

auf denselben Standard mit demselben Maß an
Zufriedenheit: eher loyale Mitarbeiter/-innen »re-
den« die Einrichtung und damit auch ihren Status
dort eher »gut«, andere – etwa in Umbruchszeiten
mit vorübergehend unklaren Leitungsstrukturen –
eher »schlecht«. Insofern muss Leitung sowohl die
objektiven Standards, aber auch die subjektiven
Befindlichkeiten der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im Auge haben, wenn man am Burnout-
Syndrom etwas verändern will. 

Abb. 7: Burnout nach Träger
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Leistungsfähigkeit / beruf-
liche Selbstwirksamkeit
niedrig      mittel      hoch

Schicht § 34 74 74 21
43,8 % 43,8 % 12,4 %

intensiv betreute /
therapeutische 40 72 17
Gruppen 31,0 % 55,8 % 13,2 %
familienanaloge 49 59 22
Angebote 37,7 % 45,4 % 16,9 %
betreutes 38 51 6
Jugendwohnen 40,0 % 53,7 % 6,3 %
Mutter-Kind- 24 45 8
Angebote 31,2 % 58,4 % 10,4 %
Notdienst/ 16 13 4
Krisengruppen 48,5 % 39,4 % 12,1 %
unklare Angaben 30 36 5
im Fragebogen 42,3 % 50,7 % 7,0 %
gesamt 271 350 83

38,5 % 49,7 % 11,8 %
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5.2 Vergleiche mit anderen Untersuchungen
Ist der Anteil von zehn Prozent hoch erschöpfter
Fachkräfte viel oder wenig? Würden wir in ande-
ren Bundesländern andere Durchschnittsraten er-
halten? Auch für die beiden anderen Burnout-
Skalen stellt sich diese Frage und eine Einordnung
ergibt sich erst durch den Vergleich mit anderen
Berufsgruppen. 

Eine einfache Vergleichsmöglichkeit ergibt sich
aus der Studie von Körner (2002), da sich die vor-
liegende Studie direkt an dieser orientiert hat. Die
Körner-Studie basiert auf einer Stichprobe von
975 Lehrer/-innen aus Gymnasien in drei Bundes-
ländern (Rücklaufquote 51 Prozent). Die Pro-
zentwerte in Tabelle 6 zeigen bei der Kategorie
»emotional hoch erschöpft« höhere Werte bei den
Lehrer/-innen, und zwar 25 Prozent im Vergleich
zu nur zehn Prozent in der FEJ-Studie. Auch bei
der Skala »Depersonalisierung« liegen die Werte
für die Mitarbeiter/-innen der stationären Erzie-
hungshilfe etwas günstiger. Hinsichtlich der Lei-
stungsfähigkeit schneiden sie allerdings leicht
schlechter ab. Insgesamt ergibt sich im Vergleich
mit den Lehrer/-innen an Gymnasien für die FEJ-
Studie eine ähnliche, zum Teil etwas geringere
Belastung durch Burnout. 

Vergleiche mit anderen Studien, in denen das
Maslach-Burnout-Inventory eingesetzt wurde,
erfordern Umrechnungen, da sie oft als Burnout-
Kennwerte nicht Prozentangaben (wie oben in der
Körner-Studie) ausweisen, sondern die Mittelwer-
te zu den Summenscores der drei Burnoutskalen
benennen. Für die Vergleiche werden neben der
Körner-Studie (2002) folgende weitere Untersu-
chungen einbezogen:
• Driller (2008): pädagogisch tätige Mitarbei-

ter/-innen der Behindertenhilfe aus sechs
Wohneinrichtungen in verschiedenen Bundes-
ländern sowohl großstädtischer wie ländlicher
Bereich, 30 Prozent Erzieher/-innen, 63 Pro-
zent Frauen; Berufserfahrung im Mittel 13
Jahre; n= 175, Rücklauf: 57 Prozent

• Strompen (2008): Mitarbeiter/-innen im Poli-
zeidienst: 63 Prozent Wach- und Bezirksdien-
ste, 13 Prozent Verkehrsüberwachung, 16 Pro-
zent Kriminalitätsbekämpfung, acht Prozent
zentraler Bereich/Polizeigewahrsam; Grundge-
samtheit für die Untersuchung: Ein Drittel al-
ler bei der Polizei in Köln Tätigen (ohne Verwal-
tung); n= 256; Rücklauf: 37 Prozent

• Moosler (2006): Krankenpflegepersonal in ei-
nem Krankenhaus der Regelversorgung mit
160 Betten in Südbayern, alle Abteilungen; 88
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 Lehrer/-innen an 
Gymnasien

(Körner 2002) 

Mitarbeiter/-innen in der 
stationären Erziehungshilfe 

FEJ-Studie (2009) 

32,3 % 45,3 % 
43,1 % 44,2 % 
24,6 % 10,5 % 

65,1 % 77,7 % 
28,3 % 17,8 % 
  6,6 %   4,5 % 

Selbstwirksamkeit
34,8 % 38,5 % 
52,8 % 49,7 % 
12,4 % 11,9 % 

emotionale Erschöpfung 
niedrig

hoch
mittel

niedrig

hoch
Leistungsfähigkeit / berufliche 

mittel

niedrig

hoch
mittel

Depersonalisierung/Zynismus

Tab. 8: Verteilung auf Burnout-Gruppen in FEJ-Studie und Körner-Studie



Prozent Frauen, Berufserfahrung 13,7 Jahre,
Durchschnittsalter 27 Jahre; n= 51, Rücklauf
46 Prozent

Abbildung 8 zeigt die transformierten Mittelwer-
te der drei Burnout-Skalen. Insgesamt betrachtet
liegen die Angaben nahe beieinander. Die Unter-
schiede auf den beiden Skalen »emotionale Er-
schöpfung« und »Depersonalisierung/Zynismus«
sind etwas geringer als bei der Skala »Leistungs-
fähigkeit«. Im Durchschnitt höhere Leistungsfä-
higkeit liegt in der Driller-Studie für die Behinder-
tenhilfe vor, den niedrigsten Wert haben die Gym-
nasiallehrer/-innen der Körner-Studie. Bei der Po-
lizei-Studie (Strompen) fallen die niedrigen Wer-
te bei emotionaler Erschöpfung auf, die einherge-
hen mit vergleichsweise hohen Werten auf der
Skala »Zynismus«. Es ist zu vermuten, dass dieses
Ergebnis auf den höheren Männeranteil in der
Stichprobe zurückgeht (Männer neigen zu höhe-
ren Werten auf der Zynismusskala als Frauen). 

Abb. 8: Vergleich von Studien zum Burnout auf Basis von
Mittelwerten

Die FEJ-Studie liegt hinsichtlich der verschiede-
nen Werte jeweils im Mittelfeld beziehungsweise
bei der Skala »Zynismus« im unteren Wertebe-
reich. Im Ergebnis ist demnach Burnout unter den
Mitarbeiter/-innen der stationären Erziehungshil-
fe nicht häufiger aber auch nicht seltener anzu-
treffen als in anderen Berufsfeldern. Dieses Ergeb-

nis scheint auf den ersten Blick beruhigend zu
sein, allerdings ist es auch kein Ergebnis, auf dem
man sich letztendlich »ausruhen« kann. 

6. Schluss

In der nächsten Ausgabe der »Evangelischen Ju-
gendhilfe« (2/2010) stellen wir weitere Ergebnis-
se aus unserer Studie vor: Faktoren, die Burnout-
Raten begünstigen oder reduzieren und vor allem
Art und Häufigkeit von Wechselabsichten in den
unterschiedlichen Hilfeformen und Altersklassen.
Im Folgeartikel wird sich auch das Literaturver-
zeichnis befinden. Wer vorab eine sehr viel aus-
führlichere Gesamtfassung der gesamten Unter-
suchung erhalten will, wendet sich bitte an:
www.fej.info.

Ralf Liedtke
Geschäftsführer fej

Leiter AB 5 im Diakonischen Werk Berlin-Brandenburg
schlesische Oberlausitz e. V.

Paulsenstr. 55-56
14180 Berlin

liedtke.r@dwbo.de
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WWeerrddeenn  hheeuuttzzuuttaaggee  iinn  ddeerr  HHeeiimmeerrzziieehhuunngg  iinn  RRee--
ggeellggrruuppppeenn  ggeezziieelltt  eexxkklluussiivvee  BBeezziieehhuunnggeenn  zzwwii--
sscchheenn  ddeenn  jjuunnggeenn  MMeennsscchheenn  uunndd  ddeenn  EErrzziieehheerrnn
eeiinnggeesseettzztt??  UUnndd  wweennnn  jjaa,,  wwiiee  wwiirrdd  ddiieessee  EExxkklluussii--
vviittäätt  hheerrggeesstteelllltt  uunndd  wwaass  bbeeiinnhhaalltteett  ssiiee??  WWeellcchhee
ppääddaaggooggiisscchhee  VVoorrsstteelllluunngg  uunndd  wweellcchhee  MMooddeellllee
vveerrbbeerrggeenn  ssiicchh  hhiinntteerr  ddeemm  iinn  ddeerr  PPrraaxxiiss  oofftt  bbee--
nnuuttzztteenn,,  aabbeerr  ffaacchhlliicchh  nniicchhtt  ddeeffiinniieerrtteenn  ppääddaaggoo--
ggiisscchheenn  BBeeggrriiffff  ddeess  BBeezzuuggsseerrzziieehheerrss11 iimm  SScchhiicchhtt--
ddiieennsstt??  WWeellcchhee  BBeeddeeuuttuunngg  sspprreecchheenn  ddiiee  BBeetteeiilliigg--
tteenn  ddeerr  BBeezziieehhuunnggssggeessttaallttuunngg  zzuu  uunndd  wweellcchhee  PPeerr--
ssppeekkttiivveenn  sseehheenn  ssiiee  ffüürr  ddiiee  ggrruuppppeennppääddaaggooggiisscchhee
AArrbbeeiitt??
DDiieesseenn  uunndd  wweeiitteerreenn  FFrraaggeenn  wwiiddmmeett  ssiicchh  ddaass  FFoorr--
sscchhuunnggss--  uunndd  PPrraaxxiisseennttwwiicckklluunnggsspprroojjeekktt  »»PPäädd--
aaggooggiisscchhee  PPrroozzeessssee  iinn  RReeggeellggrruuppppeenn  ddeerr  ssttaattiioonnää--
rreenn  HHeeiimmeerrzziieehhuunngg  ––  EEnnttwwiicckklluunnggeenn  uunndd  PPeerrssppeekk--
ttiivveenn««..  IInn  ddiieesseemm  BBeeiittrraagg  wwiirrdd  ddeenn  oobbeenn  ggeennaannnntteenn
FFrraaggeenn  nnaacchhggeeggaannggeenn..  
DDaabbeeii  wwiirrdd  zzuunnääcchhsstt  ddaass  PPrroojjeekktt  kkuurrzz  vvoorrggeesstteelllltt,,
uumm  aannsscchhlliieeßßeenndd  ddiiee  BBeezziieehhuunngg  ddeerr  KKiinnddeerr  uunndd  JJuu--
ggeennddlliicchheenn  zzuu  ddeenn  ppääddaaggooggiisscchheenn  FFaacchhkkrrääfftteenn  iinn--
nneerrhhaallbb  ddeerr  HHeeiimmeerrzziieehhuunngg  zzuu  ffookkuussssiieerreenn..  HHiieerrzzuu
wweerrddeenn  nnaacchh  eeiinneemm  kkuurrzzeenn  AAbbrriissss  zzuu  ddeenn  EErrkkeennnntt--
nniisssseenn  aauuss  ddeerr  LLiitteerraattuurr  ddiiee  ((ZZwwiisscchheenn--))  EErrggeebbnniiss--
ssee  ddeess  PPrroojjeekktteess  zzuu  ddiieesseemm  TThheemmaa  eerröörrtteerrtt..  DDaarrggee--
sstteelllltt  wweerrddeenn  ddiiee  AAuusswwaahhll  uunndd  ddiiee  AAuuffggaabbeenn  ddeerr
BBeezzuuggsseerrzziieehheerr  ssoowwiiee  ddeerreenn  BBeeddeeuuttuunngg  ffüürr  ddiiee
KKiinnddeerr  uunndd  JJuuggeennddlliicchheenn  uunndd  ddiiee  EElltteerrnn..  AAbbsscchhlliiee--
ßßeenndd  wweerrddeenn  ddiiee  EErrggeebbnniissssee  pprroojjeekkttüübbeerrggrreeiiffeenndd
ddiisskkuuttiieerrtt..  

Zum Projekt

Angesichts der anhaltend großen quantitativen
Bedeutung von so genannten »Regelgruppen« in
der stationären Heimerziehung sollen diese im
Projekt »Pädagogische Prozesse in Regelgruppen
der stationären Heimerziehung – Entwicklungen
und Perspektiven« unter dem Aspekt der Quali-
tätsentwicklung und der Bemühungen zur Ver-

besserung der Wirksamkeit stationärer Hilfen
wieder stärker in den Blick genommen werden.
Das Projekt, welches von der Diakonie Rheinland-
Westfalen-Lippe in Kooperation mit der Fach-
hochschule Münster (Institut für Praxisentwick-
lung und Evaluation, IPE) durchgeführt wird2, hat
eine Laufzeit von zwei Jahren (vom 15.04.2008
bis zum 15.04.2010) und ist als Praxisforschungs-
und -entwicklungsvorhaben konzipiert. Dies be-
deutet, dass zunächst in einem forschenden Zu-
gang zur Praxis (hier der Gruppenerziehung in Re-
gelgruppen der Heimerziehung) aktuelle Realisie-
rungsformen und Probleme der Heimerziehung in
Regelgruppen erarbeitet wurden3. Auf dieser
Grundlage wird zurzeit in einem zweiten Schritt
(Praxisentwicklung) herausgestellt, welche kon-
zeptionellen und praktischen Konsequenzen für
die Weiterentwicklung der pädagogischen, insbe-
sondere der gruppenpädagogischen Ansätze zu
erarbeiten beziehungsweise weiterzuentwickeln
sind. In diesem Zusammenhang werden, basierend
auf den im Anschluss an die Erhebungsphase er-
arbeiteten (Zwischen-)Ergebnissen, Workshops
sowie eine Fortbildungsreihe konzipiert und ange-
boten, sodass der (Rück-)Transfer in die Praxis ge-
währleistet ist. 

Der Begriff der Regelgruppe bezeichnet »Schicht-
dienstgruppen«, in denen eine durchgehende Be-
treuung gewährleistet wird. In diesem Regel- oder
Normalangebot der Heimerziehung »orientiert
sich die pädagogische Betreuung an der so ge-
nannten Regelgruppenform mit einer personellen
Besetzung von 4,7: 9 und entspricht somit einem
Personalschlüssel von einer Fachkraft zu 1,91 jun-
gen Menschen«. (Arbeitshilfe Rahmenvertrag I;
Vereinbarungen über Leistungsangebote, Quali-
tätsentwicklung und Leistungsentgelte in Nord-
rhein-Westfalen §§ 78a-f SGB VIII Kinder und Ju-
gendhilfe, S. 38) 
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Da die meisten fremdplatzierten Kinder und Ju-
gendlichen in dieser Form der Erziehungshilfe le-
ben, geht das Projekt davon aus, dass dieses »Re-
gelangebot« nach wie vor die quantitativ domi-
nierende Maßnahme im Rahmen der Heimerzie-
hung darstellt. Im Projektkontext wird der Begriff
der Regelgruppe in umfassender Weise für alle in
diesem Sinne angesprochenen Gruppen-Konstel-
lationen benutzt. Es geht um die Gruppe als Le-
bensort von Kindern und Jugendlichen, welche
aus unterschiedlichen Gründen eine (befristete)
Alternative zum Lebensort Familie benötigen. 

Beziehungsstruktur zwischen jungem 
Menschen und sozialen Fachkräften in der
Heimerziehung

Der folgende Abschnitt befasst sich mit der Bezie-
hung zwischen dem Kind oder Jugendlichen und
Erzieher in der Heimerziehung.

Johann Heinrich Pestalozzi stellte Ende des 18.
Jahrhunderts erstmals die Bedeutung der Bezie-
hung im pädagogischen Kontext als Methode in
den Mittelpunkt. Diese sei der Schlüssel, um die
Bedürfnisse der Kinder nach Vertrauen und Ge-
borgenheit zu befriedigen (vgl. Colla 1999, 
S. 345-349). Mitte des 19. Jahrhunderts verfolg-
te auch Johann Hinrich Wichern mit der Grün-
dung des »Rauhen Hauses« in Hamburg 1833 das
Familienprinzip. Hier stellte erneut die Beziehung
die individuell benötigte Zuneigung des »Zög-
lings« sicher.

Die autoritäre Erziehung im Zuge der konfessio-
nellen Anstaltserziehung Anfang des 20. Jahrhun-
derts bediente sich dagegen nicht mehr der Bezie-
hung zum jungen Menschen als pädagogischem
Instrument. Vielmehr standen die Überzeugung
und die Lehre des christlichen Glaubens im Mit-
telpunkt des Heimalltags.

Im Rahmen der Reformpädagogik wurde dann die
Bedeutung der Beziehungsgestaltung zwischen
dem Erzieher und dem Zögling für ein pädagogi-
sches Verhältnis wiederbelebt.

Im Zusammenhang der Studentenbewegung der
60er Jahre entstand zudem die so genannte
Heimkritik. Infolge dieser Diskussion gab es in den
70er Jahren Veränderungen in der Heimerziehung;
das institutionelle Betreuungsgefüge wandelte
sich. In den großen Einrichtungen fanden Prozes-
se der Dezentralisierung statt, welche die räum-
liche Trennung der damals anstaltsförmigen Be-
treuungsformen beinhalteten. Darüber hinaus
verkleinerten sich die Gruppen und ein familien-
ähnlicher Rahmen wurde geschaffen, in dem die
Beziehung zwischen Erzieher und jungem Men-
schen gestärkt wurde.

Betrachtet man die Beziehungsarbeit in der
Heimerziehung, so ist festzuhalten, dass Heimein-
richtungen ein komplexes soziales System dar-
stellen; Heitkamp (1989) spricht hier von Organi-
sationen im soziologischen Sinn4 (vgl. Heitkamp
1989, S. 86).

Den Beziehungen der unterschiedlichen Akteure
der Heimerziehung legt Heitkamp folgendes Or-
ganisationsgefüge zugrunde. 

Abbildung aus: Heitkamp 1989, S. 87

Im Mittelpunkt steht die Beziehung zwischen dem
Erzieher und dem Kind. Um diese formen sich
konzentrische Kreise, die nach außen hin in ihrem
pädagogischen Bezug abnehmen (vgl. Heitkamp
1989, S. 87). 
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Es scheint einleuchtend, dass die Beziehung zwi-
schen dem Erzieher und dem jungen Menschen
diejenige Beziehung in der Heimerziehung ist,
welche sich aufgrund des Zusammenlebens am
engsten und persönlichsten (pädagogisch) gestal-
tet. Der Frage, welche Rolle hier der Bezugserzie-
her spielt, soll im Laufe dieses Beitrages anhand
der im Projekt erhobenen Daten nachgegangen
werden.

Es ist zu erwähnen, dass auch wenn die Bezie-
hung des jungen Menschen mit dem Erzieher in
der Mitte des Organisationsgefüges in Heimein-
richtungen steht, diese nicht automatisch vor-
handen ist. So ist Beziehungsarbeit in der statio-
nären Erziehung ein steter Entwicklungsprozess.
»Beziehungsarbeit erfährt sich im Prozess des
Miteinanderseins als ein zu erreichender Ent-
wicklungsauftrag, der durchaus im Erziehungs-
prozess glücken kann« (Lemfeld 1997, S. 281).
Hier wird deutlich, dass eine Beziehung zwi-
schen jungem Menschen und Erzieher auch
scheitern kann, da diese ein frei gewählter Vor-
gang ist.

In der Heimerziehung sollten dem Kind oder Ju-
gendlichen verbindliche Orientierungspunkte ge-
boten werden. Dies sorgt für ein Gefühl von Si-
cherheit und Verlässlichkeit. Bei der Herstellung
einer Exklusivität der Beziehung zwischen Erzie-
her und Kind oder Jugendlichem ist es nach Wie-
land u.a. (1992) notwendig, dass die institutionel-
len Rahmenbedingungen eine Kontinuität der Be-
ziehung sicherstellen. Darüber hinaus werden eine
parteiische Haltung dem jeweiligen Kind oder Ju-
gendlichen gegenüber und das Hinwegsetzen
über institutionelle Vorgaben als förderlich für die
Herstellung einer exklusiven Beziehung gesehen
(vgl. ebd. S. 107). Mannschatz (2007) bezeichnet
die Erzieherin in diesem Zusammenhang als Ge-
fährtin der Kinder und Jugendlichen (vgl. Mann-
schatz 2007). Die Rolle der Gefährtin »verlangt
nicht Kumpanei, sondern eine Grundhaltung, die
von Forderung und Achtung gekennzeichnet ist.«
(Mannschatz 2007, S. 72)

Auch die Untersuchung von Gehres (1997) ver-
deutlicht die Bedeutung der Beziehung zwischen
Erzieherin und Kind aus Sicht der befragten jun-
gen Menschen. Diese äußerten überwiegend,
dass die Beziehung zu den Erzieherinnen den
größten Einfluss auf ihre Entwicklung im Heim
gehabt habe (vgl. Gehres 1997, S. 124). Hier er-
wies sich damit die »Beziehungsqualität, in er-
ster Linie [zu] den Erziehern und Erzieherinnen,
(…) als ein ganz wichtiger Wirkungsfaktor im
pädagogischen Feld des Kinderheimes.« (Gehres
1997, S. 125) 

In diesem Zusammenhang gilt es, für die Heim-
erziehung einen Weg zu finden, diese Erkennt-
nisse in die Tat umzusetzen. Die jungen Men-
schen, die in einer Gruppe der stationären Heim-
erziehung leben, haben in ihren Familien zu-
meist negative Erfahrungen in der Beziehung zu
erwachsenen Menschen gemacht und Bezie-
hungsabbrüche erlebt. Diese Erfahrungen bein-
halten die Gefahr der Traumatisierung und die
Kinder und Jugendlichen können einen Schutz-
und Abwehrmechanismus entwickeln, welcher es
ihnen erschwert, neue Bindungen einzugehen
»aus Angst wieder enttäuscht zu werden« (Sta-
nulla 2004, S. 6).

Die Erzieherinnen müssen dieser Resistenz be-
gegnen und stoßen bei den jungen Menschen
häufig auf Kommunikationsbarrieren sowie auf
eine Indifferenz, das heißt, die Kinder und Ju-
gendlichen reagieren nicht auf soziale Verstärker
wie Lob, Anerkennung oder auch Strafe und Ta-
del. Darüber hinaus können sie eine Abneigung
gegenüber erwachsenen Verhaltensmodellen
entwickeln, sodass sie den Erzieher als Vorbild
ablehnen (vgl. Brendtro 1977, S. 75ff).

Diesen Anforderungen fachlich zu begegnen, ist
keine einfache Aufgabe. Die negativen Erfahrun-
gen, die die jungen Menschen gemacht haben,
gilt es zu kompensieren. Die Beziehungsarbeit im
Heim soll daher positive Beziehungserfahrungen
vermitteln. Hier ist vor allem die alltägliche Be-
gegnung notwendig.
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Eine weitere Schwierigkeit bei der Beziehungsge-
staltung im Heim kann daraus resultieren, dass
ein Kind bei der Unterbringung in einer Gruppe in
einen Loyalitätskonflikt zu den Eltern geraten
kann, »wenn es die Beziehung zu den Eltern mit
der Beziehung zu dem Erzieher eintauschen soll«
(Lemfeld 1997, S. 280). So wird deutlich, dass die
Beziehungsarbeit auch immer Netzwerkarbeit
bedeutet, die Kooperation mit der Familie ist in-
sofern unabdingbar. 

Im zweiten »Ring« der Abbildung nach Heitkamp
(1989) stehen die Hauswirtschaftskraft und
der/die Hausmeister/in. In den Forschungsbefun-
den des Projektes »Pädagogische Prozesse in Re-
gelgruppen der stationären Heimerziehung – Ent-
wicklungen und Perspektiven« fällt auf, dass
Hauswirtschaftskräfte von den Jugendlichen als
Bezugspersonen genannt werden, Hausmeister al-
lerdings in der Regel nicht.

In sechs der zehn beforschten Einrichtungen ist
eine Hauswirtschaftskraft5 beschäftigt. Da diese
die einzige Person ist, die in der Woche jeden Tag
in der Gruppe ist, haben die Kinder und Jugendli-
chen in der Regel eine gute Beziehung zu ihr.
Während in den Interviews mit den Jugendlichen
deutlich wurde, dass sie sich (streckenweise) mit
den (Bezugs-)Erziehern nicht verstehen, wurde
dieses bezüglich der Hauswirtschaftskraft nicht
geäußert. Dies mag an der Intensität der Bezie-
hung sowie an den unterschiedlichen Aufgaben
der genannten Akteure liegen, welche wiederum
unterschiedliche Reibungsflächen bieten. Nur die
Erzieherin tritt in direkte (pädagogische) Bezie-
hung zu und somit auch in Konflikte mit dem jun-
gen Menschen. 

»Die Jugendlichen müssen uns nicht lieben, weil
wir natürlich auch unpopuläre Entscheidungen
treffen für die Jugendlichen, keine Frage, und von
daher bleibt es nicht aus, dass die sich an uns rei-
ben (…).« (MA6)

Damit ist eine besondere Grenzziehung der päd-
agogischen Dominanz zwischen den Erziehern

und der Hauswirtschaftskraft notwendig. Diese
liegt neben der beruflichen Qualifikation vor al-
lem in der Aufgabe im Bezug auf die Gruppe.
Während die Aufgaben der Erzieher von den ak-
tuellen Bedürfnissen der Gruppe definiert werden,
sind die der Hauswirtschaftskräfte arbeitsvertrag-
lich festgelegt. Die Hauswirtschaftskraft wird
trotz des offiziellen Arbeitsschwerpunktes, wel-
cher keine Beziehungsarbeit beinhaltet, sowohl
von den Kindern und Jugendlichen als auch von
den pädagogischen Fachkräften als eine Konstan-
te in der Gruppe erlebt. Die Hauswirtschaftskräf-
te wirken damit unmittelbar auf die Gruppenge-
meinschaft ein (während Hausmeister dies nur
bedingt tun) und besitzen einen regelmäßigen
persönlichen Bezug zu den Kindern und Jugend-
lichen.

Der in der Abbildung mit »Fachdienste« benannte
Personenkreis umfasst beispielsweise Psycholo-
gen, Therapeuten oder Ärzte; diese stehen zwar
im direkten Kontakt mit dem Kind oder Jugendli-
chen, haben allerdings einen geringeren (pädago-
gischen) Einfluss, da sie in der Regel nur nach Be-
darf oder zu bestimmten Terminen mit dem jun-
gen Menschen in Beziehung treten.

Nach Heitkamp hat die Leitungs- und Verwal-
tungsebene aufgrund des separierten Arbeitsortes
den geringsten pädagogischen Einfluss auf das
Gruppenleben (vgl. Heitkamp 1989, S. 88). Es darf
allerdings nicht vergessen werden, dass die Lei-
tungsebene in dem Sinne eine dominante Rolle
hat, als dass sie die pädagogische Arbeit in der
Gruppe vertreten muss. Darüber hinaus muss sie
sowohl privatrechtliche als auch öffentlich-recht-
liche Vorschriften beachten und vertreten. Es ist
in der Regel in den untersuchten Einrichtungen
der Normalfall, dass eine Person der Leitungsebe-
ne als pädagogische Leitung innerhalb der Teams
fungiert und somit in die Gestaltung des Grup-
penprozesses einbezogen wird. 

Um diese Ausführungen praktisch zu untermau-
ern, werden im Folgenden Ergebnisse aus dem
Projekt vorgestellt. 



Ergebnisse aus dem Projekt 

Die Wohngruppe ist für die dort lebenden Kinder
und Jugendlichen der Lebensmittelpunkt für eine
jeweils unterschiedliche Zeitspanne. Die Gruppe
stellt somit für die Kinder und Jugendlichen den
Lebensalltag dar, während sie für die Erzieherin-
nen und Erzieher den Berufsalltag darstellt. Ist
diese Tatsache förderlich oder hinderlich für eine
gelingende Beziehungsarbeit in der Heimgruppe?
Oder wird dies gar nicht in dem geschilderten Sin-
ne wahrgenommen?

Die zehn untersuchten Gruppen sind unter-
schiedlich konzipiert und weisen verschiedene
Rahmenbedingungen auf. Sechs Gruppen sind ge-
mischtgeschlechtlich und jeweils zwei Gruppen
sind als reine Mädchen- und Jungengruppen kon-
zipiert. Von den Gruppen sind sechs dezentral ge-
legen und vier zentral auf dem Heimgelände. Die
Platzzahl der Gruppen variiert zwischen sieben
und neun Plätzen und beträgt im Durchschnitt 8,2
Plätze. Der Personalschlüssel innerhalb der unter-
suchten Gruppen weist eine Variationsbreite von
einem Mitarbeiter zu 1,9 Kindern und Jugendli-
chen bis 1:2,1 auf. Die Gruppen weisen teilweise
große Unterschiede auf, das System der Bezugs-
erziehung ist allerdings in allen Gruppen veran-
kert und somit ein fester Bestandteil der konzep-
tionellen Ausrichtung in der pädagogischen Ar-
beit. 

»Der Betreuungserzieher ist immer umfassend auf
dem aktuellen Stand der Verhaltensentwicklung
und Hilfeplanung der Kinder und Jugendlichen, für
deren Betreuung er zuständig ist, und hält diesbe-
züglich den Informationsfluss aufrecht. Er hat alle
wichtigen Veränderungen im Überblick und bringt
sie ins Teamgespräch und in die Erziehungs- und
Hilfeplanung ein.« (Konzeption einer Einrichtung)

Auswahl 

Haben die jungen Menschen die Möglichkeit, auf
die Auswahl ihres Bezugserziehers Einfluss zu
nehmen? Wann ja, in welcher Form wird dies rea-

lisiert und wenn nein, warum sind hier Grenzen
gesetzt? 

Die Zuordnung der Bezugserzieher wird in allen
Gruppen einheitlich gehandhabt. Diese findet im
jeweiligen Team statt und ist ausschlaggebend
von den Kapazitäten der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter abhängig. Somit wird bei der Auswahl
in der Regel der Fokus auf die interne Teamsitua-
tion – genauer: auf die Auslastung der einzelnen
Erzieher – gelegt und nicht auf persönliche Vor-
lieben der Teammitglieder geachtet. 

»Die [Zuordnung] erfolgt in einer Teamsitzung und
dann wird erstmal geguckt, wer schon wie viele
hat, (…). Also, da wird schon geguckt, dass das
ausgewogen aufgeteilt ist.« (MA)

Nach Möglichkeit erfolgt die Zuordnung daneben
auch entsprechend den individuellen Bedürfnis-
sen der jungen Menschen, beispielsweise durch
Berücksichtigung des Geschlechts des Bezugser-
ziehers vor dem Hintergrund einer geschlechts-
spezifischen Konzeption?

»Es wird auch im Einzelfall natürlich geregelt. Es
gibt vorab schon Kinder, wo vom Jugendamt ge-
sagt wird, gerade bei Jungen ist das häufig so, es
wäre unheimlich wichtig, wenn der Junge eine
männliche Bezugsperson hätte. Das versuchen wir
auch dann wirklich zu realisieren.« (MA) 

»Wir haben Mädels mit Missbrauchserfahrungen,
wo wir gesagt haben, nein, da kommt kein Mann,
da machen wir es nur mit Frauen.« (MA)

Dennoch ist es in allen Gruppen üblich, dass die
Kinder und Jugendlichen keinen direkten Einfluss
auf die Zuteilung ihrer Bezugsbetreuerin haben.
Dies wird zum einen damit begründet, dass dies
wegen der unterschiedlichen Kapazitäten der
Mitarbeiter nicht möglich ist und zum anderen
die Notwendigkeit bestehe, den jungen Menschen
bereits von Beginn der Unterbringung an einen
persönlichen Ansprechpartner zur Seite zu stellen. 
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»Das [Mitspracherecht] ist auch schwierig, weil,
die kennen die Betreuer auch gar nicht vorher. Ei-
gentlich legen wir die Bezugsbetreuung relativ
frühzeitig fest, damit die Kinder auch sofort einen
Ansprechpartner haben, d. h., dann ist es schwie-
rig die Kinder selber wählen zu lassen.« (MA)

Der Großteil der Jugendlichen bemängelt das feh-
lende Mitspracherecht jedoch nicht.

Wenn sich allerdings eine Bezugsbeziehung in
dem Sinne negativ auswirkt, dass sie für die päda-
gogische Arbeit und die Entwicklung des Kindes
auf Dauer nicht förderlich ist, besteht in allen
Gruppen die Möglichkeit des Bezugsbetreuer-
wechsels.

Diese Möglichkeit ist allerdings nur in den Fällen
gegeben, in denen eine lang anhaltende und ver-
festigte Problematik zwischen dem Erzieher und
dem Jugendlichen besteht. 

»Die Befürchtung ist, wenn wir das so völlig freige-
ben und sagen, da kann man auch verhandeln und
wechseln, dass man immer so ein ständiges Hau-
en und Stechen bekommt und dass es im ungün-
stigen Fall die Betreuer gibt, die keiner will, und
den Betreuer, den sie alle wollen, ja dann schwie-
rig wird. In diese Situation möchten wir erst gar
nicht geraten.« (MA)

Aufgaben

Sind die Aufgabenschwerpunkte der Bezugser-
zieher in den untersuchten Einrichtungen die
gleichen? Sind sie administrativer oder pädago-
gischer Natur? Wo zeichnen sich Unterschiede
ab?

Zunächst ist zu erwähnen, dass die Beziehungsar-
beit in der stationären Heimerziehung in erster Li-
nie vom Erwachsenen ausgehen sollte. Die Kinder
und Jugendlichen, die in einer Heimgruppe unter-
gebracht werden, erleben nicht selten aufgrund
der neuen Situation eine Art »Kulturschock«, wo-
bei auch das Verhältnis zum Bezugserzieher von

Unsicherheit, Fremdheit und Unfreiwilligkeit ge-
kennzeichnet sein kann. 

»Wir haben hier geklingelt und dann hat eine Er-
zieherin aufgemacht und die sah so komisch aus.
Die hatte so eine Kartoffelsackhose an, so eine
ganz bunte, und da habe ich mich umgedreht und
wollte wieder gehen. Die sah auch so voll komisch
aus.« (KJ)

Der Aufbau einer Vertrauensbasis sowie gegensei-
tiger Akzeptanz ist damit Aufgabe der Erzieherin.
Die Kinder oder Jugendlichen mussten in ihrem
Elternhaus oftmals Überforderung, Ablehnung so-
wie Beziehungsabbrüche erfahren, und es ist
wichtig, dass ihnen die Möglichkeit geboten wird,
eine »gesicherte Kontakt-, Begegnungs- und Be-
ziehungsatmosphäre« zu erleben (Lemfeld 1997,
S. 279).

Dennoch bedeutet die Bezugsbetreuung in den
untersuchten Gruppen nicht automatisch eine auf
Vertrauen basierende Beziehung. Zunächst sind
die Aufgaben der Bezugserzieher organisatori-
scher Natur, wie etwa Kontakte mit den Eltern,
dem Jugendamt, der Schule oder Ärzten. 

»Ja, meine Bezugserzieherin, die organisiert z. B.
Elternanrufe. Sie ruft regelmäßig meine Mutter an
und meinen Vater und informiert sie über den
Stand, wie es steht und was ich so mache (...) oder
irgendwelche Sachen klären, die ich noch nicht
klären kann, wenn man was mit der Schule hat
oder Elternsprechtage (...).« (KJ)

Diese übergeordnete Aufgabe der Kontaktgestal-
tung wird neben der aktiven Begleitung der Ent-
wicklung des Jugendlichen, der Mitgestaltung
seiner Erziehungsplanung, der Beteiligung an der
Erarbeitung der Erziehungsziele sowie der Teil-
nahme an Hilfeplangesprächen von allen inter-
viewten Personenkreisen als Aufgabenfeld der Be-
zugserzieher genannt. 

Bei der Einschätzung der Bedeutung einer ver-
trauensvollen Beziehung zwischen dem Erzieher
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und dem jungen Menschen sind zwei unter-
schiedliche Haltungen zu verzeichnen.

Aufgrund der genannten administrativen Aufga-
ben ist es nach Auffassung einiger Mitarbeiter
nicht notwendig, dass der Jugendliche eine enge
Beziehung zu seinem Bezugserzieher hat. Der Ju-
gendliche könne auch oder gerade mit anderen
Gruppenerziehern seiner Wahl eine vertrauens-
volle Beziehung eingehen, da nicht die Pflicht be-
stehe, persönliche Probleme ausschließlich mit
dem »zugeteilten« Erzieher zu besprechen. 

»Das Bezugserziehersystem bezieht sich in erster
Linie auf übergeordnete Aufgaben, sprich Kontak-
te mit den Jugendämtern, mit den Schulen, mit
Ärzten und nicht so sehr diese persönliche Kompo-
nente. Also, ich rede nur mit meinem Bezugserzie-
her oder so, sondern, da haben die so ein bisschen
die Wahl. Selbst wenn sie mal gerade mit ihrem
Bezugserzieher nicht so können, dann gibt es ja
noch drei andere Ansprechpartner.« (MA)

Im Gegensatz dazu vertreten einige der interview-
ten Mitarbeiterinnen die Haltung, eine vertrau-
ensvolle Beziehung sei für das System der Be-
zugsbetreuung unabdingbar. 

»Wie der Name das schon sagt, Bezugsbetreuer, ir-
gendwie sollte das eigentlich so funktionieren,
dass der Mitarbeiter Bezug zu dem Jugendlichen
hat, um, wie wir das eben schon mal hatte, päd-
agogisch auf ihn einzuwirken. Das ist das Haupt-
anliegen.« (MA)

In diesen Gruppen fungieren Bezugserzieher in
der Regel auch als persönliche Ansprechpartner
bei Problemen oder Schwierigkeiten und leisten
Unterstützung bei der Bewältigung derselben.
Dementsprechend ergibt sich oft eine positive so-
wie emotionale Bindung. Folgendes Zitat verdeut-
licht dies aus Sicht der Jugendlichen. 

»Und deswegen hat man dann halt auch einen Be-
zugsbetreuer, wo man einfach hingehen kann und
wenn man Probleme hat, dass man mit dem redet

und also, den bekommt man zwar gestellt, aber
man lernt gerade den Bezugsbetreuer oder -be-
treuerin mehr kennen. Also die helfen einem
schon richtig.« (KJ)

Eine Verpflichtung, alle persönlichen Probleme
mit der Bezugserzieherin zu besprechen, besteht
allerdings in keiner der untersuchten Gruppen.
Aufgrund dessen und aufgrund des Schichtdienst-
systems ist es bedeutsam, dass alle Mitarbeiter
gut zusammen arbeiten und jeder bei Bedarf An-
sprechpartner sowohl für das Kind als auch für
außenstehende Personen sein kann.

»Wenn eine aktuelle Krise ist, kann ich nicht sagen,
warte mal, der J. kommt nächste Woche wieder.
(…) Es ist für uns auch wichtig, dass wir alle die El-
tern der jeweiligen Jugendlichen kennen und nicht
sagen müssen, rufen Sie übermorgen den und den
noch mal an.« (MA)

Kontinuität

Erfordert die Bezugserziehung trotz der überge-
ordneten organisatorischen Aufgaben ein hohes
Maß an Kontinuität? 

Die Bedeutung der Kontinuität in der Bezugsbe-
treuung wurde im Großteil der Interviews mit den
pädagogischen Fachkräften und vor allem von
den Eltern hervorgehoben. Insbesondere die El-
tern, die eine stete Fluktuation der Bezugserzie-
herinnen erlebt haben, bezeichnen diese als kriti-
sches Moment. 

»Ja, dass da nicht so viele Fehlzeiten zwischen sind.
Dass da nicht ein Betreuer so lange weg ist plötz-
lich. Und dass andere Mitarbeiter dann Sachen
übernehmen (…). Also es ist ein bisschen schwierig
manchmal.« (EL)

(Erneute) Beziehungsabbrüche zu Personen, wel-
che für den jungen Menschen wichtig sind, soll-
ten verhindert werden, damit ihnen die Möglich-
keit gegeben wird, ein Gefühl der Sicherheit auf-
zubauen. 



»Also, wenn Bezugsperson, dann auch wirklich Be-
zugsperson nicht immer wechselnde Mitarbeiter.
Dann gewöhnt sich das Kind und dann auf einmal
ist er wieder weg und es sind eigentlich nur Abbrü-
che in so ´nem jungen Leben. Und das lässt für die
Kinder, na ja, wie sollen die das lernen? Sich wirk-
lich sicher zu fühlen.« (EL) 

Bedeutung für die Kinder und Jugendlichen

Wie schätzen die pädagogischen Fachkräfte die
Relevanz der Bezugserziehung für die Kinder und
Jugendlichen ein? Wie bewerten sie sie selbst?

Aus Sicht der meisten Erzieherinnen begrüßen die
Jugendlichen das System der Bezugserziehung.
Sie erleben dies als hilfreich und fassen mehr Ver-
trauen zu den Bezugserziehern als zu den übrigen
Erziehern in der Gruppe.

I: »Wie stehen die Jugendlichen zu dem System?«
MA: »Die finden das gut eigentlich. Die sind dann
ja auch was Besonderes, so ein bisschen.« (MA)

Im Gegensatz dazu äußern einige wenige befrag-
te Erzieher, dass das System der Bezugserziehung
ihrer Meinung nach keinerlei Bedeutung für die
Jugendlichen hat, da es sich nur um administra-
tive Aufgaben handelt und nicht um die persön-
liche Beziehung. 

»Das ist denen, glaube ich, gar nicht wichtig, weil
die merken, dass hat auch keinerlei Bedeutung für
sie. Das ist halt höchstens so, dass immer wieder
die gleiche beim HPG ist, aber auch die Schulkon-
takte. Also es ist schon so für uns, um die Fäden in
der Hand zu haben, aber für die Jugendlichen ist
das jetzt nicht so unbedingt etwas Wichtiges, dass
die sagen, du bist mein Bezugserzieher.« (MA)

Stellt man diese Aussagen denen der Jugendli-
chen gegenüber, ist auffallend, dass die jungen
Menschen positiv zu dem System stehen und die
oben genannte »Banalität« der Begleitung beim
Hilfeplangespräch als hilfreich benennen. Auf die-
sem Weg kann ihnen die Sicherheit gegeben wer-

den, dass sie sich darauf verlassen können, bei
den Hilfeplangesprächen immer von der vertrau-
ten Person begleitet und unterstützt zu werden.
Die Kinder und Jugendlichen müssen darüber hin-
aus nicht mit allen Erzieherinnen in gleicher Wei-
se über ihre persönlichen Belange sprechen, da sie
einen festen Ansprechpartner haben, was sie als
hilfreich beschreiben. 

»Das ist eigentlich schon okay, weil sie dann auch
in den Hilfeplangesprächen dabei ist. Wenn immer
jemand anderes dabei ist, ist das auch blöd.« (KJ) 

Die Situation des Ankommens und Zurechtkom-
mens in der Gruppe stellt für die Kinder und Ju-
gendlichen eine hohe Anforderung dar. In dieser
Phase scheint es für sie positiv zu sein, einen fe-
sten Ansprechpartner zu haben, der ihnen Orien-
tierungshilfen und Sicherheit bieten kann.

»Ich kannte so was ja bis da nicht so. Mit einer WG
und so, das war ja alles fremd. Ich fand es eigent-
lich ganz okay, dass es da jemanden gab. (…) So ist
das dann schon okay, wenn einem dann gesagt
wird: »So guck’ mal, die kümmert sich jetzt ein
bisschen mehr um dich«. (KJ)
»Ich find´ das eigentlich relativ gut. Dann hat man
wenigstens einen, der einem zur Seite steht auch.«
(KJ)

Nach Auffassung einiger Mitarbeiter variiert die
Bedeutung der Bezugserziehung für die Kinder und
Jugendlichen je nach Intensität der Beziehung.
Zudem würden jüngere Kinder mehr Wert auf die
Bezugsbetreuung legen als ältere Jugendliche.

»Das ist aber auch sehr unterschiedlich. Die einen
haben wirklich dann auch eine engere Beziehung,
so, das ist meine Bezugserzieherin und das ande-
re ist mein Bezugserzieher. Das ist unterschiedlich.
Ich denke, die Jüngeren, denen ist das noch wich-
tiger.« (MA) 

In den Interviews kristallisierte sich außerdem
heraus, dass für die Mitarbeiter des Jugendamtes
der Indikator einer gelingenden Bezugsbetreuung
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eine gute Beziehung darstellt. Im folgenden Bei-
spiel wird deutlich, dass die Beziehung zu der Be-
zugserzieherin das Wohlbefinden der Kinder und
Jugendlichen und somit das Leben in der Gruppe
maßgeblich beeinflussen kann. Es wird sogar in
Erwägung gezogen, einen Wechsel des Lebensor-
tes von der Beziehung zum Bezugserzieher ab-
hängig zu machen.

»Oder Jugendliche kommen und sagen, ich will da
nicht bleiben, ich komme mit denen nicht zu recht.
Und dann ist es auch manchmal so. Wenn man
nachhakt, dann ist es wirklich der Bezugserzieher,
der passt nicht. Man muss gucken, ob man den Be-
zugserzieher wechselt oder die Einrichtung sogar
wechselt, wenn sich so´n Bild von dem Jugendli-
chen innerhalb der Einrichtung schon ergeben hat.
So Schubladendenken, auch das kann passieren. Da
ist keiner vor gefeit. Da muss man gucken, okay was
mache ich dann. Das kann auch passieren.« (JA)

Bedeutung für die Eltern

Wie bewerten die Eltern das Bezugserziehersys-
tem? Bedeutet es für sie Konkurrenz oder Entlas-
tung?

Das Bezugserziehersystem bedeutet für die Eltern
zunächst, dass sie einen festen Ansprechpartner
und somit eine hohe Verlässlichkeit innerhalb der
Gruppe haben.

Im Allgemeinen kann anhand der Interviews zu-
dem herausgestellt werden, dass die Eltern das
System der Bezugserziehung begrüßen, da sie in
der jeweiligen pädagogischen Fachkraft eine
wichtige Bindungsperson für ihre Kinder erken-
nen. Nur vereinzelt klagen Eltern über eine unzu-
reichende Kommunikation mit einem Bezugser-
zieher. Insgesamt lässt sich herausstellen, dass der
Bezugsbetreuer der Kinder oftmals auch die von
den Eltern vorrangig gewählte Kontaktperson bei
Anliegen bezogen auf die Fremdunterbringung ist. 

»Also ich find´ schon, dass jedes Kind auch seine
Bezugsperson haben sollte.« (EL)

»Ich finde das schon gut, dass da eine feste Be-
zugsperson ist, wenn es ein Problem gibt. Wenn
man immer von einem zum anderen laufen muss,
dann weiß der eine nicht was der andere gesagt
hat. Deswegen finde ich das ganz praktisch, dass
da wirklich nur eine Bezugsperson ist und nicht
mehrere.« (EL)

Eine negative Bewertung des Systems der Bezugs-
erziehung durch die Eltern entsteht in der Regel
dann, wenn die Zusammenarbeit mit der jeweili-
gen Bezugserzieherin nicht gut funktioniert. 

»Das habe ich ehrlich gesagt noch nicht rausge-
funden, was der Bezugsbetreuer jetzt mehr macht
als jemand anders. Für mich war der Bezugsbe-
treuer halt einfach nur die Person, mit der ich ein-
mal die Woche telefoniert hab´, wie es mit meinem
Sohn ist (…) Dazu brauch´ ich jetzt nicht unbedingt
die Bezugsbetreuerin. Ich hab´ da jemand anders,
den ich viel lieber anrufe, weil ich halt besser da-
mit zu Rande komme.« (EL)

Zusammenfassung

In allen untersuchten Gruppen gibt es das System
der Bezugserziehung. Jedes Kind und jeder Ju-
gendliche hat somit einen festen Ansprechpartner
aus dem hauptamtlichen Team.

Dabei erfolgt die Auswahl der Erzieher durch das
Team und basiert auf freien Kapazitäten der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter. Das damit fehlen-
de Mitspracherecht der Jugendlichen wird teil-
weise von diesen und auch von einigen Eltern kri-
tisiert. Bei lang andauernden persönlichen Proble-
men zwischen dem Jugendlichen und dem Erzie-
her kann es jedoch zu einem Wechsel der Zustän-
digkeit kommen.

Mehrere Wechsel der Bezugserzieher stellen aber
ein Problem dar, weil die Kinder und Jugendlichen
einen erneuten Beziehungsabbruch erleben und
die Eltern keine Kontinuität in der Kooperation er-
fahren. Das Bezugserziehersystem insgesamt hin-
gegen wird gemeinhin von allen Beteiligten posi-

26 EJ 1/2010

Bezugserzieher in der Heimerziehung



tiv bewertet. Die Kinder und Jugendlichen erleben
den Bezugserzieher in der Regel als eine feste,
dauerhafte Bezugsperson, die administrative Auf-
gaben übernimmt und das Kind oder den Jugend-
lichen nach außen vertritt. Für Eltern, Leitungs-
personen und Jugendamtsfachkräfte sind sie di-
rekter Ansprechpartner, um Informationen zu er-
halten und Absprachen zu treffen. Für die Eltern
stellt die Bezugserziehung zudem kein explizites
Konkurrenzsystem dar.

In einigen Einrichtungen wird ein Bezugserzieher
eher als ein rein administrativer Verwalter des
Kindes verstanden, der sich ausschließlich um or-
ganisatorische und administrative Belange des je-
weiligen Kindes oder Jugendlichen kümmert und
der nicht unbedingt auch eine Vertrauensperson
für das Kind oder den Jugendlichen ist. Dies kann
für die Kinder im Konfliktfall in der Hilfeplanung
oder bei Schulproblemen in Bezug auf eine unter-
stützende Interessensvertretung ein Problem sein.

Ausblick

Das Bezugsbetreuersystem nimmt – wie die Inter-
views zeigen – sowohl in der Konzeption der Regel-
gruppen als auch in der vorgefundenen Praxis eine
besondere Stellung ein. Es soll den jungen Men-
schen ermöglichen, eine vertrauensvolle Bezie-
hung zu einem Erwachsenen aufzubauen und mit
ihm korrigierende Erfahrungen zu machen. Dabei
ist Kontinuität in einer solchen Beziehung ange-
sichts der oft hohen Fluktuation in der Gruppe we-
sentlich. Die Bezugserzieherin ist im Alltag des Kin-
des oder Jugendlichen für viele Dinge zuständig,
die sein Leben bestimmen. Damit hilft die Rolle des
Bezugserziehers den jungen Menschen, neue zeit-
lich begrenzte »verlässliche« Erfahrungen mit Er-
wachsenen zu machen. Unter pädagogischen Ge-
sichtspunkten ist die produktive Ausgestaltung der
Rolle eines Bezugserziehers somit die Chance, den
Kindern und Jugendlichen alternative Kommuni-
kations- und Beziehungserfahrungen zu ermögli-
chen. Es ist davon auszugehen, dass nahezu alle
Kinder und Jugendlichen der Heimgruppen zuvor
negative Erfahrungen in ihren Herkunftsfamilien

gemacht haben. In der Gruppe sollen diese Kinder
und Jugendlichen eine Beständigkeit erleben, die
ihnen Halt gibt und die sie für die Außenwelt stärkt.
Auch soll Heimerziehung eine Grundlage zur Bear-
beitung vieler Problemlagen und zum Beziehungs-
aufbau zu den Gruppenerziehern schaffen. Damit
sind die zentralen Aspekte, die bei der Beziehungs-
arbeit in Heimgruppen von Bedeutung sind, die
Kontinuität und Verlässlichkeit der Beziehungsan-
gebote und der sozialen Beziehungen.

Das Bezugserziehersystem stellt ein Bindeglied zwi-
schen administrativen Anforderungen einerseits
und der Gestaltung eines exklusiven pädagogischen
Bezugs auf der anderen Seite dar. Die Aufgabe der
Bezugserzieher wird zu großen Teilen durch deren
fallbezogene »Zuständigkeit« für Ämter, Behörden
oder Eltern definiert, um gegenüber diesen Personen
oder Stellen und auch gegenüber dem Jugendlichen
selbst die notwendige Verbindlichkeit im Handeln
der Organisation sicherzustellen. Nicht immer ist die
sich daraus ergebende Beziehung vorhergesehen
und pädagogisch begründet. 

Dem Bezugserziehersystem werden von den Fach-
kräften, aber auch von den Eltern und den Kindern
oder Jugendlichen selbst vor allem positive
Aspekte für das jeweilige Kind oder für den Ju-
gendlichen zugeschrieben: eine feste Bezugsper-
son, mit der nach eigenen Bedürfnissen Wünsche,
Ziele und andere Belange besprochen und disku-
tiert werden können, und eine Person, die sich un-
terstützend um alle Angelegenheiten des tägli-
chen Lebens kümmert und diese sicherstellt. Dies
sind oftmals Erfahrungen, die die Kinder und Ju-
gendlichen vor der Heimunterbringung vermisst
haben. Es kann ein erholendes und sicheres Ge-
fühl sein, jemanden auch in schwierigen Situatio-
nen an seiner Seite zu haben, was die befragten
Jugendlichen auch bestätigen. 

Von zentraler Bedeutung ist die Rolle der Bezugs-
erzieherin im Kontext der Hilfeplanung bezie-
hungsweise Fortschreibung. Die administrative
Zuständigkeit verknüpft sich an dieser Stelle mit
dem Wissen um persönliche Probleme, Sorgen,
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Ängste, Wünsche, Perspektiven und Vorstellungen
des jungen Menschen. Auf diese Weise kommt
ihm eine zentrale anwaltliche Funktion für den
betreuten Jugendlichen zu. Vor diesem Hinter-
grund ist es nicht selten eine Schwierigkeit, dass
die Kinder und Jugendlichen ihren Bezugserzieher
als Vertrauensperson nicht selber wählen können
und dass sie nicht entscheiden können, ob sie bei-
spielsweise einen Mann oder eine Frau in der Be-
treuung wünschen. 

In diesem Zusammenhang muss immer im Blick
bleiben, dass es sich um professionelle und vor al-
lem zeitlich begrenzte Beziehungen handelt, dass
in der Regel der (von den Kindern oder Jugendli-
chen in ihrem Leben früher – teilweise schon oft
– schmerzhaft erfahrene) Beziehungsabbruch
auch in der Heimerziehung vorprogrammiert und
bei der Rückführung des Jugendlichen in die Fa-
milie oder bei Entlassungen oder Verlegungen Be-
standteil ihrer Handlungsrationalität als Erzie-
hungsinstitution auf Zeit ist. Dies gilt darüber
hinaus nicht nur für die Beendigung der Heimun-
terbringung für den Jugendlichen, sondern auch
für die teilweise enorme Personalfluktuation in
einzelnen Gruppen. 

Für die Zukunft ist festzuhalten, dass das Bezugs-
erziehersystem trotz der gegebenen »Beziehung
auf Zeit« wichtig für die pädagogische Ausgestal-
tung des Lebens in der Gruppe ist. Alle Beteiligten
(interne Akteure, externe Personen wie Eltern und
vor allem die jungen Menschen selbst) profitieren
aufgrund der klaren Zuständigkeit, der Verläss-
lichkeit und der in der Regel gegebenen Kontinui-
tät der Bezugsperson von diesem System. 
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1 Der Begriff des Bezugserziehers wird weder in der Literatur
noch in der Praxis einheitlich verwendet .

2 Projektleitung: Frau Prof. Dr. Luise Hartwig und Herr Prof.
Dr. Reinhold Schone

3 Anhand von Interviews mit jeweils einer Leitungsperson
und jeweils zwei Jugendlichen, Eltern und MitarbeiterInnen
des Gruppendienstes der zehn beforschten Einrichtungen
sowie jeweils zwei MitarbeiterInnen von belegenden Ju-
gendämtern. Darüber hinaus wurden etwa 100 Hilfepläne
anhand eines einheitlichen Rasters analysiert und in jeder
Gruppe fanden teilnehmende Beobachtungen mithilfe eines
Beobachtungsbogens statt. 

4 Dies beinhaltet für Heitkamp folgende Kriterien: einen be-
stimmten Mitgliederkreis, interne Rollendifferenzierungen
sowie die Orientierung auf bestimmte Ziele und Zwecke.
(vgl. Heitkamp 1989, S. 86)
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der/Jugendliche, EL: Eltern 
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GGrruunnddggeesseettzz  ddeerr  BBuunnddeessrreeppuubblliikk  DDeeuuttsscchhllaanndd,,  AArr--
ttiikkeell  22::
((11))  JJeeddeerr  hhaatt  ddaass  RReecchhtt  aauuff  ddiiee  ffrreeiiee  EEnnttffaallttuunngg  sseeii--
nneerr  PPeerrssöönnlliicchhkkeeiitt,,  ssoowweeiitt  eerr  nniicchhtt  ddiiee  RReecchhttee  aann--
ddeerreerr  vveerrlleettzztt  uunndd  nniicchhtt  ggeeggeenn  ddiiee  vveerrffaassssuunnggssmmää--
ßßiiggee  OOrrddnnuunngg  ooddeerr  ddaass  SSiitttteennggeesseettzz  vveerrssttöößßtt..
((22))  JJeeddeerr  hhaatt  ddaass  RReecchhtt  aauuff  LLeebbeenn  uunndd  kköörrppeerrlliicchhee
UUnnvveerrsseehhrrtthheeiitt..  DDiiee  FFrreeiihheeiitt  ddeerr  PPeerrssoonn  iisstt  uunnvveerr--
lleettzzlliicchh..  IInn  ddiieessee  RReecchhttee  ddaarrff  nnuurr  aauuff  GGrruunndd  eeiinneess
GGeesseettzzeess  eeiinnggeeggrriiffffeenn  wweerrddeenn..

DDeerr  hheeiimmppssyycchhoollooggiisscchhee  DDiieennsstt  ––  zzwwiisscchheenn  LLuuxxuuss
uunndd  NNoottwweennddiiggkkeeiitt  ––  ssoo  kköönnnnttee  mmaann  eeiinneenn  BBlliicckk  iinn
ddiiee  LLaannddsscchhaafftt  uunndd  ddiiee  uunntteerrsscchhiieeddlliicchheenn  AAuuffggaa--
bbeennssppeekkttrreenn  jjee  nnaacchh  TTrrääggeerr  uunndd  EEiinnrriicchhttuunngg  aauucchh
üübbeerrsscchhrreeiibbeenn..  AAuuss  SSiicchhtt  ddeess  hheeiimmppssyycchhoollooggii--
sscchheenn  DDiieennsstteess  eeiinneess  ggrröößßeerreenn  eevvaannggeelliisscchheenn  TTrrää--
ggeerrss  ssoollll  hhiieerr  vveerrssuucchhtt  wweerrddeenn,,  aauuss  eeiinneerr  kklliinniisscchheenn
BBeettrraacchhttuunngg  ddiiee  UUnnaabbddiinnggbbaarrkkeeiitt  hheeiimmppssyycchhoolloo--
ggiisscchheerr  DDiieennssttee  zzuu  bbeesscchhrreeiibbeenn..  EEss  ggiilltt  iimm  gglleeiicchheenn
TTeexxtt,,  uunnsseerr  MMooddeellll  eeiinneerr  SSttrruukkttuurreennttwwiicckklluunngg  zzuu
sskkiizzzziieerreenn  uunndd  eeiinn  PPllääddooyyeerr  ffüürr  ddiiee  NNuuttzzuunngg  ddeerr
KKoosstteenneerrssttaattttuunngg  ffüürr  aammbbuullaannttee  PPssyycchhootthheerraappiieenn
iinn  ddiieesseemm  RRaahhmmeenn  zzuu  eennttwweerrffeenn..

Die heimpsychologische Tätigkeit zeichnet sich
durch eine außerordentliche Vielfalt an Tätigkei-
ten aus. In der Schnittmenge (oder an der
Schnittstelle) unterschiedlicher sozialer und the-
rapeutischer Professionen beheimatet, dürfen wir
uns mit Klienten unterschiedlicher Altersgruppen
beschäftigen. Wir haben Aufgabenschwerpunkte
in Pädagogischer Psychologie, Forensik, Entwick-
lungspsychologie und Psychotherapie. Speziell um
Versorgungslücken und die Überbrückung eben
dieser Versorgungsschwierigkeiten im ambulan-
ten Bereich, soll es im folgenden Text gehen.

Grundlage und Maßstab unserer gemeinsamen
Tätigkeiten in den Hilfen zur Erziehung (HzE) in

allen Facetten ist der Wunsch, den Klienten die-
ser Maßnahmen ein eigenständiges Leben in der
Gemeinschaft zu ermöglichen. Die Hilfen setzen
da ein, wo die Betroffenen selbst oder das Helfer-
system auf Grund der jeweils möglichen diagno-
stischen Beschreibungen zu dem Schluss kom-
men, das Ziel der Teilhabe an verbrieften Möglich-
keiten sei perspektivisch nicht zu erreichen,
wenn es nicht Hilfen von Außen gäbe.

Dieser Verweis auf wahrscheinlich bekannte
Grundlagen und Zusammenhänge scheint mir in
extenso hier deshalb notwendig, weil uns gerade
in Zeiten knapper finanzieller Ressourcen selbst
oft aus dem Blick gerät, dass unsere Tätigkeiten
keinem Selbstzweck folgen, sondern darauf zielen,
Partizipation zu ermöglichen und die Möglichkeit
der Teilhabe eben auch ein Gradmesser für ein Le-
ben in Würde ist.

Im Absatz 1 des § 1 des SGB VIII klingt durch, dass
Förderung und Hilfe auf die Möglichkeit zur Teil-
habe an einem Leben in der Gemeinschaft abzie-
len. Das gemeinschaftsfähige Individuum wird als
entscheidungsfähig gedacht, eigenverantwortlich,
selbstbestimmt und mit Handlungsoptionen, wo-
bei die Reichweite der Eigenverantwortung und
eigenen Möglichkeiten durch das Gemeinwohl
bestimmt wird. Beides wird hier aber nicht als ge-
gensätzlich, sondern aufeinander bezogen gese-
hen. Insbesondere – dies wird im Absatz 3.1.
deutlich – gelte es:  »... Benachteiligungen zu ver-
meiden oder abzubauen ...« (§ 1 (3).1. SGB VIII).

Im deutschsprachigen Raum gibt es nur wenige
Studien zur Versorgungssituation in stationären
Jugendhilfeeinrichtungen, beziehungsweise zum
Risikoprofil der betroffenen Jugendlichen über-
haupt. Zwei Ausnahmen stellen die »JES«-Studie
(Jugendhilfeeffektestudie (JES), Schmidt et al.,
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2002) und die »Ulmer Heimkinderstudie« (Schmid,
2007) dar, die ergänzt um Befunde aus dem an-
gloamerikanischen Raum auch hinsichtlich der
Prävalenzen für psychische Erkrankungen hier zi-
tiert werden soll.

Die Autorinnen und Autoren der JES beziehen
sich schwerpunktmäßig auf die Inanpruchnah-
meklientel ambulanter Hilfen. Psychische Auffäl-
ligkeiten wurden mit einer modifizierten Form
der CBCL (Child-Behavior-Check-List) eruiert.
Einbezogen in die »Ulmer Studie« waren alle sta-
tionären Einrichtungen nach § 34 SGB VIII in
Nordbaden, tatsächlich beteiligt haben sich
etwa 50 Prozent dieser Einrichtungen. Was sich
in der Studie im ambulanten Feld bereits abge-
zeichnet hat, lässt sich im stationären Kontext
erwartungsgemäß bestätigen: 80 Prozent der
Kinder und Jugendlichen im stationären Feld
müssen als hoch belastet gelten, zwei Drittel
lassen sich als mit einer psychiatrischen Diagno-
se behaftet beschreiben, mehr als ein Drittel tra-
gen Mehrfachrisiken. Als für unseren Kontext
besonders wichtig gelten hier die Kinder und Ju-
gendlichen mit eindeutig diagnostizierbaren psy-
chischen Erkrankungen: Schmid und die Ulmer
Forschungsgruppe hatten hierbei keine Möglich-
keit der Beschreibung und Trennung von Dia-
gnosegruppen, erhoben werden konnte lediglich
ein Belastungsscore. Dennoch decken sich diese
Zahlen weitgehend mit unseren eigenen Beob-
achtungen.

Wir möchten noch zwei wichtige Überlegungen
einführen: 
1. Kinder und Jugendliche, die in stationäre Hilfe-

formen überführt werden, haben ein System
unterschiedlicher ambulanter Hilfeformen
durchlaufen, die in der Regel nicht erfolgreich
abgeschlossen wurden. Dies ist eine an und für
sich triviale Bemerkung, würde hier nicht deut-
lich, dass in dem Fortdauern unzureichender
ambulanter Versuche nicht auch die Gefahr be-
schrieben wäre, dass sich gravierende psychi-
sche Probleme in dieser Zeit wahrscheinlich
nicht abschwächen, sondern progredient wer-

den und chronifizieren. Deshalb ist auch an
dieser Stelle, also zu Beginn jedweder Hilfe,
eine eingehende psychologische Diagnostik
parallel zu der obligaten sozialpädagogischen
wichtig, die beispielsweise »Reifungskrisen«
von »behandlungspflichtigen« Problemstellun-
gen zu scheiden vermag.

2. Der zweite Punkt betrifft die Ursachen der zur
HzE führenden Problemlagen: Viele dieser Kin-
der und Jugendlichen sind kumulativen
und/oder massiven Traumatisierungen im Her-
kunftssystem ausgesetzt, seien es Formen von
Gewalt oder Vernachlässigung – das betreffen-
de Kind verbleibt in dieser traumatogenen Um-
gebung, im schlimmsten Fall im Tätersystem.
Spotanremissionen sind also nicht zu erwarten,
sondern über die Dauer der Zeit entsprechende
Symptomverstärkungen, was ergo auch die
Notwendigkeit einer ausreichenden – auch
psychologischen – Diagnostik am Anfang der
Hilfen in Ergänzung zu den diagnostischen
Überlegungen des ASD des Jugendamtes be-
gründen müsste.

Sprich: Diese Kinder und Jugendliche kommen mit
dieser teilweise schon lange dauernden Ge-
schichte und fortdauernden Einschränkungen in
chronifizierten Zuständen zur stationären Auf-
nahme – eine parallele Vorstellung beim psycho-
logischen Dienst sollte also zwingend sein. Da sich
in diesen Verläufen und Perspektiven andernfalls
die zunächst als reaktiv begründeten Symptome
zu Behinderungen zu verdichten drohen, nehmen
sie das soziale Sicherungssystem in die Pflicht,
wenn möglich präventiv, umgehend Hilfs- und
Unterstützungsmöglichkeiten zu beschreiben und
bereitzustellen: Der Gesetzgeber definiert im
SGB IX den Sinn und Zweck der Leistungen nach
diesem Sozialgesetzbuch dahingehend, es gelte
den Eintritt von Behinderung zu vermeiden (§ 3),
um auch unter der Maßgabe bereits eingetretener
Behinderungen an den Bedürfnissen der Zielgrup-
pen orientierte Hilfen (§ 1) zur Verfügung zu stel-
len, die die Teilhabefähigkeit der Betroffenen si-
cherstellen (§ 4 SGB IX).
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Sozialrechtlich hat sich die grobschlächtige Ab-
grenzung von »behindert« versus »nichtbehindert«
im Sinne einer normativen Erwartung durch die
Sichtweise auf unterschiedliche Möglichkeiten
oder Grenzen der Teilhabe am gesellschaftlichen
Leben verändert. Diese findet in der Beschreibung
der ICIDH (International Classification of Impair-
ments, Disabilities, Handicaps) der WHO in einer
ersten Fassung von 1980 ihren Niederschlag.

1999 wurde dieses Schema im ICIDH-2 (Interna-
tional Classification of Impairments, Activities
and Participation: A Manual of Dimensions and
Functioning) verändert und erweitert. Hierbei sind
nicht mehr die Defizite einer Person maßgeblich,
sondern die für die betreffende Person relevanten
Fähigkeiten und die soziale Teilhabe.

Beispielhaft für die erweiterte Begriffsdefinition
unter Einbeziehung der Umgebung ist die Formu-
lierung Alfred Sanders: »Behinderung liegt vor,
wenn ein Mensch mit einer Schädigung oder Lei-
stungsminderung ungenügend in sein vielschich-
tiges Mensch-Umfeld-System integriert ist.« (H.
Eberwein, S. Knauer: Handbuch der Integrations-
pädagogik, Beltz 2002; zitiert: Wikipedia.de). Er
führt Behinderung also nicht nur auf eine Schä-
digung oder Leistungsminderung eines einzelnen
Menschen zurück, sondern auch auf die Unfähig-
keit des Umfelds des betreffenden Menschen, die-
sen zu integrieren.« (Quelle: Wikipedia.de)

Der Gedanke ausreichender Befähigung zur Teil-
habe findet sich in einer Vielzahl von Beschrei-
bungssystemen: So sieht Aaron Antonowsky in
dem von ihm entwickelten Modell der Salutoge-
nese Gesundheit und Krankheit nicht als gegen-
sätzliche Entitäten, sondern das Modell formuliert
dimensional, das heißt, über Wohlbefinden ent-
scheidet nicht ein Expertenurteil entlang bei-
spielsweise körperlicher Kategorien, sondern das
betroffene Individuum entlang seiner Wünsche
und Möglichkeiten zur Teilhabe. Deutlich ist da-
bei auch, dass auch ein Mangel des Umfeldes, auf
die betroffenen Individuen und deren Problem-
stellungen angemessen zu reagieren, zur Be-

schreibung eines Menschen als »behindert« füh-
ren kann, was im hier beschriebenen Rahmen na-
türlich von herausragender Bedeutung ist.

Klienten in der stationären Jugendhilfe

Unterschiedliche Studien zur Evaluation von un-
terschiedlichen Hilfen zur Erziehung weisen dar-
auf hin, dass Jugendhilfe nutzt: So berechnet das
Institut für Kinder- und Jugendhilfe (IKJ) in Mainz
den gesellschaftlichen Ertrag einer gelungen Ju-
gendhilfeleistung mit 1:3: Für einen Euro, der in
die Hilfe gesteckt wird, ergibt sich ein gesell-
schaftlicher Ertrag von drei Euro. »Ertrag« klingt
hier zynisch, soll aber pointiert darauf hinweisen,
dass die Ex-Jugendhilfe-Klientel nach einer »ge-
lungenen« HzE deutlich weniger krank sein wird
und staatliche Transferleistungen in Anspruch
nehmen muss gemessen an Verläufen, in denen
nicht ausreichend interveniert wurde. Dieser Art
errechnet sich der volkswirtschaftliche »Nutzen«.
Diese Ergebnisse sind Belege für die These, dass
Jugendhilfe in vielen Bereichen ihre Aufgabe er-
füllt, die Betroffenen zur Teilhabe an einem rela-
tiv selbstbestimmten Leben in der Gemeinschaft
zu befähigen.

In den hier zugrunde gelegten Studien (vgl. auch
JULE, Baur et al., 1998) wird immer wieder darauf
hingewiesen, dass die Passgenauigkeit einer Hil-
fe als ein wesentlicher Prädiktor für ihr Gelingen
gesehen werden kann. Diese Studien präferieren
eine frühzeitige Entscheidung für eine stationäre
Hilfeform, da sich erwiesen habe, dass ambulan-
te Hilfen in der Regel über eine Kaskade von Hil-
fen beginnen und viele Kinder und Jugendliche
über die Inanspruchnahme von Familienhilfen und
Tagesgruppen letztlich doch im stationären Rah-
men aufgenommen werden müssten. Dies wird
auch deshalb als kontraproduktiv angesehen, weil
ein Durchlauf unterschiedlicher Hilfeformen als
Risikofaktor für ein Scheitern der Hilfen insge-
samt gesehen werden kann. Aus Perspektive der
Klientel sprechen mindestens zwei Überlegungen
für die Validität dieser Ergebnisse: Der Wechsel
von einer in die andere Hilfeform ist aus der Per-
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spektive des Kostenträgers wie der Klienten ein
Ausdruck des Scheiterns der je beendeten Hilfe-
form und wird auch so kommuniziert.

Dies ist aus mehreren Gründen problematisch:
Selbst da, wo das Hilfeersuchen aus dem Famili-
ensystem der Betroffenen selbst stammt, bleibt
die Definition und auch die Ausgestaltung der
Hilfe doch in der Wahrnehmung als von außen
kommend und läuft Gefahr, als übergriffig ange-
sehen zu werden. Eine scheiternde Hilfe wird in
dieser Ambivalenz als Scheitern des als übergrif-
fig wahrgenommenen Helfersystems ergo positiv
konnotiert. Sie wird hingegen als Folge des eige-
nen Versagens attribuiert, wenn der Hilferuf aus
der Familie selbst kam. In diesem Fall steigt die Ir-
ritation und Hilflosigkeit, das heißt, das intrafa-
miliare System wird als noch defizitärer wahrge-
nommen als zu Beginn der Hilfe. Das Scheitern
der mit allen Kompetenzen ausgestatteten Helfer
wird als Beleg für die Nutzlosigkeit eigener wei-
terer Anstrengungen gesehen. Im besten Fall führt
dies zu einer kompletten Unterwerfung der Fami-
lie unter die nun entstehende Hilfeeskalation, im
schlechtesten Fall dient das Scheitern der Helfer
als Beleg für die vollkommene Aussichtslosigkeit
des Hilfeersuchens selbst oder als Beleg für die In-
suffizienz des Helfersystems und seiner Strate-
gien.

In den Fällen, in denen die Hilfe als staatlicher
Eingriff gegen den Willen des Familiensystems
wahrgenommen worden ist, wird das Scheitern
positiv als Beleg für gelungenen Widerstand be-
schreibbar (wie gewisse kleine gallische Dörfer im
Comic). Alternative Hilfeangebote wirken hier als
Eskalation der Zwangsmaßnahmen gegenüber der
Familie und werden – bei oft vordergründiger Zu-
stimmung zu den Hilfen – entsprechend nachhal-
tig boykottiert und hintertrieben, wobei diese
Szenarien oft mehr oder minder unbewusste In-
szenierungen von im Einzelfall schweren neuroti-
schen Auffälligkeiten oder Persönlichkeitsstörun-
gen sind. Gravierend tritt hier auch hinzu, dass
»mauernde« Familiensysteme auch häufig Miss-
handlungen oder Misshandler oder Missbrauchs-

geschehen schützen und auch deshalb eine nur
oberflächlich intervenierende Hilfeform gerade
noch akzeptiert werden kann, aber natürlich die-
se auch schon zum Scheitern verurteilt ist, wenn
die Hilfe Gefahr läuft, der verdeckten Dynamik zu
nahe zu kommen.

Gemeinsam ist allen hier denkbaren und mögli-
chen Szenarien, dass sie zu einem Verbleib des be-
troffenen Kindes oder Jugendlichen innerhalb des
als dysfunktional beschriebenen familiaren Zu-
sammenhanges führen.

Studien zur Psychosomatik und/oder zu psychia-
trischen Erkrankungsrisiken weisen daraufhin,
dass kritische Erfahrungen junger Menschen ge-
rade in vulnerablen Phasen ihrer Entwicklung als
erstklassige Prädiktoren für später auftretende
psychosomatische und psychiatrische Erkrankun-
gen gesehen werden müssen. Dies gilt auch für
das Alter des Jugendlichen bei Eintritt in eine sta-
tionäre Maßnahme: 
Als Faustformel kann gelten: Je älter, desto chro-
nisch!

Sprich: Eine spät einsetzende Jugendhilfemaß-
nahme birgt ein höheres Risiko des Scheiterns,
weil viele Eigenarten des jungen Menschen von
diesem bereits als unabdingbarer Teil seines
Selbst im Sinne der Stiftung von Identität wahr-
genommen werden. Interventionen von außen
werden darüber hinaus als Angriff auf die stärke-
re Betonung der eigenen Autonomie wahrgenom-
men und entsprechend abgewehrt. Dies er-
schwert die Partizipation an Hilfen in der Regel
erheblich.

Dies ist auch vor dem Hintergrund der Neurobio-
logie des Lernens erwartbar: Gehirnentwicklung
und -reifung werden als »nutzungsabhängig« ge-
sehen (vgl.: Caspary, 2006). Unser Gehirn wird be-
schrieben mit einer unglaublichen Plastizität: Ba-
bys entwickeln einen großartigen »Überschuss« an
Neuronen, der Höhepunkt dieser Entwicklung im
Überfluss ist im dritten Lebensjahr zu sehen, dann
reift und strukturiert sich das Gehirn entlang des
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Lebenszusammenhanges des jungen Menschen.
Häufig genutzte Verbindungen, Routinen also,
verstärken sich, Lernerfahrungen die nicht so
häufig genutzt werden, werden in nachgeordne-
ten Netzwerken geparkt, ohne je ganz verloren zu
gehen. Dies gilt für den Gesamtkontext von Lern-
ereignissen: Wir nehmen Situationen ganzheit-
lich, also über alle verfügbaren sinnlichen und in-
trozeptiven Modi war und speichern sie auch ent-
sprechend im Verbund. Schleifen – also wieder-
kehrende Ereignisse mit gleicher Einwirkweise
werden ähnlich gespeichert – und verstärken die
zugehörigen assoziativen Netzwerke und sorgen
dafür, dass etwa situativ eventuell auch mögliche
alternative Bewertungs- und Lösungsmöglichkei-
ten ungenutzt bleiben und sich eingefahrene Lö-
sungsmuster als ausschließlich durchsetzen.

So trägt häufig ein Verbleib des betroffenen Ju-
gendlichen in dem dysfunktionalen System erheb-
lich zur Chronifizierung bei. Hier schafft eine
nicht angepasste Hilfe eine Situation, die die Hil-
feplanung, spätestens nach Maßgabe des § 35a
SGB VIII, nämlich unter dem Aspekt »Behinde-
rung« zu verhindern, eigentlich vermeiden helfen
sollte.

§§  3355aa  SSGGBB  VVIIIIII

Der Gesetzgeber hat mit der Entwicklung des SGB
VIII durch Zusammenführung unterschiedlicher –
bis dato in unterschiedlichen rechtlichen und so-
zialen Unterstützungssystemen angesiedelten –
Bedingungen und Hilfen unter das Jugendhilfe-
recht, den besonderen Bedingungen der Jugend-
hilfe Sorge tragen wollen. Mit Inkrafttreten des
SGB IX im Jahre 2001 ist die Jugendhilfe zum Re-
habilitationsträger geworden. Wie sieht nun die-
ser rechtliche Rahmen aus?

Der § 35a verlangt eine zweistufige Beschreibung
dessen, was von den mit dem jungen Menschen
befassten Fachleuten als »seelische Behinderung«
betrachtet wird: Nach Abs. 1 ist die Feststellung
einer solchen zum einen an die Vergabe einer Dia-
gnose nach ICD 10 gebunden, zum zweiten muss

die prognostizierte Dauer der »Behinderung«
mehr als ein halbes Jahr betragen. Darüber hinaus
muss mit einer zweiten Einschätzungsebene be-
schrieben werden, wie und in welcher Weise sich
die nach den Anforderungen des Abs. 1 beschrie-
bene »Störung« psychosozial auswirkt. Damit wird
unter anderem den Entwicklungsschüben und der
Entwicklungsdynamik von Kindern und Jugendli-
chen Rechnung getragen.

Die Diagnostik kann nur in Händen einer entspre-
chend ausgebildeten Fachkraft erfolgen, diese ist
entsprechend in die Hilfeplanung einzubeziehen.
Anders formuliert: Hier verlässt der Beschrei-
bungsprozess die Möglichkeiten der Beschreibung
und Intervention innerhalb pädagogischer Mög-
lichkeiten, bei Vermutungen und Verdachtsmo-
menten auf das Vorliegen einer psychischen Stö-
rung oder der Entwicklung einer solchen ist also
das Hinzuziehen eines Fachdienstes mit klinischer
Ausbildung vonnöten. Dieser Klärungsprozess
sollte zügig erfolgen: Der Hilfeplanungsprozess
selbst hat ja seine Geschichte – meist haben die
Herkunftsfamilien, unterschiedliche Helferinter-
ventionen wie geschildert, nicht gefruchtet, das
heißt, das oben skizzierte Zeitkriterium kann als
erfüllt gelten, sodass adäquate Hilfe, zumindest
aber eine klärende Diagnostik umgehend nach der
stationären Aufnahme erfolgen sollte.

Erforderlich hierzu ist allerdings – dies sei im Vor-
griff auf konkrete Planungsüberlegungen hier
schon eingeführt, dass eine entsprechende Ein-
willigung der Sorgeberechtigten, inklusive einer
entsprechenden Schweigepflichtentbindung be-
reits Teil des Aufnahmeprozesses ist. Zumindest
sollte die begleitende Diagnostik oder Vorstellung
beim psychologischen Dienst im Hilfeplan aufge-
nommen sein und das zugehörige Protokoll von
allen Sorgeberechtigten gegengezeichnet werden.
Andernfalls laufen Jugendhilfe wie psychologi-
scher Dienst Gefahr rechtlicher Schritte der
nichtbeteiligten Sorgeberechtigten. Hier wie im
weiteren Ablauf sollten die Rahmenrichtlinien für
Psychotherapie mit Kindern und Jugendlichen
analog angewendet werden.
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Ein Großteil der Jugendhilfeeinrichtungen verfügt
über ein internes Qualitätsmanagement. Teil eines
solchen ist meist auch ein den Hilfeverlauf abbil-
dendes und evaluierendes System, wir beziehen
uns hier auf EVAS1 des IKJ. Hier wird der Hilfever-
lauf über einen ausführlichen Aufnahmeprozess,
halbjährliche Statuserhebungen und eine Ab-
schlussdokumentation beschrieben. Teile des Auf-
nahmebogens orientieren sich an der Systematik
des MAS (Remschmidt et al., 2009). Diese Fragen
und Items (24ff des Aufnahmebogens in EVAS)
sind von einer pädagogischen Fachkraft letztlich
nur durch Übertrag einer entsprechenden Vordia-
gnostik, zum Beispiel seitens einer Kinder- und
Jugendlichenpsychiatrie ausfüllbar, ansonsten be-
darf es zwingend der Zusammenarbeit mit einer
klinisch geschulten Fachkraft, um durch Aus-
schluss entsprechender Diagnosen oder Risiken
den Hilfebedarf als Statuserhebung vollständig
einschätzen zu können. Hier können natürlich nur
bereits abschätzbare Risiken einfließen – war der
junge Mensch bisher scheinbar unauffällig, be-
steht natürlich das Primat des pädagogischen
Prozesses: Die Hinzuziehung des Psychologi-
schen Fachdienstes kann aber hier schon zur Be-
fundintegration dienen: das heißt, eine Durch-
sicht der bisher über den jungen Menschen be-
kannten Informationen, insbesondere der Befund-
berichte möglicher medizinischer und psychothe-
rapeutischer oder psychiatrischer Fachdienste, um
eine erweiterte Bedarfseinschätzung vorzuneh-
men. Darüber hinaus ist auf diese Weise gewähr-
leistet, dass der heimpsychologische Dienst von
den jungen Menschen selbst, aber auch von den
pädagogischen Fachkollegen als Bestandteil des
Regelprozesses wahrgenommen wird, was
Schwellenängste mildern hilft.

Eine bei Aufnahme in eine teilstationäre oder sta-
tionäre Maßnahme vorliegende Diagnose nach
ICD 10 kann nicht folgenlos bleiben. Auch eine bei
vorausgehender Behandlung durch eine(n) nie-
dergelassene(n) Kinder- und Jugendlichenpsy-
chiater(in) oder in der KJP2 begonnene medika-
mentöse Behandlung erfordert, folgt man den
einschlägigen Behandlungsrichtlinien der DGKJP3,

eine begleitende psychotherapeutische Behand-
lung. Dies bedeutet in Ergänzung: Im Protokoll
des Hilfeplangespräches ist seitens der Fachkraft
des ASD zwingend eine drohende seelische Behin-
derung zu befunden, möchte der Kostenträger
sich nicht später Regressforderungen seitens der
Betroffenen oder Angehörigen stellen müssen.
Dies gilt meines Erachtens, obwohl die vorge-
nannten Behandlungsrichtlinien lediglich Emp-
fehlungen darstellen. Ihre Existenz alleine ist eine
Beschreibung von Behandlungsvorstellungen
»state of the art«4.

Selbiges gilt auch für eine im Rahmen der Auf-
nahmeprozedur oder im Verlauf der jeweiligen
Hilfe gewonnenen Diagnose durch den entspre-
chenden Fachdienst. Hier sind an die Diagnose-
stellung mehrere Forderungen zu stellen: 
Die Diagnosestellung bedarf eines klinisch ge-
schulten Diagnostikers. Klinische Vorkenntnisse
sind in der Regel über eine entsprechende Appro-
bation als Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peut, Psychologischer Psychotherapeut oder zu-
mindest die »Heilkunderlaubnis Psychotherapie«
nach dem Heilpraktikergesetz gegeben. Anson-
sten gelten die Richtlinien der psychologischen
Fachgesellschaften hinsichtlich der Diagnostik
und Berichterstattung. Die Diagnose sollte, ent-
lang der zugrunde liegenden schulenspezifischen
ätiologischen und nosologischen Modellen folgen
und in einen entsprechenden Behandlungsvor-
schlag münden. Insgesamt folgt dieser Prozess
wie eine nachfolgende eventuelle Psychotherapie
den vorgegebenen Behandlungsrichtlinien für
Psychotherapie mit Kindern und Jugendlichen.

Behandlungsvorschläge

Mit Inkrafttreten des Psychotherapeutengesetzes
hat der Gesetzgeber die Möglichkeiten der psy-
chotherapeutischen Behandlung auch von Kin-
dern und Jugendlichen von einer entsprechenden
Approbation und – in der Regel – von einer ent-
sprechenden Behandlungsmöglichkeit – doku-
mentiert über einen Kassenarztsitz – abhängig
gemacht. Vorher bestehende Möglichkeiten der
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Abrechnung über das Modell der so genannten
Kostenerstattung und das Prinzip des »Delegati-
onsbehandlers« gehören seitdem der Vergangen-
heit an.

Den Krankenkassen und Kassenärztlichen Vereini-
gungen obliegt der Sicherstellungsauftrag: Hier
geht es im Wesentlichen darum, dass jede(r) atte-
stiert Hilfsbedürftige in zumutbarere Art und
Weise adäquate Hilfe seitens der oben genannten
Vertragspartner erhält, beziehungsweise angebo-
ten bekommt. Nach den §§ 72 und 75 des SGB V
besteht die Aufgabe der beiden Systempartner
»Kassenärztliche Vereinigung« und »Krankenkasse«
darin, sicherzustellen, dass bei Vorliegen einer
Krankheit oder Krankheitsfolge die Betroffenen
schnellstens adäquate Hilfe bekommen. Kann die-
ser Sicherstellungsauftrag nicht erfüllt werden,
sind die Betroffenen zur Ersatzleistung berechtigt,
diese erfolgt dann im Rahmen der so genannten
Kostenerstattung (§ 13 SGB V), also die Erkrank-
ten suchen sich einen aus ihrer Sicht geeigneten
Behandler, der dann direkt mit der Kasse abrech-
net.

Die Versorgungsrealität mit Psychotherapieplät-
zen, gerade in der Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapie ist in der Regel dergestalt, dass ein
Kind, ein(e) Jugendliche(r) meist erst nach länge-
rer Wartezeit einen solchen Platz in Aussicht hät-
te. Addieren wir nun die Vorlaufzeiten aus dem
oben beschriebenen Abläufen im Hilfesystem
nach KJHG hinzu, ist davon auszugehen, dass das
Zeitkriterium von »mindestens sechs Monaten«
Verlauf, welches der § 35a als Übergang in die
»seelische Behinderung« als zu erfüllen fordert,
mehr als übererfüllt ist: Chronifizierung und da-
mit Behinderung sind ergo eingetreten oder un-
abwendbar. Das Sozialstaatsgebot des Art. 2 GG,
Menschen die Möglichkeiten zur Teilhabe zu er-
möglichen, kann an dieser Stelle als verletzt gel-
ten, damit ist die Verweigerung von adäquaten
und zeitnahen Hilfen in der Jugendhilfe, ambulant
wie stationär, auch als Weigerung zu sehen, den
Betroffenen ein Leben in Würde zu ermöglichen
(Art. 1 GG).

Wir können also davon ausgehen, dass ein Man-
gel an zugelassenen Behandlern nicht zu Lasten
der Anspruchnehmer gehen darf, der Gesetzgeber
hier also Vorsorge für den Fall getroffen hat, dass
es zu Versorgungsengpässen kommen könnte.
Hier soll keine Rolle spielen, dass mit dem Über-
gang in das kassenärztliche Abrechnungssystem
nach Inkrafttreten des Psychotherapeutengeset-
zes der Versorgungsmangel politisch gewollt und
künstlich erzeugt wurde, um den Markt im Sinne
eines Flaschenhalses zu verengen, der mit dem
Entstehen einer neuen Facharztgruppe aus »Psy-
chologischen Psychotherapeuten« entstand – hier
geht es schlicht darum, dass eine Vielzahl von Be-
troffenen seitdem keine adäquate Hilfe neben den
Hilfen nach SGB VIII erhält – und dies sehr wohl
zum Schaden der Betroffenen. Hier also weist die
Möglichkeit, die Kostenerstattung in Anspruch zu
nehmen einen Weg.

Der heimpsychologische Dienst hätte also die
Aufgabe, aufnahmebegleitend eine Statuserhe-
bung vorzunehmen: hierbei handelt es sich um
eine Sichtung der den jungen Menschen beglei-
tenden Unterlagen bezüglich möglicher Vorbefun-
de oder Auffälligkeiten, die auf psychopathologi-
sche Prozesse schließen lassen.

Der Aufnahmeprozess im pädagogischen Bereich
schließt ebenfalls eine Statuserhebung ein: Hier
wird der pädagogische Mitarbeiter spätestens
dann, wenn er die im Qualitätssteuerungssystem
zu beantwortenden Fragen nach möglichen psy-
chischen Auffälligkeiten aus den Unterlagen
nicht zweifelsfrei verneinen kann, den psycholo-
gischen Fachdienst hinzuziehen müssen.

Der originäre Versorgungsauftrag der heimpsy-
chologischen Dienste an der Schnittstelle zwi-
schen Pädagogischer und Klinischer Psychologie
verbietet zunächst die Übernahme des möglichen
therapeutischen Auftrages, da das Vorliegen einer
Psychotherapieindikation eine Anschlussbehand-
lung unter dem Dach des SGB V als Regelweg nö-
tig macht. Dies ist widersinnig: Die Mehrzahl der
Kolleginnen und Kollegen der heimpsychologi-
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schen Dienste verfügt über eine psychotherapeu-
tische Basisausbildung. Da, wo keine Approbation
nach PsychTG vorliegt, verfügen sie in der Regel
über die entsprechende Heilkundeerlaubnis. Im
»Zentrum für lebenslanges Lernen«, dem heimpsy-
chologischen Dienst der Hilfen zur Erziehung der
»Rheinischen Gesellschaft für Innere Mission und
Hilfswerk GmbH«, hat die Mehrzahl der Kollegen
auch eine kinder- und jugendpsychotherapeuti-
sche Ausbildung nach Maßgabe der jeweiligen
Fachschulen, alle haben eine traumatherapeuti-
sche Zusatzausbildung. Warum also dieses Poten-
tial ungenutzt lassen, gerade im Hinblick auf die
eklatanten Versorgungsmängel im psychothera-
peutischen Bereich?

Der § 43 SGB I beschreibt nun innerhalb der So-
zialversicherungssysteme die Schnittstelle auch
zwischen beiden Versorgungssystemen: Das Ju-
gendamt als vorrangiger Leistungsträger (über die
Beantragung von HzE) könnte bei Vorliegen einer
Indikation zur Psychotherapie angesichts des
eklatanten Versorgungsmangels in Vorlage treten.
Hierbei spielt es dann wahrscheinlich eine unter-
geordnete Rolle, ob hier über die Abwehr einer
seelischen Behinderung, also über den § 35a SGB
VIII begründet wird, oder über den Verstoß gegen
den Sicherstellungsauftrag der Systempartner
nach SGB V. Das Jugendamt könnte sich die Lei-
stungen dann von den gesetzlichen Krankenkas-
sen erstatten lassen. Das hieße, das Jugendamt
erteilt in Kooperation mit den Eltern als vorrangi-
ger Leistungsträger dem jeweiligen heimpsycho-
logischen Dienst einen entsprechenden Auftrag.
Wiesner geht in seinem Gutachten für die Landes-
psychotherapeutenkammer Berlin hier noch einen
Schritt weiter: Er attestiert den Jugendämtern
nach § 43 SGB I und § 16 SGB IX eine sofortige
Zuständigkeits- und Leistungserbringungspflicht
im Rahmen der Hilfeplanung (Wiesner, 2005, S.
48). Dies gelte selbst dann, wenn das Jugendamt
zunächst der »falsche« Adressat sei: Nach § 16
SGB I sei jede mit einem derartigen Antrag kon-
frontierte Sozialbehörde zu umfassender Unter-
stützung und sachgerechter Weiterleitung der
Anträge verpflichtet.

Ganz sicher aber bietet der § 27 SGB VIII selbst im
Absatz 3 die Möglichkeit, psychotherapeutische
Hilfen als Annex–Leistungen zusätzlich zur päd-
agogischen Hilfen anzubieten – hier spiele dann
auch ein möglicher Approbations-Vorbehalt keine
Rolle.

Eine dritte Möglichkeit besteht darin, dass die
Eltern als Sorgeberechtigte oder die Jugendhilfe,
so ihr die Sorge für die medizinische Betreuung
übertragen ist, die Organisation eines adäquaten
Behandlungsplatzes übernehmen. Auch hier er-
folgt eine Anfrage an die zuständige Clearing-
stelle der Krankenversicherung, bei Fehlen einer
zeitnahen Behandlungsalternative beauftragen
die Sorgeberechtigten eine/n Therapeuten/The-
rapeutin ihrer Wahl und klagen auf Kostener-
stattung. Musterverfahren aus dem ambulanten
Bereich legen nahe, dass spätestens in der zwei-
ten Instanz die beklagten Kassen der gesetzli-
chen Krankenversicherung, je für diesen Einzel-
fall, ein entsprechendes Urteil zähneknirschend
akzeptieren.

Eine vierte Möglichkeit bestünde in Versorgungs-
verträgen, entweder zwischen den Jugendhilfe-
einrichtungen und den Krankenkassen oder den
Krankenkassen und den Jugendämtern über die
Zahlung einer Pauschale zur Abdeckung der in
den Einrichtungen auflaufenden Therapiekosten.
Diese Mittel würden dann nach Bedarf abgerufen.
Dies hätte – neben den sofort abrufbaren Leistun-
gen nach § 27,3 SGB VIII – den Vorteil, dass wei-
tere Wartezeiten entfallen würden.

Hierin sieht auch Wiesner den wohl geeigneten
Weg aus den beschriebenen Dilemmata, dass
nämlich psychotherapeutische Hilfen im Zusam-
menhang mit Leistungen nach dem SGB VIII als
»Komplexleistungen« zu betrachten sind, die eine
paritätische Finanzierung durch die Kostenträger
für Leistungen aus beiden Sozialgesetzbüchern, V
wie VIII, als wünschenswert erscheinen lassen
(Wiesner, 2005, S. 51).
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Fazit

»Es gibt nichts Gutes, außer man tut es.« wird Erich
Kästner gerne zitiert. Für die Jugendhilfe und die
Kostenträger ist es von zentraler Bedeutung, dass
der heimpsychologische Dienst eine wichtige
Schnittstelle zwischen pädagogischen, medizini-
schen, forensischen und psychotherapeutischen
Versorgungssystemen darstellt. Der Versorgung in
den HzE, speziell in den stationären Hilfen hat der
Gesetzgeber 1999 mit dem Psychotherapeutenge-
setz einen Bärendienst erwiesen: Die Auslagerung
der psychotherapeutischen Hilfen in eine ambu-
lante Versorgung bei gleichzeitigem Kahlschlag in
dieser Versorgungsstruktur hat sowohl in der Ver-
sorgung Erwachsener als auch von Kindern und
Jugendlichen zu erheblichen Versorgungsmängeln
geführt, streng genommen also zu einem verfas-
sungswidrigen Zustand geführt, da die Teilhabe-
möglichkeiten gerade der jungen Menschen man-
gels adäquater Versorgungsmöglichkeiten massiv
eingeschränkt sind.

Es ist ein großer Fortschritt gewesen, Psychothe-
rapien überhaupt als Kassenleistungen einzube-
schreiben – das implizite Ausklammern einer
Hoch-Risiko-Gruppe aus der Versorgung ist durch
Nichts zu rechtfertigen. Die derzeitige Versor-
gungssituation verstößt gegen das Sozialstaats-
gebot der Verfassung – es gäbe ausreichend ge-
setzeskonforme Möglichkeiten, den impliziten
Versorgungsauftrag an die Jugendhilfe wieder da-
hin umzuleiten, wo Gelder zu seiner Erfüllung be-
reitgehalten werden: Hier müssten sich Jugend-
hilfeeinrichtungen und Jugendämter bis in die po-
litischen Spitzen nur einig sein, dass selbst da, wo
die therapeutische Hilfe eine Annex–Leistung
nach § 27, Abs. 3 SGB VIII wäre, im Prinzip die
Krankenkasse zu beteiligen wäre. 
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Die medial verdichtete neue gesellschaftliche
Aufmerksamkeit für Ungleichheiten zwischen
Mädchen und Jungen, die seit geraumer Zeit
überwiegend zulasten der Jungen festgestellt
werden, konzentriert sich insbesondere auf das
Bildungssystem. Das Bundesjugendkuratorium
(BJK) beleuchtet in seiner Stellungnahme den
medialen und wissenschaftlichen Diskurs zu bil-
dungsbezogenen Unterschieden zwischen Jun-
gen und Mädchen. Das BJK, ein von der Bundes-
regierung eingesetztes Sachverständigengremi-
um, hat sich in der 16. Legislaturperiode auf Bit-
te der damaligen Bundesjugendministerin Ursu-
la von der Leyen mit dieser Thematik beschäftigt.

1. Was bewegt den medialen Diskurs über
Jungen und wie werden Benachteiligungen
von Jungen darin erklärt?

Da die Medien in dieser Debatte eine tonangeben-
de Rolle übernommen haben, ist es wichtig, eine
Analyse des medialen Diskurses über Jungen vor-
zunehmen. Im medialen Diskurs über Jungen las-
sen sich prominente Erklärungsmuster aufzeigen.
Eine eigens durchgeführte Diskursanalyse1, die
sich auf ausgewählte Medienberichte unter Be-
rücksichtigung von DER SPIEGEL, FOCUS und DIE
ZEIT aus den Jahren 2000 bis 2008 stützt, kommt
zu dem Ergebnis, dass die Diagnose einer »Jungen-
katastrophe« innerhalb eines neuen gesamtgesell-
schaftlichen Diskurses zu verorten ist. Gemeinsa-
mes Kennzeichen der publizierten Beiträge ist eine
neue Sicht auf Jungen als »schwaches Geschlecht«
und als Verlierer im Bildungssystem.

Als ein markantes Erklärungsmuster, insbesondere
für das schlechtere Abschneiden von Jungen im
Bildungssystem, wird die These einer Feminisie-
rung der Pädagogik vertreten. Abgestellt wird auf

die Dominanz von Pädagoginnen und Lehrerinnen
im Elementar- und Primarbereich, die dazu führe,
dass Kindertageseinrichtungen und Grundschulen
den besonderen Erfordernissen von Jungen nicht
gerecht würden. Begründet wird diese Einschät-
zung zum Beispiel mit den Argumenten, Jungen
wollten sich in ihrem Verhalten mehr beweisen,
sich auch über körperliche Leistungen ausdrücken
und könnten diese Bedürfnisse im Kontext einer
feministisch inspirierten Reformpädagogik3 nicht
ausleben. Daher seien Geschlechterdifferenzen
nicht länger zu nivellieren oder zu leugnen oder
gar Männlichkeit negativ zu bewerten, vielmehr
gehe es darum, die Jungen bei der Suche nach
männlicher Identität zu unterstützen. Denn vor al-
lem das Fehlen konstruktiver Rollenvorbilder in der
Person von Erziehern oder Lehrern fordere bei Jun-
gen eine Betonung der Macho-Rolle heraus.

2. Forschungsbefunde zu Ungleichheiten 
zwischen Mädchen und Jungen im System der
Bildung, Betreuung und Erziehung

Ausgangspunkt des medialen Diskurses sind häu-
fig Befunde empirischer Forschung, die als belast-
bare und unabweisbare Datengrundlage herange-
zogen werden. Insbesondere die im Rahmen von
Schulleistungsstudien erhobenen und in Bil-
dungsberichten präsentierten Daten werden in
der publizistischen Debatte mit weiteren Phäno-
menen des Verhaltens beziehungsweise des Er-
wachsenwerdens in Verbindung gebracht und auf
der Grundlage von gesellschaftlich virulenten Ge-
schlechterbildern interpretiert. Dabei ist fraglich,
ob die Befunde empirischer Forschung jene Ein-
deutigkeit der Bewertung von Daten zulassen, die
der mediale Diskurs suggeriert. Am Beispiel eini-
ger Ergebnisse der Bildungsforschung wird diese
Problematik im Folgenden veranschaulicht.
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2.1 Gibt es eine eindeutige Benachteiligung von
Jungen im Bildungssystem?
Zahlreiche Datensätze geben Auskunft über ge-
schlechterbezogene Ungleichheiten insbesondere
im Bildungssystem. Sie vermitteln an vielen Stel-
len ein eindeutiges, bei genauerer Betrachtung
aber doch ein weniger klar konturiertes Bild als
vermutet. Zudem sind fundierte Erklärungen für
die dokumentierten Unterschiede nur spärlich
vorhanden.

Das BJK geht in seiner Stellungnahme ausführlich
auf die Disparitäten zwischen Mädchen und Jun-
gen ein und zieht das Fazit, dass die Befunde sich
als weniger eindeutig erweisen als dies die Me-
dien suggerieren und als es den öffentlichen Ste-
reotypen und Bildern über »schlaue Mädchen«
und »dumme Jungen« entspricht. Vielmehr bedie-
nen sich die Medien bestimmter Aspekte aus ei-
nem breiten Fundus an empirischen Daten, die
eine ganz unterschiedliche Stoßrichtung in der
Argumentation erlauben: Je nach Indikator, über
den man »Bildungsbenachteiligung« misst, er-
weist sich die Befundlage als vielschichtig. Je
nachdem worauf man bei der Fülle an Aspekten
das Augenmerk richtet, zeigt sich ein mitunter
sehr vielfältiges Bild im Hinblick auf das Hetero-
genitätsmerkmal Geschlecht.

Fast entscheidender als die vielschichtigen Befun-
de ist, dass »eine Diskrepanz feststellbar [ist] zwi-
schen der zunehmenden Thematisierung von als
problematisch empfundenen Phänomenen (häufig
betont werden etwa schlechteres Abschneiden bei
schulischen Leistungen oder jugendkulturelle
Auffälligkeiten) und dem Fehlen entsprechender
theoretischer und empirischer Studien, die einen
fundierten Interpretationshintergrund für diese
Phänomene bieten könnten«4.

2.2 Gibt es eine Benachteiligung von Jungen
beim Übergang in das Berufsbildungssystem und
in den Beruf?
Geschlechtsspezifische Ungleichheiten lassen sich
ebenfalls beim Übergang in das Berufsbildungssy-
stem und in den Beruf nachweisen. Auch hier er-

weisen sich die empirischen Befunde als hetero-
gen. Im Unterschied allerdings zum allgemeinbil-
denden Schulsystem deuten sie hier auf einen
Vorsprung der Jungen beziehungsweise jungen
Männer hin. Geschlechterbezogene Unterschiede
zeigen sich beispielsweise in der Wahl der Berufs-
ausbildungsgänge. An dieser Stelle der Bildungs-
und Ausbildungskarriere scheinen Jungen damit
besser aufgestellt zu sein.

Ein relativer Erfolg junger Männer beim Übergang
in das Berufsbildungssystem lässt sich auch dar-
an festmachen, dass sie häufiger in dualen Ausbil-
dungsgängen anzutreffen sind, die besser vergü-
tet werden als die vollzeitschulischen Ausbil-
dungsgänge, in denen der Anteil von jungen Frau-
en überwiegt.5 Zudem ist nachgewiesen, dass jun-
ge Frauen mit einem Realschulabschluss mehr
Probleme haben, einen Platz im Ausbildungssy-
stem zu finden als junge Männer mit gleichem
Abschluss. Das bedeutet, mehr junge Frauen als
junge Männer mit höheren Abschlüssen sind im
Übergangssystem, wobei insgesamt betrachtet
der Anteil junger Männer höher liegt6. Das Über-
gangspanel des Deutschen Jugendinstituts (DJI) –
ein Panel für den Übergang von der Hauptschule
in die Berufsausbildung und Erwerbsarbeit – stellt
zudem heraus, dass sich der Unterschied in der
Ausbildungsbeteiligung zwischen Mädchen und
Jungen zuungunsten der Mädchen von 2004 bis
2006 vergrößerte.7 Ebenfalls zeigt das Panel auf,
dass Jungen mit Hauptschulabschluss trotz
schlechterer schulischer Voraussetzungen besse-
re Chancen als Mädchen haben, ohne Zwischen-
schritte eine Berufsausbildung zu beginnen.8

Die empirisch belegten Ungleichheiten an ver-
schiedenen Stellen in der Bildungsbiographie von
Jungen und Mädchen, das schlechtere Abschnei-
den von Jungen an spezifischen Punkten des Bil-
dungssystems und ihr besseres Abschneiden in
wesentlichen Aspekten des Ausbildungssystems,
sind im Hinblick auf ihre Ursachenbündel erklä-
rungsbedürftig. Hierfür erscheint es notwendig,
die strukturellen, kulturellen sowie die subjektiven
Faktoren in ihrem Zusammenspiel genauer zu be-
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stimmen, die die Leistungsunterschiede, Bil-
dungsverläufe und eingeschlagenen Berufswege
bedingen. Auch gilt es gleichzeitig die Hindernis-
se zu identifizieren, die junge Menschen beiderlei
Geschlechts in der Entfaltung ihrer Lebensmög-
lichkeiten einschränken.

Weiterhin wäre zu untersuchen, ob der in Teilen
belegte Vorsprung der Mädchen und jungen Frau-
en innerhalb des Bildungssystems in späteren Le-
bensabschnitten auch eingelöst werden kann, ob
also bessere Leistungen und höhere Abschlüsse
zukünftig zu entsprechenden beruflichen Karrie-
ren führen. Bei der Bewertung dieser Entwicklun-
gen ist beispielsweise zu berücksichtigen, wie sich
der Übergang in die Elternschaft auf die berufli-
che Biographie und den realisierten beruflichen
Status von jungen Frauen und jungen Männern
auswirkt. Gegenwärtig zeigt sich hier, dass Frau-
en häufiger pausieren und durch längere Unter-
brechungen ihrer Erwerbstätigkeit selbst bei hö-
herer (Ausgangs-)Qualifikation mit geringerem
Einkommen und verminderten Aufstiegschancen
rechnen müssen.9

2.3 Schulische Bildung und Geschlecht: 
Ein unmittelbarer Zusammenhang?
Zahlreiche Studien, die die Argumentations-
grundlage im Diskurs zu den »dummen Jungen«
bilden, lenken aus Sicht des BJK den Blick zu sehr
auf das Schulsystem und auf das Merkmal Ge-
schlecht. Sie konzentrieren sich insbesondere dar-
auf, die gemessenen Schulleistungen und Kompe-
tenzen mit der Kategorie Geschlecht in Beziehung
zu setzen. Bereits eine kursorische Sichtung der
Befunde macht hingegen deutlich, dass das Kon-
zept der »geschlechtsspezifischen Bildungsbe-
nachteiligung« hinterfragt werden muss, da mit
diesem Konzept ein impliziter Vorwurf an das
Schulsystem verbunden ist. Dabei wird vernach-
lässigt, dass die Konstruktion und Inszenierung
von Männlichkeit und Weiblichkeit längst vor der
Schulzeit, etwa in der Familie und in Kindertages-
einrichtungen, und zudem schulbegleitend in den
Medien oder auch unter Gleichaltrigen stattfin-
det.

Zugleich verdeutlichen die empirischen Daten
zwar, dass es durchaus einen Zusammenhang
zwischen Bildungsbeteiligung, schulischem Bil-
dungserfolg und Geschlecht gibt. Doch ist die Ka-
tegorie Geschlecht nicht unabhängig von ihrer
Wechselwirkung mit anderen Kategorien zu be-
trachten. In Studien wird deutlich herausgearbei-
tet, welchen Einfluss die Faktoren soziale Her-
kunft und Ethnizität auf die schulischen Bildungs-
chancen haben. Nach Erkenntnissen der Bildungs-
forschung wiederholen beispielsweise sowohl
Schüler als auch Schülerinnen ausländischer
Staatsangehörigkeit eine Klasse häufiger und ver-
lassen die Schule doppelt so oft ohne Hauptschul-
abschluss als solche mit deutscher Staatsangehö-
rigkeit.10 Viele Befunde weisen darauf hin, dass
die Migrationsgeschichte (bezogen auf spezifi-
sche Herkunftsgruppen) als Unterscheidungskrite-
rium in der Bildungsbeteiligung eine prominente-
re Rolle spielt als das Geschlecht.11 Bei einer Ver-
schränkung von Ungleichheitsfaktoren wie Ethni-
zität, soziale Herkunft und Alterszugehörigkeit
zeigt sich, dass die Unterschiede innerhalb der
Gruppe der Jungen beziehungsweise der Gruppe
der Mädchen größer sind, als die Unterschiede
zwischen »den« Jungen und »den« Mädchen.12

Durch die starke, auch wissenschaftliche Fokus-
sierung auf den Faktor Geschlecht treten andere,
zum Teil bedeutsamere Disparitäten oder Benach-
teiligungsfaktoren in den Hintergrund, die in den
Daten ebenfalls zum Ausdruck kommen. Eine
breiter ausgerichtete Analyse und eine der Kom-
plexität gesellschaftlicher Wirklichkeit gerechter
werdende politische Rahmung wäre dienlicher, als
die in der Debatte vorherrschende Konzentration
auf das Merkmal Geschlecht.

3. Geschlechterrollen in strukturellen und 
kulturellen Kontexten reflektieren und 
entgrenzen

In der Debatte kommt es darauf an, das komple-
xe Zusammenwirken unterschiedlicher Faktoren
in bildungsbiographischen Prozessen zu untersu-
chen und danach zu fragen, an welchen Stellen
und in Verbindung mit welchen Mechanismen
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beim Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen
Prozesse der Exklusion oder Inklusion in Gang
gesetzt werden. Hierzu ist es erforderlich, die
Debatte um die Bildungsbenachteiligung von
Jungen im Bildungssystem in einem breiteren
strukturellen und kulturellen Kontext zu verorten
und zudem Geschlechterdifferenzen nicht als
immer schon gegebene, lediglich zu dokumen-
tierende Unterschiede, sondern als veränderliche
und gesellschaftlich immer wieder hergestellte
Unterscheidungen aufzufassen. Bereits beste-
hende erste Ansätze einer differenzierteren Her-
angehensweise in Theorie und Praxis13 sollten
fortgeführt werden, um weitere Erkenntnisse
und Erfahrungen zu sammeln. Das BJK geht
dazu ausführlich in seiner Stellungnahme auf
den strukturellen Kontext von Geschlechterrollen
sowie Geschlechterrollen und Bildungsbeteili-
gung in kulturellen Kontexten ein. Ziel der De-
batte muss es sein, den Blick weg von der dicho-
tomen Wahrnehmung von Schülerinnen und
Schülern als Jungen und Mädchen, als Kinder
mit und ohne Migrationsgeschichte, verstärkt
auf die Komplexität individueller Bildungsbio-
graphien und die jeweils spezifischen kulturellen
und strukturellen Kontexte zu lenken.

4. Anregungen für die weitere politische 
Debatte 

Handlungsempfehlungen, die Ansprüche des
Gender Mainstreamings umzusetzen und zu ei-
nem »Managing Diversity« weiterzuentwickeln!
Mit Gender Mainstreaming liegt ein Handlungs-
ansatz vor, der es ermöglicht, mit der im Diskurs
um die Bildungsbenachteiligung von Jungen dis-
kutierten Problematik kompetent und zielfüh-
rend umzugehen. Dies bedeutet, Aktivitäten,
Handlungsmuster und Strukturen in den schuli-
schen und außerschulischen Bereichen des Bil-
dungssystems daraufhin zu untersuchen, inwie-
weit sie geeignet sind, die Chancengleichheit
von Mädchen und Jungen zu fördern. Vorausset-
zung zur Realisierung dieses Ansatzes ist die
Sensibilisierung der Akteure für Ungleichheiten,
die durch das Bildungssystem, gesellschaftliche

Strukturen sowie kulturelle Traditionen ausgelöst
und die von den Akteuren selbst mit erzeugt
werden. Parallel dazu ist eine systematische Ver-
mittlung von Genderkompetenzen in allen Aus-
bildungsgängen und Handlungsbereichen erfor-
derlich. Da die Ungleichheiten in den Bildungs-
biographien aber durch vielfältige, miteinander
verschränkte Faktoren bedingt sind, muss das
Konzept Gender Mainstreaming um den Ansatz
eines »Managing Diversity und Gender« erweitert
werden, um zu grundlegenden, diversitätsge-
rechten Veränderungen im schulischen und au-
ßerschulischen Erziehungs- und Bildungsbereich
zu kommen und nicht lediglich den Faktor »Ge-
schlecht« zu beachten.

Über die These der Feminisierung der 
Pädagogik hinaus denken!
Ein zentrales Erklärungsmuster im medialen Dis-
kurs über die schlechteren Schulleistungen von
Jungen ist die These der Feminisierung pädago-
gischer Handlungsfelder, insbesondere im Be-
reich der Kindertageseinrichtungen und der
Grundschule sowie des Fehlens männlicher Be-
zugspersonen in der Erziehung. Die häufig ver-
tretene Forderung nach einer Verstärkung des
Anteils der Männer in den genannten Bildungs-
bereichen ist angesichts der aktuellen Ge-
schlechterverteilung plausibel. Sicher sollte der
Männeranteil in Bildungs- und Betreuungsein-
richtungen im Sinne einer Geschlechterpolitik
und im Hinblick auf die Präsenz unterschiedli-
cher Rollenmodelle und Lebensformen deutlich
ausgebaut werden. Jedoch ist ungewiss, ob al-
lein durch eine Erhöhung des Männeranteils am
pädagogischen Personal das Problem der struk-
turellen Ungleichheiten zwischen Jungen und
Mädchen gelöst werden kann. Hierzu liegen bis-
lang keine belastbaren empirischen Daten vor. Es
muss über die naheliegende Forderung nach ei-
ner Veränderung des Anteils von Männern am
pädagogischen Personal hinausgedacht werden
und eine solide Analyse der verschiedenen Fak-
toren erfolgen.
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Konzepte einer differenzierten und 
subjektorientierten Förderung nutzen!
Die Forderung nach mehr Förderung von Jungen
gegenüber Mädchen, deren Benachteiligung im
Bildungssystem bislang überbetont worden sei,
blendet aus, dass geschlechtsbezogene Benach-
teiligungen sich bereichsspezifisch und nicht
pauschal auswirken und ungünstige Leistungsbi-
lanzen beispielsweise in der Schule von Effekten
der Milieuzugehörigkeit und der Migrationsge-
schichte, aber auch von geschlechtsbezogenen
Berufsentscheidungen, geschlechtsspezifischer
Arbeitsteilung im Erwachsenenleben und Proble-
men der Vereinbarkeit von Familie und Erwerbs-
tätigkeit überlagert sind.

Eine Förderung von Jungen und Mädchen zur
Verbesserung ihrer Lebens- und Berufschancen
muss sich deshalb in erster Linie an einer Sub-
jektperspektive, also der Frage: Was braucht
welches Mädchen / Was braucht welcher Junge?
orientieren – nicht an Zuschreibungen zur Grup-
pe »der Jungen« oder »der Mädchen«. Dies be-
deutet zum Beispiel für die Schule, sich verstärkt
am Prinzip der individuellen Förderung im Un-
terricht zu orientieren.

Erfahrungen der außerschulischen Bildung mit
geschlechtsbewussten Konzepten nutzen!
Im Bereich der außerschulischen Bildung gibt es
vielfältige Erfahrungen mit geschlechtsbewuss-
ten Konzepten der pädagogischen Arbeit. Die Er-
kenntnisse der Arbeit mit Mädchen und jungen
Frauen sind langjährig fundiert und auch die
Ansätze der Jungenarbeit sind längst über ein
Experimentierstadium hinausgekommen. Gerade
in Verbindung mit dem Ausbau von Ganztags-
schulen oder der Entwicklung lokaler Bildungs-
landschaften liegt hier ein großes Potenzial.
Deshalb ist die Kooperation zwischen Schule und
Kinder- und Jugendhilfe weiter auszubauen. Es
geht um den Aufbau einer verlässlichen Infra-
struktur der Unterstützung und Begleitung von
Mädchen und Jungen.

Diese Zusammenarbeit könnte eine systemati-
sche Thematisierung geschlechtsbezogener Fra-
gen in unterschiedlichen Bereichen der Aktivitä-
ten von Kindern und Jugendlichen in formalen
und non-formalen Erziehungs- und Bildungsin-
stitutionen fördern. Gerade in Projekten der ge-
schlechtsbewussten Kinder- und Jugendhilfe
sind in den vergangenen Jahren bewährte Kon-
zepte zur Reflexion geschlechterbezogener
Aspekte entwickelt worden. Daraus folgt auch
die Forderung einer Verstärkung der infrastruk-
turellen Förderung von Konzepten in der Kinder-
und Jugendhilfe, die Mädchen und Jungen er-
möglichen, sich reflektiert mit ihren Geschlech-
terrollen auseinanderzusetzen.

Geschlechtsspezifische Selektion im 
Berufswahlverhalten überwinden!
Trotz deutlicher Veränderungen in der Arbeitswelt
und Reformen im Bereich der Ausbildungsberufe
lassen sich bei den Berufswahlentscheidungen
von Mädchen und Jungen geschlechtsspezifische
Muster erkennen. Vor dem Hintergrund des Wan-
dels zur Wissens- und Dienstleistungsgesell-
schaft und den damit verbundenen Veränderun-
gen im Hinblick auf die künftige Qualifikations-
struktur ist es dringend erforderlich, zum einen
strukturelle Hürden abzubauen und zum anderen
die persönlichen Orientierungen bezogen auf ein
breites Spektrum von Berufen zu erweitern. Pro-
jekte wie der »Girls’ Day« und »Neue Wege für
Jungs?!« sind zu verstärken und auszubauen. Die
Zugangsmöglichkeiten für Jungen und Mädchen
zu unterschiedlichen Ausbildungsgängen sind
gleich zu gestalten. In diesem Kontext geht es
darum, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
an den Berufswahlprozessen beteiligten Institu-
tionen wie Schule, Berufsberatung, Kammern und
Verbände, aber auch die Eltern im Hinblick auf die
Mechanismen geschlechtsspezifischer Berufs-
wahlprozesse zu sensibilisieren. Gleichzeitig gilt
es, strukturelle Hindernisse abzubauen, um
gleichwertige und zukunftsfähige Berufsperspek-
tiven für alle Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen zu eröffnen.
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Die komplette Stellungnahme »Schlaue Mädchen
– Dumme Jungen? Gegen Verkürzungen im aktu-
ellen Geschlechterdiskurs« gibt es zum Download
unter: www.bundesjugendkuratorium.de. 
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Fünftes Gesetz zur Änderung des Bundeszen-
tralregistergesetzes vom 16. Juli 2009 

Gleichsam im Windschatten der im Frühsommer
2009 geführten Debatte um ein Kinderschutzge-
setz (KiSchuG) wurde am 16.7.2009 das Fünfte
Gesetz zur Änderung des Bundeszentralregister-
gesetzes (BZRG)1 verabschiedet, das ungeachtet
seiner nüchtern-spröden Bezeichnung ebenso
wie das zunächst einmal gescheiterte KiSchuG
eine Verbesserung des Kinder- und Jugendschut-
zes bezweckt.2 Es tritt – und deshalb ist es jetzt
hier zu vermelden – am 1. Mai 2010 in Kraft.3

Wesentliche Neuerung ist die Einführung eines
»erweiterten Führungszeugnisses«, dessen neue
Qualität sich sowohl hinsichtlich seines Inhalts als
auch im Blick auf die Aufnahme von Eintragungen
geltenden Fristen zeigt.

§ 32 BZRG regelt den Inhalt eines zu erteilenden
Führungszeugnisses. Darin werden die im BZRG
im Einzelnen genannten Eintragungen – im We-
sentlichen sind dies Verurteilungen – aufgenom-
men. Zugleich regelt die Vorschrift, dass bestimm-
te Verurteilungen wegen ihres Bagatellcharakters
oder einer positiven Bewährungsprognose nicht in
das Führungszeugnis aufgenommen werden, so-
weit es sich nicht um in den §§ 174-180 oder 182
StGB genannte (Sexual)straftaten handelt. Inso-
weit nimmt § 32 Abs. 5 BZRG n. F. eine Erweite-
rung vor: In das erweiterte Führungszeugnis wer-
den ausnahmslos alle Verurteilungen nach den in
§ 72a SGB VIII genannten Straftatbeständen auf-
genommen, und zwar auch dann, wenn es sich
um einmalige Verurteilungen zu niedrigen Strafen
oder Verurteilungen von Jugendlichen und Heran-
wachsenden mit positiver Sozialprognose handelt.
Die Gesetzesbegründung hält dies in kinder- und
jugendschutzrelevanten Bereichen auch dann für

verhältnismäßig, wenn dadurch die Eingehung
oder der Fortbestand eines Beschäftigungsver-
hältnisses gefährdet oder verhindert wird.4

Auch hinsichtlich der Frist, innerhalb derer eine
Verurteilung aufgenommen wird, unterscheidet
sich das erweiterte Führungszeugnis vom »norma-
len« Führungszeugnis: Verurteilungen nach den in
§ 72a SGB VIII aufgeführten Straftatbeständen
des StGB zu einer Freiheitsstrafe oder Jugendstra-
fe von mehr als einem Jahr werden gem. § 34 
Abs. 2 BZRG n. F. erst nach Ablauf einer Frist von
zehn Jahren nicht mehr in das erweiterte Füh-
rungszeugnis aufgenommen. Zur Sicherstellung
dessen wird durch den in § 46 Abs. 1 Nr. 2 BZRG
eingefügten neuen Buchstaben d die Tilgungsfrist
für solche Verurteilungen ausnahmslos auf zehn
Jahre ausgedehnt.

Das erweiterte Führungszeugnis wird nach dem
neu eingefügten § 30a BZRG einer Person auf An-
trag erteilt, wenn die Erteilung unter Bezugnah-
me auf § 30a BZRG gesetzlich vorgeschrieben ist
(Abs. 1 Nr. 1).

Es wird ferner erteilt, wenn es für
a) die Prüfung der persönlichen Eignung nach 

§ 72a SGB VIII
b) eine sonstige berufliche oder ehrenamtliche

Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung oder
Ausbildung Minderjähriger oder

c) eine Tätigkeit, die in einer Buchst. b vergleich-
baren Weise geeignet ist, Kontakt mit Minder-
jährigen aufzunehmen

benötigt wird (Abs. 1 Nr. 2).

§ 72a SGB VIII betrifft die persönliche Eignung der
in der öffentlichen und freien Jugendhilfe Beschäf-
tigten. Die mit dem Kinderschutzgesetz geplante
Anpassung der Vorschrift an das geänderte BZRG
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ist freilich infolge dessen Scheiterns nicht erfolgt.

Auch hinsichtlich des von Buchstaben b) erfassten
Personenkreises gibt der gescheiterte Kinder-
schutzgesetzentwurf Auskunft über die Intention
des Gesetzgebers: Er gilt für all diejenigen Perso-
nen, deren persönliche Eignung Voraussetzung für
die Erteilung einer Erlaubnis nach den §§ 43 bis 45
und 54 SGB VIII ist. Gemeint sind also Tages- oder
Vollzeitpflegepersonen sowie Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter von Einrichtungen i. S. d. § 45 oder
Vormundschaftsvereinen i. S. d. § 54 SGB VIII.

Buchstabe c schließlich erfüllt die Funktion einer
Auffangklausel. Um Schutzlücken zu vermeiden,
erfasst sie denen nach Buchst. b vergleichbare Per-
sonen. Die Gesetzesbegründung nennt insoweit
beispielhaft Hausmeister an Schulen und Bade-
meister in einem öffentlichen Schwimmbad.5

Während § 30a Abs. 1 BZRG die materiellen Vor-
aussetzungen für die Erteilung eines erweiterten
Führungszeugnisses betrifft, regelt Abs. 2 die for-
mellen Anforderungen. Insoweit gilt zunächst die
das einfache Führungszeugnis betreffende Vor-
schrift des § 30 BZRG entsprechend. Darüber hin-
aus ist bei der Beantragung des erweiterten Füh-
rungszeugnisses eine schriftliche Aufforderung
vorzulegen, in der die Person, die das erweiterte
Führungszeugnis vom Antragsteller verlangt, be-
stätigt, dass die materiellen Erteilungsvorausset-
zungen des Absatzes 1 vorliegen. Die Regelung
verfolgt nach der Gesetzesbegründung einen
mehrfachen Zweck: Sie soll der Meldebehörde, bei
der der Antrag zu stellen ist, die ihr obliegende Prü-
fung ermöglichen, ob die gesetzlichen Vorausset-
zungen für die Erteilung des erweiterten Füh-
rungszeugnisses vorliegen, und der betroffenen
Person den Nachweis einer unberechtigten Anfor-
derung erleichtern. Sie soll zum anderen die be-
troffene Person vor einer unberechtigten Anforde-
rung schützen.6

Problematisch erscheint die Regelung des neu ein-
gefügten § 31 Abs. 2 BZRG. Danach erhalten Be-
hörden »zum Zweck des Schutzes Minderjähriger

ein erweitertes Führungszeugnis unter den Vor-
aussetzungen des Absatzes 1«. Nach diesem Ab-
satz 1 erhalten Behörden ein Führungszeugnis, so-
weit sie es zur Erledigung ihrer hoheitlichen Auf-
gaben benötigen und eine Aufforderung an den
Betroffenen, ein Führungszeugnis vorzulegen,
nicht sachgemäß ist oder erfolglos bleibt. Ein Ju-
gendamt etwa erhält also auch gegen den Willen
der betroffenen Person ein erweitertes Führungs-
zeugnis, wenn diese sich weigert, ein solches zu
beantragen. Nach der Gesetzesbegründung soll die
Behörde auch dann ein erweitertes Führungszeug-
nis einholen können, wenn die Aufforderung zu
dessen Vorlage erfolglos bliebe, weil die Vorausset-
zungen nach § 30a BZRG n. F. nicht vorliegen, das
erweiterte Führungszeugnis aber konkret dem
Schutz Minderjähriger diene.7

Dem kann nicht gefolgt werden. Dass die Einho-
lung dem Zweck des Kinder- und Jugendlichen-
schutz dient, ist Voraussetzung dafür, dass der Be-
hörde überhaupt ein Führungszeugnis erteilt wer-
den darf. Dafür, dass eine Behörde auch von den
weiteren materiellen Voraussetzungen des 
§ 30a Abs. 1 BZRG n. F. dispensiert sein soll, ist
nichts ersichtlich. Andernfalls wäre es ihr jederzeit
möglich, durch eine im Sinne des § 30 Abs. 2 BZRG
n. F. unberechtigte Aufforderung zur Vorlage, die
den Betroffenen schützenden Voraussetzungen
des § 30a Abs. 1 BZRG n. F. auszuhebeln.

Die vorgestellte Änderung des BZRG ist geeignet,
den Schutz Minderjähriger zu verbessern. Diese
Verbesserung geht potentiell freilich zu Lasten der
Resozialisierung der Betroffenen, insbesondere
von jugendlichen und heranwachsenden Delin-
quenten, bezüglich derer bislang schützende Regi-
stervorschriften durch das erweiterte Führungs-
zeugnis und dessen Ausgestaltung aufgehoben
werden.

Obwohl die im KiSchuG vorgesehene Änderung des
§ 72a SGB VIII, die die Soll-Verpflichtung enthielt,
sich ein erweitertes Führungszeugnis vorlegen zu
lassen, nicht erfolgt ist, werden mit dem Inkrafttre-
ten des Änderungsgesetzes am 1. Mai 2010 öffent-
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liche und freie Träger der Jugendhilfe sowie sonsti-
ge Einrichtungen und Arbeitgeber, die Minderjäh-
rige beaufsichtigen, betreuen, erziehen oder aus-
bilden oder deren Tätigkeit in vergleichbarer Weise
den Kontakt zu Minderjährigen ermöglicht, ver-
pflichtet sein, sich bei der Einstellung oder Ver-
mittlung und in regelmäßigen Abständen von den
Einzustellenden bzw. Beschäftigten ein erweiter-
tes Führungszeugnis vorlegen zu lassen. Dasselbe
gilt für Behörden bei der Erteilung einer Erlaubnis
nach den §§ 43, 44, 45 und 54 SGB VIII, soweit da-
bei der Nachweis der persönlichen Eignung erfor-
derlich ist.

Unterlassen sie dieses, können sie im Fall der Schä-
digung eines Minderjährigen auf Schadenersatz in
Anspruch genommen werden. Daran ändert sich
auch dadurch nichts, dass sie sich im Fall einer un-
berechtigten Anforderung des erweiterten Füh-
rungszeugnisses in Gefahr geraten, Schadener-
satzansprüchen eines Bewerbers ausgesetzt zu
sein.8 Dieses Risiko ist von ihnen hinzunehmen.

Kostenbeitragspflicht und Beteiligung am 
jugendhilferechtlichen Verfahren. 

OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom
2.10.2009 – 12 A 1313/099

Sachverhalt
Der Kläger wandte sich gegen seine Heranziehung
zu den Kosten einer vollstationären Unterbringung
seines Sohnes, für den das alleinige Personensor-
gerecht seiner geschiedenen Ehefrau zustand. Zur
Begründung berief er sich darauf, dass er bei Auf-
nahme der Hilfe nicht so umfassend über die Maß-
nahme informiert worden sei, dass er deren Not-
wendigkeit und Rechtmäßigkeit habe beurteilen
können, um ggfs. Rechtsmittel einzulegen.

Tatsächlich war er (lediglich) durch ein Mittei-
lungsschreiben des Jugendamtes über die Unter-
bringung informiert worden.

Entscheidungsgründe 
Das Oberverwaltungsgericht bestätigte das erstin-

stanzliche Urteil, mit dem die Klage abgewiesen
worden war. Die Auffassung des Klägers finde im
Gesetz keine Grundlage. Anspruchsberechtigt sei
nach § 27 i. V. m. § 34 SGB VIII ausschließlich der
Personensorgeberechtigte, hier also die geschiede-
ne Ehefrau. Nur an sie sei ein das »ob« und »wie« der
Hilfegewährung regelnder Bescheid zu richten.
Rechtlich geschützte Interessen des nicht perso-
nensorgeberechtigten Elternteils würden durch
die Hilfegewährung unmittelbar nicht betroffen,
so dass dieser weder Beteiligter i. S. d. § 12 SGB X
werde noch die Verletzung eigener Rechte i. S. v. 
§ 42 Abs. 2 VwGO geltend machen könne. Soweit
der nicht sorgeberechtigte Vater durch die Hand-
habung der Erziehung, insbesondere durch die In-
anspruchnahme von Hilfe zur Erziehung das Wohl
des Kindes gefährdet oder durch die Verweigerung
des Umgangs mit dem Kind seine verbleibenden El-
ternrechte aus Art. 6 Abs. 2 GG beeinträchtigt sehe,
habe er zunächst zu versuchen, eine Abhilfe im
Wege der Abänderung der Sorgerechtsentschei-
dung herbeizuführen. Eine mangelnde Information
durch die sorgeberechtigte Mutter betreffe aus-
schließlich das Verhältnis zwischen den Elterntei-
len, begründe aber keine Verpflichtungen des Ju-
gendamtes. Jedenfalls könne eine unzureichende
Information nicht im Rahmen der Heranziehung zu
den Kostenbeiträgen gegenüber dem Jugendamt
geltend gemacht werden. Für eine Rechtswidrig-
keit der Unterbringungsmaßnahme wegen man-
gelnder Information des Klägers fehle es an jegli-
cher Grundlage. Es spiele deshalb auch keine Rolle,
ob die dem Kläger zuteil gewordene Unterrichtung,
wie von diesem behauptet, oberflächlich, unsub-
stantiiert und nicht nachvollziehbar gewesen sei.

Stellungnahme
Der Entscheidung ist  sowohl im Ergebnis als auch
hinsichtlich der Begründung im Grundsatz zuzu-
stimmen.

Außer Zweifel steht, dass mit der Geltendmachung
und Gewährung von Hilfen zur Erziehung nach 
§§ 27 ff. SGB VIII ein Rechtsverhältnis (nur) zwi-
schen dem oder der Personensorgeberechtigten
und dem Jugendamt entsteht. Zu Recht weist das
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Gericht darauf hin, dass auch § 36 SGB VIII ledig-
lich die Personensorgeberechtigten, nicht aber
nicht sorgeberechtigte Elternteile in das Hilfeplan-
verfahren einbezieht. Richtig ist auch, dass das Be-
stehen einer Kostenbeitragspflicht den Pflichtigen
nicht zum Beteiligten am jugendhilferechtlichen
Verfahren macht. Denn die Kostenbeitragspflicht
ist Folge, nicht Voraussetzung der Gewährung von
Hilfe zur Erziehung, vermag also auch keinen Ein-
fluss auf deren Rechtmäßigkeit auszuüben.

Allerdings setzt sich der Kläger – jedenfalls vorder-
gründig – gegen seine Heranziehung zu den Kosten
zur Wehr. Eine Kostenbeitragspflicht besteht indes
gem. § 92 Abs. 3 SGB VIII erst ab dem Zeitpunkt, ab
dem dem Pflichtigen die Gewährung der Leistung
mitgeteilt und er über die Folgen für seine Unter-
haltspflicht gegenüber dem jungen Menschen auf-
geklärt wurde. Eine mangelhafte Mitteilung ver-
mag also nicht die Rechtswidrigkeit der Hilfege-
währung, aber die der Heranziehung zu den Kosten
zu begründen. Der lapidaren Feststellung des Ge-
richts, es spiele keine Rolle, ob die dem Kläger zuteil
gewordene Unterrichtung oberflächlich, unsub-
stantiiert und nicht nachvollziehbar gewesen sei,
kann also so nicht gefolgt werden. Allerdings sind
an den Inhalt der Mitteilung an den Pflichtigen kei-
ne hohen Anforderungen zu stellen.10 Auch wenn
der Inhalt der gegenüber dem Kläger erteilten Mit-
teilung in der Entscheidung nicht wiedergegeben
wird, dürfte sie den Anforderungen des § 92 Abs. 3
SGB VIII genügen, da die im Wege der Erziehungs-
hilfe erfolgte vollstationäre Unterbringung nur zu
einem Wegfall oder zumindest einer Reduzierung
der Unterhaltsverpflichtung führen kann. Zu be-
grüßen ist, dass das Gericht, jeglichen Versuchen,
eine ohne ohnehin nur ausnahmsweise getroffene
Entscheidung für das alleinige Sorgerecht eines El-
ternteils auf jugendhilferechtlichem Weg zu rela-
tivieren oder zu revidieren, den rechtsdogmatisch
gebotenen Riegel vorgeschoben hat.

Voraussetzungen einer Inobhutnahme nach § 42
Abs. 2 SGB VIII

OVG Lüneburg, Beschluss vom 18.9.2009 – 4 LA

706/07 – NJW 2010, 311 f.

Sachverhalt 
Wiederum im Gewande eines Streits um die Recht-
mäßigkeit der Heranziehung zu einem Kostenbei-
trag hat sich das OVG Lüneburg zu den Vorausset-
zungen einer Inobhutnahme und deren gerichtli-
cher Kontrolle geäußert.

Die Kläger wandten sich mit der Begründung ge-
gen Heranziehung zu den Kosten, die Vorausset-
zungen für eine Inobhutnahme hätten angesichts
der bloßen Bitte des Kindes um Obhut nicht vorge-
legen. 

Entscheidungsgründe
Das Gericht ist dieser Begründung entgegengetre-
ten. 

Voraussetzung für eine Inobhutnahme nach § 42
Abs. 2 SGB VIII sei zunächst nur die bloße ernst ge-
meinte Bitte des Kindes um Obhut. Bereits das in
einer solchen Bitte zum Ausdruck kommende
Schutzbedürfnis löse die Pflicht der Behörde zum
Handeln aus, ohne dass es einer Begründung der
Bitte durch das Kind oder den Jugendlichen oder
einer Vorprüfung durch das Jugendamt bedürfe.
Nur so könne das mit der Regelung verfolgte Ziel, in
Konfliktsituationen einen effektiven und unkom-
plizierten Schutz des Minderjährigen zu gewähr-
leisten, erreicht werden. (Erst) nach erfolgter Inob-
hutnahme habe das Jugendamt die Personensor-
ge- oder Erziehungsberechtigten unverzüglich da-
von zu unterrichten. Widersprächen diese der
Inobhutnahme, habe das Jugendamt nach § 42
Abs. 2 S. 3 SGB VIII den Minderjährigen unverzüg-
lich den Personensorge- oder Erziehungsberech-
tigten zu übergeben (Nr. 1) oder eine Entscheidung
des Familiengerichts über die erforderlichen Maß-
nahmen herbeizuführen (Nr.2). § 42 Abs. 2 S. 3 SGB
VIII fordere mithin eine Entscheidung des Jugend-
amtes über die Beendigung oder Aufrechterhal-
tung der Inobhutnahme bis zu einer Entscheidung
des Familiengerichts und stelle zugleich die
Rechtsgrundlage für die Unterbringung und die
damit verbundene Aufenthaltsbestimmung dar.
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Die Aufrechterhaltung sei indes nur rechtmäßig,
wenn ohne Inobhutnahme die Gefahr einer Beein-
trächtigung des Kindeswohl bestünde und die Per-
sonensorge- oder Erziehungsberechtigten nicht
bereit oder in der Lage seien, die Gefährdung abzu-
wenden. Die Rechtmäßigkeit dieser Entscheidung
des Jugendamtes unterliege der vollen verwal-
tungsgerichtlichen Kontrolle. Das angerufene Fa-
miliengericht entscheide hingegen nicht über die
Fortdauer der Inobhutnahme und deren Rechtmä-
ßigkeit, sondern ausschließlich über die notwendi-
gen sorgerechtlichen Maßnahmen in deren An-
schluss.

Stellungnahme
Der Entscheidung kommt ein zweifaches Verdienst
zu: Zum einen stellt sie noch einmal klar, dass das
Jugendamt zur Inobhutnahme sog. Selbstmelder
allein aufgrund deren Bitte und ohne vorgängige
Prüfung oder Beteiligung Dritter verpflichtet ist.
Zum anderen arbeitet sie die Entscheidungsbefug-
nis des Jugendamtes und deren voller verwal-
tungsgerichtlicher Überprüfung in Abgrenzung zu
Inhalt und Reichweite der familiengerichtlichen
Entscheidung heraus. Ihr ist in Ergebnis und Be-
gründung zuzustimmen.

Aufschiebende Wirkung eines Widerspruchs ge-
gen Kostenbeitragsbescheid im 
Jugendhilferecht

VG Neustadt an der Weinstraße, Beschluss vom
5.1.2010 – 4 L 1340/09

Sachverhalt und Entscheidungsgründe 
Die aktuelle Entscheidung beschäftigt sich erneut
mit der Frage, ob dem Widerspruch bzw. der An-
fechtungsklage gegen einen Kostenbeitragsbe-
scheid aufschiebende Wirkung mit der Folge zu-
kommt, dass der so in Anspruch Genommene bis zu
einer unanfechtbaren Entscheidung zur Leistung
von Kostenbeiträgen nicht verpflichtet ist oder die
aufschiebende Wirkung gem. § 80 Abs. 2 Nr. 1
VwGO entfällt, weil es sich bei dem Bescheid um
die Anforderung von öffentlichen Abgaben und
Kosten handelt.

Die Frage ist äußerst umstritten. Das Verwaltungs-
gericht geht mit der, wie es in der Entscheidung
heißt, »in der verwaltungsgerichtlichen Rechtspre-
chung wohl überwiegend vertretenen Auffassung«
davon aus, dass es sich bei der Heranziehung zu ei-
nem Kostenbeitrag um eine Anforderung von öf-
fentlichen Abgaben handelt und eine aufschieben-
de Wirkung durch den Rechtsbehelf nicht eintritt. 

Abgaben in diesem Sinne seien alle, die eine Finan-
zierungsfunktion für die staatliche Aufgabenerfül-
lung übernähmen, auch wenn ihre Höhe nicht fest
kalkulierbar sei, sie nur teilweise zur Deckung der
Ausgaben beitrügen und neben der Finanzierung
weitere Zwecke verfolgt würden. Der weit zu ver-
stehende Begriff erfasse unabhängig von deren
Bezeichnung alle Abgaben, durch die der öffentli-
che Finanzierungsbedarf sichergestellt werde. Da-
nach seien Kostenbeiträge nach den §§ 91 ff. SGB
VIII Abgaben in diesem Sinne, weil sie eine in die
Haushaltplanung einzubeziehende Refinanzie-
rungsfunktion für die Ausgaben des Jugendhilfe-
trägers erfüllten. 

Gestützt wird die Auffassung des Gerichts weiter
auf die durch das KICK11 erfolgte Neuordnung der
Kostenheranziehung in der Jugendhilfe, durch die
die Berechnung der Kostenbeiträge habe verein-
facht, der Verwaltungsaufwand gesenkt und der
Mittelzufluss durch höhere Elternbeiträge gestei-
gert werden sollen. Die im Gefolge dessen erfolg-
te Pauschalierung und normative Festlegung der
Beiträge unterscheide sie von Beiträgen, die zur
Deckung der behördlichen Aufwendungen im Ein-
zelfall erhoben würde. Kostenbeiträge flössen
vielmehr in den Haushalt ein und trügen zur Dek-
kung des allgemeinen Finanzbedarfs bei. Ziel der
Neuregelung sei es auch gewesen, den Nachrang
der öffentlichen Jugendhilfe im Hinblick auf die
Heranziehung der leistungsbegünstigten Personen
zu den Kosten der Hilfen zu verschärfen und eine
gesteigerte Leistungsfähigkeit anzupassen.

Dass bei der Ermittlung des Kostenbeitrags indivi-
duelle Faktoren zu berücksichtigen seien, stehe  der
Qualifizierung als Abgabe nicht entgegen, da sol-
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ches auch dem sonstigen Abgabenrecht nicht
fremd sei.

Stellungnahme
Es darf bezweifelt werden, kann aber letztlich da-
hinstehen, ob sich das Verwaltungsgericht mit sei-
ner Auffassung tatsächlich im Einklang mit einer
»überwiegenden Mehrheit« der Verwaltungsge-
richte und erst recht mit der jugendhilferechtli-
chen Literatur befindet.12 Jedenfalls steht ihr eine
gewichtige Gegenmeinung gegenüber. Insbeson-
dere das OVG NW13 und der Hessische VGH14 blei-
ben auch nach Inkrafttreten des KICK bei ihrer Auf-
fassung, dass dem Widerspruch gegen die Heran-
ziehung zum Kostenbeitrag aufschiebende Wir-
kung zukommt. Diese stützt sich vor allem auf die
Erwägung, dass die Kostenbeiträge nach §§ 91 ff
SGB VIII nicht der Deckung eines allgemeinen Fi-
nanzbedarfs dienten, sondern den Nachrang der
Jugendhilfe wiederherstellen sollten. Sie seien an
typischen sozialrechtlichen Billigkeitsregelungen
orientiert die dem Bereich des allgemeinen Abga-
benrechts fremd seien. Dies sei bis zum Inkrafttre-
ten des KICK ganz einhellige Auffassung in Litera-
tur und Rechtsprechung gewesen. Durch dieses sei
freilich eine grundlegende Änderung der Rechtsla-
ge nicht erfolgt, da auch nach früherem Recht der
Kostenbeitrag durch Leistungsbescheid festge-
setzt worden sei. Zwar gehe die Gesetzesbegrün-
dung davon aus, dass eine aufschiebende Wirkung
nicht eintrete, dies habe sich indes an keiner Stelle
im Gesetz niedergeschlagen und sei damit nicht
verbindlich geworden.15

Schließlich ist auch nicht ersichtlich, wie die Ab-
sicht des Gesetzgebers, die Kostenheranziehung zu
vereinfachen und durch höhere Elternbeiträge zu
erheblichen Einsparungen in der öffentlichen Ju-
gendhilfe zu kommen, die rechtliche Qualität des
Kostenbeitrags verändert haben soll.16

Geht man indes von der Auffassung des VG Neu-
stadt aus, ist der Betroffene gehalten, bei der Be-
hörde einen Antrag auf Aussetzung der Vollzie-
hung zu stellen. Bleibt dieser erfolglos, entscheidet
die Behörde in angemessener Frist nicht über den

Antrag oder droht die Vollstreckung der Kosten,
steht ihm nach § 80 Abs. 5 VwGO der Antrag an das
Verwaltungsgericht auf Anordnung der aufschie-
benden Wirkung des Widerspruchs offen.

Winfried Möller
Fachhochschule Hannover (FHH)

University of Applied Sciences and Arts
Fakultät V – Diakonie, Gesundheit und Soziales

Blumhardtstraße 2
30625 Hannover

winfried.moeller@fh-hannover.de

1 BGBl. I, S. 1952.

2 Vgl. die Gesetzesbegründung BT-Drs. 16/12427, S. 7.

3 Der 10-monatige Zeitraum zwischen Verkündung und In-
krafttreten rechtfertigt sich nach der Gesetzesbegründung
durch die zur Umstellung der automatisierten Datenverarbei-
tung im Zentralregister benötigte Zeit; vgl. BT-Drs. 16/12427,
S. 10. Die neuen Regelungen gelten gemäß der geänderten
Übergangsvorschrift des § 69 BZRG auch für Eintragungen, die
vor dem Inkrafttreten des Änderungsgesetzes am 1. Mai 2010
erfolgt sind.

4 Vgl. BT-Drs. 16/12427, S. 9.

5 Vgl. BT-Drs. 16/12427, S. 8.

6 Vgl. BT-Drs. 16/12427, S. 9.

7 Vgl. BT-Drs. 16/12427, S. 9.

8 Hierauf weist der Bundesrat – BT-Drs. 16/12427, S. 12 – in
seiner Stellungnahme zum Gesetzentwurf insbesondere ange-
sichts der unscharfen Formulierung in § 30a Abs. 1 Nr. 2 Buchst.
c (vgl. oben) hin. 

9 Vgl. auch die inhaltlich übereinstimmende Entscheidung des
OVG NW vom 22.10.2009 – 12 A 1314/09 – zur selben Proble-
matik.

10 Vgl. Schindler, in: Münder/Meysen/Trenczek (Hrsg.): Frank-
furter Kommentar zum SGB VIII, § 92 Rdnr. 18.

11 Vom 8.9.2005, BGBl. I, S. 2729

12 Vgl. die Gegenteiliges nahe legenden Nachweise bei Schind-
ler, in: Münder/Meysen/Trenczek (Hrsg.): Frankfurter Kommen-
tar zum SGB VIII, § 92 Rdnr. 17.

13 Z.B. JAmt 2008, S. 40.

14 NJW 2007, S. 241 ff. mit weiteren Nachweisen aus Literatur
und Rechtsprechung.

15 HessVGH, NJW 2007, S. 241 (242).

16 So aber Schindler, in: Münder/Meysen/Trenczek (Hrsg.):
Frankfurter Kommentar zum SGB VIII, § 92 Rdnr. 17.
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Heimschulen im Wandel 

VViieellee  ggrrooßßee  ddiiaakkoonniisscchhee  JJuuggeennddhhiillffeeeeiinnrriicchhttuunnggeenn,,
ddaarruunntteerr  aauucchh  ddaass  nnaacchhffoollggeenndd  ppoorrttrraaiittiieerrttee  HHoohh--
bbeerrgghhaauuss  iinn  BBrreetttteenn,,  hhaabbeenn  sseeiitt  eehh  uunndd  jjee  eeiinnee  eeii--
ggeennee  SScchhuullee  aauuff  iihhrreemm  HHeeiimmggeelläännddee..  WWuurrddee  eeiinn
KKiinndd  ooddeerr  JJuuggeennddlliicchheerr  iimm  sscchhuullppfflliicchhttiiggeenn  AAlltteerr  iinn
eeiinneerr  ssoollcchheenn  EEiinnrriicchhttuunngg  iinn  eeiinnee  HHeeiimmggrruuppppee  aauuff--
ggeennoommmmeenn,,  ggiinngg  ddaammiitt  ffaasstt  aauuttoommaattiisscchh  ddiiee  AAuuff--
nnaahhmmee  iinn  ddiiee  HHeeiimmsscchhuullee  eeiinnhheerr..  IImm  ZZuuggee  ddeerr  ssoo--
zziiaallrrääuummlliicchheenn  AAuussrriicchhttuunngg  ddeerr  mmeeiisstteenn  JJuuggeenndd--
hhiillffeeeeiinnrriicchhttuunnggeenn  iinn  ddeenn  8800eerr  uunndd  9900eerr  JJaahhrreenn
ddeess  vveerrggaannggeenneenn  JJaahhrrhhuunnddeerrttss  mmiitt  ddeerr  FFoollggee  eeiinneerr
DDiiffffeerreennzziieerruunngg  uunndd  DDeezzeennttrraalliissiieerruunngg  iihhrreerr  LLeeii--
ssttuunnggssaannggeebboottee  wwuurrddee  ddiieesseerr  AAuuttoommaattiissmmuuss  zzuu--
nneehhmmeenndd  oobbssoolleett..  WWaarruumm  ssoollllttee  eeiinn  KKiinndd,,  ddaass  iinn
eeiinnee  AAuußßeennwwoohhnnggrruuppppee  ooddeerr  eeiinnee  TTaaggeessggrruuppppee
aauuffggeennoommmmeenn  wwuurrddee,,  nniicchhtt  wweeiitteerrhhiinn  iinn  sseeiinneerr
bbiisshheerriiggeenn  SScchhuullee  bblleeiibbeenn  ooddeerr  eeiinnee  ööffffeennttlliicchhee
SScchhuullee  iinn  ddeerr  NNäähhee  sseeiinneerr  WWoohhnnggrruuppppee  bbeessuucchheenn??  

Im Zuge dieser Entwicklung heraus aus dem ›An-
staltsghetto‹ hinein ins Gemeinwesen schrumpf-
ten die Heimschulen, die damals noch die diskri-
minierende Bezeichnung ›Sonderschulen für Ver-
haltensgestörte‹ hatten. Identitätskrisen dieser
Schulen waren die eine Folge, eine andere war
sich verschärfende Konflikte zwischen Einrich-
tungsleitung und Schulleitung bei der Auseinan-
dersetzung über die konzeptionelle Weiterent-
wicklung der Gesamteinrichtung. Doch wie so oft
wurde auch in diesem Fall vielerorts eine solche
Krise genutzt als Chance für eine konzeptionelle
Neuausrichtung der Heimschulen; und diese gin-
gen letztlich gestärkt aus ihrer vorherigen Talfahrt
hervor. Fast so wie der legendäre ›Phönix aus der
Asche‹. 

Die neue Bezeichnung ›Schule für Erziehungshil-
fe‹ war ein äußeres Zeichen einer grundlegenden

Image- und Aufgabenveränderung der früheren
›Heimschulen‹. Mittlerweile nennt sich diese
Schulart noch anspruchsvoller »Sonderpädagogi-
sches Bildungs- und Beratungszentrum für den
Förderschwerpunkt soziale und emotionale Ent-
wicklung‹. Wo ein solch neues Etikett zum Pro-
gramm wird, kann eine ›Heimschule‹, um in einem
Bild zu sprechen, sich vom Bremswagen zur Loko-
motive für die Weiterentwicklung einer Erzie-
hungshilfeeinrichtung verwandeln. 

Das Hohberghaus Bretten

In der EREV-Schriftenreihe 3/2008 mit dem Titel
»Schule für Erziehungshilfe: ›Vielfalt statt Einfalt‹
DIE Chance für das förderungsbedürftige Kind«
wird eine größere Anzahl von Beispielen kreativer
und innovativer Projekte und Modelle vorgestellt,
deren Gemeinsamkeit die enge Kooperation, ja
Verflechtung von schul- und sozialpädagogischen
Förderangeboten in diakonischen Erziehungs-
hilfeeinrichtungen ist. Das führt mancherorts
dazu, dass Einrichtungen, die vor 20 oder 30 Jah-
ren froh darüber waren, keine eigene Heimschu-
le als ›lästigen Ballast‹ am Bein zu haben, dies
heute als Defizit empfinden. Denn ein großer Teil
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der Kinder und Jugendlichen, die heutzutage eine
ambulante, teilstationäre oder stationäre erziehe-
rische Hilfe erhalten, benötigen zusätzlich oder
ergänzend zumindest für eine befristete Zeitspan-
ne ein spezifisches schulisches Förderangebot,
weil sie selbst ihre bisherige Schule nicht mehr
ertragen oder in ihr als nicht mehr tragbar gelten
und deshalb überhaupt nicht mehr zur Schule ge-
hen. 

Doch dieser zugegeben recht holzschnittartig
skizzierte Identitäts- und Aufgabenveränderung
von ›Heimschulen‹ droht plötzlich Ungemach und
zwar in Form der ›Konvention der Vereinten Na-
tionen über die Rechte von Menschen mit Behin-
derung‹. Diese am 13.12.2006 von der Vollver-
sammlung der Vereinten Nationen verabschiede-
te und nach ihrer Ratifizierung seit dem
26.3.2009 in Deutschland geltende internationa-
le Übereinkunft fordert in Artikel 24 die Realisie-
rung eines integrativen beziehungsweise inklusi-
ven Erziehungs- und Bildungssystems, das wei-
testgehend auf Sondereinrichtungen verzichtet
nach dem Prinzip: ›Jeder (junge) Mensch soll an
der Gesellschaft uneingeschränkt teilhaben kön-
nen, deshalb darf niemand in Sonderwelten abge-
drängt werden.‹ 

Lehrerin Anna Pehalek in der Klasse

In Deutschland werden derzeit rund 408.000
Schülerinnen und Schüler, das sind fast fünf Pro-

zent der Gesamtpopulation in Sonder- und För-
derschulen beschult; 32.600 davon im Förderbe-
reich ›emotionale und soziale Entwicklung‹. Der
größte Teil davon soll künftig – wenn die UN-
Konvention umgesetzt wird – in Regelschulen un-
terrichtet und gefördert werden. Das hat natürlich
Folgen und Konsequenzen auch für die ›Heim-
schulen‹. Eine Pflicht zum Besuch einer Sonder-
schule wegen einer Behinderung oder wegen fa-
miliärer und sozialer Belastungen, wie sie bis jetzt
beispielsweise in Baden-Württemberg noch be-
steht, darf es künftig nicht mehr geben. Sonder-
schulen haben für eine Übergangszeit allenfalls
dann noch eine Existenzberechtigung, wenn El-
tern unter Wahrnehmung ihres Wunsch- und
Wahlrechts, also freiwillig, ein solches Angebot
für ihr Kind wegen der besseren Ausstattung und
besserer Fördermöglichkeiten einer öffentlichen
Regelschule vorziehen. 

Was diese Veränderung für die konzeptionelle
Ausgestaltung und Weiterentwicklung von ›Heim-
schulen‹ konkret bedeutet, das interessierte mich
besonders bei meinem Besuch im Hohberghaus in
Bretten, denn dort sind in den vergangenen Jah-
ren die schulischen Förderangebote quantitativ
und qualitativ besonders stark ausgebaut worden.

Das Evangelische Hohberghaus in Bretten

Bretten hat rund 28.000 Einwohner und liegt 25
Kilometer östlich von Karlsruhe in einer bis zum
Beginn der Wirtschafts- und Finanzkrise prospe-
rierenden Wirtschaftsregion im badischen Lan-
desteil Baden-Württembergs. Die Stadt ist stolz
auf ihren berühmtesten Sohn, einen gewissen
Philipp Schwartzerdt, dessen 450. Todestag in
diesem Jahr gedacht wird, der aber besser be-
kannt ist unter seinem ins Griechische übersetz-
ten, heute würde man sagen ›Künstlernamen‹ Me-
lanchthon. Er war ein enger Mitstreiter Martin
Luthers und hat sich neben seinem bedeutenden
Beitrag zum Erfolg der Reformation als Schul-
und Universitätsreformer große Verdienste erwor-
ben. Eine konkrete Verbindung vom Reformer Me-
lanchthon zum Hohberghaus, das im Jahr 1902
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gegründet wurde und bis 1992 ›Mädchenheim
Bretten‹ hieß, gibt es allerdings nicht, eine ideel-
le dagegen schon, denn für diese Einrichtung ist
eine sehr ›innovative Geschäftsführung‹ kenn-
zeichnend. 

Das Hohberghaus hat, wie zahlreiche andere dia-
konische Erziehungshilfeeinrichtungen auch, in
den vergangenen Jahren eine geradezu stürmi-
sche Entwicklung durchlaufen. Als der jetzige Ge-
samtleiter der Einrichtung, Jochen Röckle, vor
zehn Jahren diese Aufgabe übernommen hat, hat-
te das Hohberghaus rund 90 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter. Heute sind es annähernd 300 (!),
dies ist nicht zuletzt auch eine Folge des § 8a im
SGB VIII, der die Jugendhilfe beim Schutz junger
Menschen vor einer Gefährdung des Kindeswohls
besonders in die Pflicht nimmt. Was sich hinter
dieser quantitativen Ausweitung des Jugendhilfe-
leistungsangebotes an fachlich konzeptionellen
Innovationen verbirgt, kann im Rahmen dieses
Einrichtungsportraits nur angedeutet werden. 

Mir als jemandem, der vor mittlerweile 30 Jahren
selbst aktiv an einem solch innovativen Expansi-
onsprozess beteiligt war, seit geraumer Zeit sol-
che Entwicklungsprozesse aber vorwiegend vom
Schreibtisch im Bundesverband der Diakonie aus
begleitet und beobachtet, nötigt ein solches En-
gagement der Einrichtungsleitung und der ge-
samten Mitarbeiterschaft gehörigen Respekt ab.
Dieser Respekt nimmt noch zu, wenn ich auf der
Homepage des Hohberghauses unter www.hoh-
berghaus.de die zweimal im Jahr erscheinenden
Hohberghaus-Infos anschaue, in denen auf 20 bis
30 Seiten dreispaltig jeweils in einem Schwer-
punktthema ausführlich, anschaulich und fachlich
anspruchsvoll die vielfältigen Leistungsangebote
dieser Einrichtung vorgestellt werden. Eine exzel-
lente Öffentlichkeitsarbeit für alle Interessierten,
ob vom Fach oder aus dem Unterstützerumfeld
der Einrichtung. 

Zum aktuellen Leistungsangebot des Hohberg-
hauses gehört wirklich alles, was die Jugendhilfe
im Bereich der Erziehungshilfen heute zu bieten

hat – und einiges darüber hinaus. Dies sind: 
• Wohngruppen
• Verselbständigungsgruppen
• Betreutes Wohnen
• Erziehungsstellen
• Tagesgruppen
• Intensive Sozialpädagogische Einzelbetreuung
• Sozialpädagogische Familienhilfe
• Soziale Gruppenarbeit
• Erziehungsbeistandschaften
• eine Erziehungsberatungsstelle
• zwei Schulen
• Berufsausbildungsangebote 
• und seit neuestem eine Kindertageseinrichtung

mit jeweils zwei Gruppen für Kinder unter drei
Jahren und im Kindergartenalter. 

Neben der Entwicklung immer wieder neuer Be-
treuungsangebote wurden die klassischen Hilfe-
angebote wie zum Beispiel die Tagesgruppen in
den vergangenen Jahren ständig erweitert und
differenziert. So wurde vom Hohberghaus vor et-
was über einem Jahr die mittlerweile 13. Tages-
gruppe eröffnet. Dies in einer Zeit, in der andern-
orts, beispielsweise in Tübingen, dieses Angebot
aus Kostengründen auf Drängen der Jugendämter
zurückgefahren oder ganz aufgegeben werden
soll. Offensichtlich wissen die Jugendämter im
Einzugsbereich des Hohberghauses in Karlsruhe,
Pforzheim und im Enzkreis das Leistungsprofil von
Tagesgruppen zu schätzen. Denn die Tagesgruppen
können dem spezifischen Hilfebedarf einer Ziel-
gruppe, die im 13. Kinder- und Jugendbericht als
besonders problembelastet beschrieben wird,
nämlich den Jungen im Alter zwischen acht und
zwölf Jahren, besonders gut Rechnung tragen. Wer
bei dieser Zielgruppe heute sparen will, wird spä-
ter tief in die klamme Jugendhilfekasse greifen
müssen.    

Doch im Hohberghaus werden auch neue Angebo-
te, die über den Bereich der Erziehungshilfen hin-
aus gehen, entwickelt. Dazu gehört das im Jahr
2009 vom Hohberghaus zusammen mit einer Be-
hinderteneinrichtung des gemeinsamen Trägers
›Badischer Landesverband für Innere Mission‹ ge-
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gründete ›Bistro Gritzner‹. In einem Stadtteilzen-
trum an der Peripherie Karlsruhes gelegen, zu dem
ein Mehrgenerationen-Wohnzentrum mit Kinder-
tagesstätte, Studentenwohnheim, Betreutem
Wohnen für Senioren, Jungem Wohnen für Famili-
en und verschiedenen Gewerbeeinheiten gehören,
bietet dieser sozialarbeiterisch inspirierte Gastro-
nomiebetrieb vom Frühstück über Mittagstisch bis
zum Nachmittagscafé Speisen und Getränke sowie
Begegnungsmöglichkeiten für die Bewohner und
Beschäftigten dieses Stadtquartiers an. 

In dem integrierten Beschäftigungsprojekt ›Bistro
Gritzner‹ sind 15 Arbeitsplätze geschaffen wor-
den, davon acht für Menschen mit Behinderung.
Für die Besucher und Gäste des ›Bistro Gritzner‹
bietet dieses: ›Gut, günstig und schnell essen, in
angenehmer Atmosphäre und bei freundlicher
Bedienung – und gleichzeitig etwas zur Integrati-
on von Menschen mit Behinderung und sozial be-
nachteiligte Jugendliche tun.‹

Ein sozial-integratives Angebot also, ganz im Sin-
ne der UN-Behindertenrechtskonvention. Aus-
führliche Infos zum ›Bistro Gritzner‹ enthält das
Hohberghaus-Info 2/2009 auf den Seiten 1 bis 11
(www.hohberghaus.de). In diesem Heft wird au-
ßerdem über zwei neue Angebote der Hohberg-
schule, die ›Schulseelsorge‹ und den ›Trainings-
raum‹ und eine Vater-Sohn-Freizeit der Schule
Enzberg berichtet, womit wir bei den schulischen
Angeboten des Hohberghauses angelangt sind.

Die Hohbergschule 

Berufsausbildung und heimeigene Schule sind seit
Jahrzehnten integrale Bestandteile des Leistungs-
angebotes der Jugendhilfeeinrichtung Hohberg-
haus. Hinsichtlich ihrer fachlichen Entwicklung,
ihrer konzeptionellen Ausprägung und ihrer Schü-
lerschaft dürfte sich die Hohbergschule, die auf
dem Gelände des Hohberghauses liegt, nicht we-
sentlich unterscheiden von anderen Heimschulen
diakonischer Jugendhilfeeinrichtungen wie etwa
der Herman-Nohl-Schule im Heilpädagogium
Schillerhain, die in der EREV-Schriftenreihe

3/2009 ausführlich vorgestellt wird. Eine Beson-
derheit der Hohbergschule ist allerdings, dass bis-
her ausnahmslos alle Schülerinnen und Schüler
neben der schulischen Förderung eine ambulante,
teilstationäre oder stationäre Erziehungshilfe er-
halten. Es gibt in der Hohbergschule also keine ex-
ternen Schülerinnen und Schüler, die nur die
Schule besuchen. Das Jugendamt ist dadurch im-
mer mit im Boot, wenn es um die Vorbereitung ei-
ner Rückführung eines Schülers oder einer Schü-
lerin aus der Hohbergschule in eine öffentliche
Regelschule geht und dabei eine flankierende Un-
terstützung seitens der Jugendhilfe angezeigt ist
oder wenn nach einem erfolgreichen Schulab-
schluss als Starthilfe ins Berufsleben eine ausbil-
dungsbegleitende Jugendhilfemaßnahme erfor-
derlich ist. 

Die Hohbergschule hat derzeit 45 Lehrkräfte und
175 Schülerinnen und Schüler, von denen aller-
dings längst nicht alle in das Schulgebäude auf
dem Gelände des Hohberghauses in Bretten kom-
men. Denn die Hohbergschule hat in den vergan-
genen Jahren in mehreren Erziehungshilfeeinrich-
tungen aus der Region, unter anderem im Mäd-
chenheim »Niefernburg« auf deren Wunsch hin
Außenklassen eingerichtet, weil in diesen Einrich-
tungen zunehmend Kinder und Jugendliche auf-
genommen werden, die in einer Regelschule nicht
mehr beschult werden können und im Rahmen ei-
ner ›Sonderbeschulung‹ mit sozialpädagogischer
Begleitung erst wieder an den regelmäßigen Be-
such einer Schule herangeführt werden müssen. 
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Die Zahl von Kindern und Jugendlichen, die eine
Schule für Erziehungshilfe beziehungsweise eine
Schule mit dem Förderschwerpunkt ›emotionale
und soziale Entwicklung‹ besuchen (müssen), weil
sie in der öffentlichen Regelschule als nicht inte-
grierbar gelten, nimmt seit Jahren zu. Eine Erklä-
rung dafür liefert der vor kurzem vom Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales vorgelegte Be-
hindertenbericht 2009. Im Abschnitt ›Bildung‹
wird unter Bezugnahme auf Artikel 24 der UN-
Behindertenkonvention festgestellt, dass »eine
kurzfristige Abschaffung von Förderschulen ohne
Sicherung individueller, sonderpädagogisch erfor-
derlicher Förderstrukturen an den allgemeinbil-
denden Schulen weder möglich noch sinnvoll ist.«
(Behindertenbericht 2009 S. 37) Anders ausge-
drückt: Solange sich die öffentlichen Regelschu-
len fachlich nicht grundlegend verändern, sind
Sonderschulen unverzichtbar.

Die Existenzberechtigung und -notwendigkeit ei-
ner Heim(sonder)schule wie der Hohbergschule ist
also ganz wesentlich abhängig von der Qualität
der öffentlichen Regelschulen. Die Leiterin der
Hohbergschule, Patricia Fischer hat dies bei mei-
nem Besuch im Hohberghaus bestätigt, zugleich
aber auch darauf hingewiesen, dass ihre Schule
selbst einen aktiven Beitrag leisten will und kann
zur Verbesserung der Förderangebote in den öf-
fentlichen Regelschulen. Seit einigen Jahren ge-
hen Lehrerinnen und Lehrer aus ihrem Kollegium
in die öffentlichen Regelschulen der Region, um
dort vor Ort Schüler mit auffälligen Verhaltens-
weisen zu fördern und dadurch ihren Verbleib in
ihrer bisherigen Schule zu ermöglichen. Diese von
den öffentlichen Regelschulen sehr begrüßte
›Entwicklungshilfe‹ wird allerdings begrenzt durch
die von den Schulämtern bewilligten Lehrerstun-
den für diese ›Sonderpädagogischen Dienste‹. Ein
Ausbau dieser Dienste, die auch von anderen
›Heimschulen‹ in Baden-Württemberg bereit ge-
stellt werden, könnte die Entwicklung eines inte-
grativen oder gar inklusiven Bildungs- und Erzie-
hungssystems zweifellos befördern.  

Im Blick auf ihre eigene ›Heimsonderschule‹

stellte Frau Fischer zudem klar, dass ihre Schule
kein Abstellgleis oder gar eine Sackgasse für aus
dem öffentlichen Schulsystem ausgegliederte
verhaltensauffällige Kinder und Jugendliche ist.
Ihre Schule versteht sich als Durchgangsschule
und setzt diesen Anspruch auch erfolgreich um.
Denn die meisten Schülerinnen und Schüler wer-
den nach zwei bis drei Jahren intensiver Förde-
rung in der Hohbergschule, ergänzt durch eine
mit der Jugendhilfe gemeinsam durchgeführte El-
tern- und Familienarbeit in die öffentlichen Re-
gelschulen reintegriert. 

Die Schule Enzberg

Die Reintegration ihrer Schülerinnen und Schüler
in eine öffentliche Regelschule nach spätestens
zwei bis drei Jahren ist auch das Ziel der zweiten
Schule des Hohberghauses, die mit einer völlig
neuen Konzeption vor zwei Jahren ihre Arbeit
aufgenommen hat. Es handelt sich dabei um ein
integriertes schul- und sozialpädagogisches
Ganztagsförderangebot in gemeinsamer Verant-
wortung von Schule und Jugendhilfe. Diese ge-
meinsame Verantwortung – und das dürfte bis-
lang ziemlich einmalig sein – bezieht sich auf alle
Bereiche, also die Finanzierung, die Leitung und
die schul- und sozialpädagogische Praxis. 

Schulhund-AG mit Schulleiterin Nadine Castellano

Eingerichtet wurde dieses Ganztagsförderangebot
rund 15 Kilometer von der Stammeinrichtung
entfernt in der Gemeinde Enzberg in einem seit
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Jahren leerstehenden Schulgebäude, das mit fi-
nanzieller Beteiligung der Schul- und Jugendäm-
ter ihres Einzugsbereichs grundlegend saniert und
der neuen Aufgabenstellung entsprechend ausge-
baut wurde. Ein bewaldeter Steilhang, der an das
Schulgelände angrenzt, bietet sich als natürlicher
Abenteuerspielplatz für die Freizeitaktivitäten
zwischen den Unterrichtseinheiten an. 

Jeweils eine (Sonderschul-)Lehrerin und eine Er-
zieherin oder Sozialpädagogin sind in Teamarbeit
für eine Klasse oder Gruppe von bis zu zwölf
Schülern oder Kindern gemeinsam zuständig.
Lerneinheiten, für deren Ausgestaltung die Lehre-
rin zuständig ist und sozialpädagogische Angebo-
te in Verantwortung der sozialpädagogischen
Fachkraft wechseln sich den Tag über, der um 8
Uhr beginnt und gegen 16.30 Uhr endet, ab. Inter-
essante Einblicke in den schulischen und sozial-
pädagogischen Alltag dieser Modelleinrichtung,
die der Idealvorstellung einer sozialpädagogi-
schen Ganztagsschule ziemlich nahe kommt,
bietet Heft 1/2009 des Hohberghaus-Info
(www.hohberghaus.de). 

In organisatorischer Hinsicht ist die Schule Enz-
berg eine Kombination aus ›Schule für Erzie-
hungshilfe‹ und ›Sozialer Gruppenarbeit‹. Für jedes
Kind, das im Zusammenwirken von Schulamt und
Jugendamt in die Schule Enzberg aufgenommen
wird, gewährt das zuständige Jugendamt eine Er-
ziehungshilfe in Form von ›Sozialer Gruppenar-
beit‹ und bezahlt dafür pro Schul-/Betreuungstag
ein Entgelt von knapp unter 50 Euro.  

Das Leitungsteam der Schule Enzberg besteht aus
der Schulleiterin Nadine Castellano und dem Be-
reichsleiter der Jugendhilfe Volker Weber. Der So-
zialpädagoge Volker Weber, der mir bei meinem
Besuch diese ›Vorzeigeeinrichtung‹ mit spürbarem
Stolz vorgestellt hat – ähnlich wie ich, als ich vor
30 Jahren Besuchern unsere Tagesgruppen vorge-
stellt habe – ist mit der Entwicklung der Einrich-
tung nach den ersten zwei Jahren sehr zufrieden,
aber dennoch nicht wunschlos glücklich. Denn 90
Prozent der Kinder und Jugendlichen in der Schu-

le Enzberg sind Jungen und 80 Prozent des Mit-
arbeiterteams sind Frauen. Deshalb wäre ein Zu-
wachs in Form des einen oder anderen männli-
chen Lehrers sowie einiger Mädchen unter Gen-
der-Gesichtspunkten durchaus wünschenswert. 

Aus aktuellem Anlass: 
Ein Blick zurück in die 50er Jahre im 
Mädchenheim Bretten

Anfang der 50er Jahre hatte das damalige Mäd-
chenheim Bretten 130 Plätze. Im Jahr 1954 wa-
ren 50 Prozent der in den Wohngruppen lebenden
Mädchen im Rahmen der Fürsorgeerziehung –
also auf Beschluss des Vormundschaftsgerichts –
dort untergebracht. Auf meine Frage, ob und wie
viele der ehemaligen ›Zöglinge‹ sich mit Klagen
und Beschwerden über die damaligen Zustände
im Heim bisher an ihn gewandt haben, stellte Jo-
chen Röckle fest: »Bisher sind mir noch keine Be-
schwerden zu Ohren gekommen. Aber wer weiß,
was noch kommt?« 

Eine mögliche Erklärung für die bislang ausgeblie-
benen Klagen habe ich in der fachlich anspruchs-
vollen Festschrift gefunden, die im Jahr 2002 zum
zehnjährigen Bestehen der Einrichtung herausge-
geben wurde. So wurde in dem Mädchenheim
schon im Jahr 1955 (!) eine erste heilpädagogi-
sche Gruppe eingerichtet, der in kurzen Abstän-
den weitere folgten. Die Begründung dafür laute-
te: »Immer wieder machten wir die Erfahrung, dass
wir einige besonders schwierige Mädchen in unse-
ren normalpädagogischen Gruppen nicht mehr ge-
recht werden konnten, obwohl wir uns redlich be-
mühten, ihnen besonders Rechnung zu tragen.
Meist fielen sie zunächst durch ihre Maßlosigkeit
und ihre Hemmungslosigkeit auf, erst bei genaue-
ren Beschäftigungen mit ihnen erkannten wir die
Züge der Angst und der schweren Gehemmtheit,
die unter der Verkleidung von Trotz und Frechheit
verborgen waren.« (Brettener stadtgeschichtliche
Veröffentlichungen Band 19, 2002, S. 97) 

Wenig später, im Jahr 1956, wurde in dem Mäd-
chenheim eine staatlich genehmigte Hauswirt-
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schaftsschule eingerichtet, in der jährlich bis zu
30 Mädchen einen qualifizierten Ausbildungsab-
schluss erwerben konnten. Demnach gab es
schon Mitte der 50er Jahre in Heimen, in denen
auch Fürsorgeerziehung durchgeführt wurde, An-
sätze heilpädagogischer Arbeit statt schwarzer
Pädagogik und qualifizierte Berufsausbildung
statt stumpfsinniger Beschäftigung. 

Ob das Mädchenheim Bretten eine eher seltene
positive Ausnahmeerscheinung in der damaligen
Heimerziehungslandschaft war, muss noch er-
forscht werden. Das Mädchenheim Bretten ist
aber wohl doch ein Beleg dafür, dass schon in den

50er Jahren trotz schwieriger äußerer Rahmenbe-
dingungen eine fachlich verantwortbare Heimer-
ziehung möglich war. Umso schwerer wiegt die
Kritik an den Heimen, in denen Prügelpädagogik
und die Ausbeutung der Arbeitskraft der ›Zöglin-
ge‹ an der Tagesordnung waren.

Karl Späth
Referent für Erziehungshilfen in Berlin 

Diakonisches Werk der EKD
Reichensteiner Weg 24

14195 Berlin
spaeth@diakonie.de
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Nr.: 21/2010
EREV – FREIE SEMINARPLÄTZE – FREIE SEMINARPLÄTZE

»Ich brenne für meine Arbeit … aus« Burnout-Syndrom 
Anzeichen erkennen und Handlungsmöglichkeiten entwickeln 

Inhalt und Zielsetzung
Burnout ist in aller Munde. Burnout ist, wie es früher beschrieben wurde, ein »Stress-Syndrom der
helfenden Berufe«. Anzeichen eines Burnout-Sydroms werden immer häufiger wahrgenommen. Sie
können die negativen Folgen einer beruflichen und/oder privaten (Über-)Beanspruchung sein und ha-
ben verhängnisvolle Konsequenzen für den Betroffenen und sein Umfeld: Beruf, Partnerschaft, Fami-
lie, Freundeskreis, nicht zuletzt für die Gesundheit. Burnout (engl.: to burn out = ausbrennen) ist ein
Zustand ausgesprochener emotionaler Erschöpfung, mit innerer Distanzierung, Freud- und Perspek-
tivlosigkeit und reduzierter Leistungsfähigkeit. Psychosomatische Erkrankungen, Depression oder eine
hohe Suchtgefährdung können als Begleiterscheinungen sichtbar werden. 
In diesem Seminar möchten wir uns von einer sehr persönlichen Seite dem Thema nähern. Zur Aus-
einandersetzung mit Anzeichen von Be- oder Überlastung und zur Entwicklung eigener vorbeugen-
der Maßnahmen sind folgende Schwerpunkte angedacht: Erkennen von körperlichen oder seelischen
Anzeichen einer Erschöpfung • Biografiearbeit und persönliche Reaktions- und Wahrnehmungsmu-
ster • Ressourcenarbeit • Methoden zur Entspannung 
Hinweis Therapieerwartungen kann nicht entsprochen werden. 
Methodik Impulsreferate, Einzel- und Kleingruppenarbeit, Übungen, Fallarbeit. Die Bereit-

schaft, eigene Themen/Fallbeispiele einzubringen, wird ausdrücklich gewünscht.
Zielgruppe Alle Menschen, die sich (mit Abstand zum Alltag) mit ihren eigenen (Gefährdungs)

Strukturen beschäftigen und nach Handlungsmöglichkeiten suchen möchten.
Leitung Carola Schaper, Hannover / Anne Grimm, Wuppertal
Termin/Ort 28. – 30.04.2010 in Kassel
Teilnahmebeitrag 259,- € für Mitglieder / 299,- € für Nichtmitglieder, inkl. Unterkunft und 

Verpflegung 
Teilnehmerzahl 15



In seiner Herbstsitzung hat der Jugendhilfepoliti-
sche Fachausschuss des Evangelischen Erzie-
hungsverbandes e. V. (EREV) die Reihe der Gesprä-
che mit bundespolitischen Vertreterinnen und
Vertretern fortgesetzt. 

Zu Gast war die SPD-Bundestagsabgeordnete,
Marlene Rupprecht. Vor ihrer 13-jährigen Tätig-
keit im Bundestag war sie 20 Jahre als Lehrerin an
einer Brennpunktschule tätig. Sie ist Mitglied im
Bundestagsausschuss Familie, Senioren, Frauen
und Jugend, deren Vorsitz in der 17. Wahlperiode
Frau Sibylle Laurischk, FDP, übernommen hat. 

Im Kontext des Austausches zum 13. Kinder- und
Jugendbericht wird deutlich, dass dieser bisher
der Diskontinuität anheim gefallen ist, also das
Parlament noch nicht über ihn beraten hat, da er
zwischen zwei Wahlperioden vorgelegt wurde.

Nach wie vor ist es das Ziel von Marlene Rupp-
recht, dass der Bericht aufgegriffen wird und so
eine Beratung im Bundestag erfolgt. Um die Be-
deutung der Arbeit in den Erziehungshilfen für die
Gesundheit von Kindern, Jugendlichen und Fami-
lien in den Blickpunkt der öffentlichen Aufmerk-
samkeit zu stellen, können vor Ort die jeweiligen
Bundestagsabgeordneten auf den 13. Kinder- und
Jugendbericht aufmerksam gemacht werden, mit
dem Ziel, eine Befassung in den Bundestag zu er-
reichen. Das in dem Bericht angesprochene The-
ma der Inklusion (Große Lösung), also der Zusam-
menführung von Jugend- und Behindertenhilfe
wird in der Stellungnahme der ehemaligen Bun-
desregierung deutlich hervorgehoben. 

Marlene Rupprecht stellt dar, dass behinderte Kin-
der beispielsweise in Pflegefamilien oftmals die
unterschiedlichen Systeme zwischen den SGB XII
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(Sozialhilfe) und dem SGB VIII (Kinder- und Ju-
gendhilfe) deutlich spüren. Betroffene Eltern wer-
den trotz der aktuell gesetzlichen Änderungen
zwischen der Eingliederungs- und Jugendhilfe
hin- und hergeschoben. Da in den Ländern die Zu-
ständigkeit für die Sozialhilfe unterschiedlich an-
gesiedelt ist und die Jugendhilfe anderen Struktu-
ren unterliegt, besteht eine wesentliche Aufgabe
darin, diese Finanzströme so zu regeln, dass die
einheitliche Zuständigkeit gewährleistet ist und
die jungen Menschen und ihre Familien einheitli-
che Ansprechpartner zur Verfügung haben. Bei den
Hilfen ist es aus Sicht des Evangelischen Erzie-
hungsverbandes unerlässlich, dass nicht das Maß
des Notwendigsten im Mittelpunkt steht, sondern
dass die Kinder und Jugendlichen ihre individuell
notwendigen Hilfen erhalten. Demnach kommt es
darauf an, dass »das Bessere gewinnen soll«.

Weitere Regelungsbereiche sind unter anderem
die Kostenheranziehung der Eltern, die Bedeutung
des Schutzauftrages des § 8a SGB VIII, die Stan-
dards des Hilfeplanes und die Regelung der Fach-
kraftquote. Trotz aller Herausforderungen, die die
Zusammenführung der Jugend- und Behinderten-
hilfe mit sich bringt, ist es unabdingbar, dass er-
zieherische und behinderungsbedingte Hilfen
nahtlos ineinandergreifen können, wie dies auch
die 86. Arbeits- und Sozialministerkonferenz be-
raten hat. 

Der Austausch mit Marlene Rupprecht hat ge-
zeigt, dass bei den aktuellen Diskussionen um
Wettbewerb und Leistungsgesellschaft die Gefahr
besteht, dass die soziale Verantwortung in den
Hintergrund gerät. Wenn die Erwerbsarbeit das
Funktionieren des Sozialstaates bestimmt, sind
die über sieben Millionen Menschen im Niedrig-
lohnsektor nicht mehr in der Lage, die Infrastruk-
tur wie beispielsweise Kindergärten, Jugendheime
und Einrichtungen der Erziehungshilfe sowie
Krankenhäuser zu finanzieren. Die immer weite-
re Ausgründung in Privatinitiativen, wie beispiels-
weise Privatschulen unterstützt nach Meinung
von Marlene Rupprecht die Singularisierung und
Aushöhlung des Sozialstaates.

Das grundsätzliche Recht auf Teilhabe setzt ein
System ohne Sektoren oder Säulen voraus. Wenn
Familien, die beispielsweise ein Kind mit Asper-
gersyndrom versorgen müssen, zwischen Jugend-
amt und Krankenkasse hin- und hergeschickt
werden, besteht durch die Chance der Inklusion
die Möglichkeit, ein Amt für alle Kinder zu schaf-
fen. 

In diesem Zusammenhang stellt die UN-Behinder-
tenrechtskommission aus dem Jahr 2006 keine
grundlegende Neuerung, sondern eine Verdeutli-
chung seit langem bestehender Menschenrechte,
die letztlich auf die UN-Charta von 1945 zurück-
zuführen sind, dar. Die Behindertenrechtskonven-
tion kann insoweit als weiterführende Interpreta-
tion der Kinderrechtskonvention von 1989 ver-
standen werden. Mit dem Inkrafttreten des Kin-
der- und Jugendhilfegesetzes im Jahr 1991 wur-
den junge Menschen mit einer (drohenden) seeli-
schen Behinderung in die Zuständigkeit der Kin-
der- und Jugendhilfe einbezogen. Mit dem Einfü-
gen des Paragraphen 35a in das SGB VIII wurde
verdeutlicht, dass die Eingliederungshilfe für jun-
ge Menschen mit einer (drohenden) seelischen
Behinderung eine eigenständige Leistung der Kin-
der- und Jugendhilfe darstellt. Im Jahr 2008 ha-
ben rund 500.000 Kinder, Jugendliche und junge
Erwachsene in Deutschland eine erzieherische
Hilfe begonnen. Das waren drei Prozent der jun-
gen Menschen unter 21 Jahren. Eine Eingliede-
rungshilfe wurde für 16.000 junge Menschen ein-
geleitet. 

Marlene Rupprecht wird sich auch nachdem die
SPD nicht mehr in der Regierungsverantwortung
ist, aktiv für die Kinder, Jugendliche und Familien
einsetzen. 

Dr. Björn Hagen
Geschäftsführer, EREV

Flüggestr. 21
30161 Hannover

b.hagen@erev.de
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EREV- Rundschreiben Nr. 1/2010 

Zwischenbericht Runder Tisch „Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren“ 

Der Runde Tisch „Heimerziehung“ hat nach seinem ersten Tätigkeitsjahr im Januar 2010 einen

Zwischenbericht vorgelegt. Im Mittelpunkt der bisherigen Arbeit stand die Aufarbeitung der

damaligen Heimerziehung. Der Bericht kommt zu dem Ergebnis, dass ein differenziertes Bild von der

Heimerziehung der jungen Bundesrepublik zu zeichnen ist. Dieses Rundschreiben fasst die

wesentlichen Aussagen des Zwischenberichtes zusammen: 

Unbestreitbar sind die Missstände in der Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren. Diese waren in

Teilen den hochproblematischen Rahmenbedingungen, gesellschaftlichen Vorstellungen von 

Erziehung und Moral und einer anderen Sicht auf  Kindheit geschuldet. Darüber hinaus liegen nach

Aussage des Berichtes die Gründe der Missstände in Strukturen, Konzepten, Erziehungsvorstellungen,

Methoden und Prozessen, die durchaus veränderbar gewesen wären. Zu den Missständen gehören

beispielsweise Mechanismen der Aufsicht, Kontrolle und der Rechtslage sowie die finanzielle

Ausstattung der Heime, die Qualifizierung und Anzahl des Erziehungspersonals und Haltungen

gegenüber der Heimerziehung. Nach Ansicht der Verfasser des Berichtes war die Gesellschaft an den

Bedingungen in den Heimen  nicht interessiert und hat nur punktuell bei einzelnen Skandalen reagiert. 

So gelangt der Bericht zu der Aussage: „Es muss gesehen werden, dass viele Bedingungen in der

Heimerziehung, die aus heutiger Sicht skandalös erscheinen, in der damaligen Zeit und in allgemein 

gesellschaftlichen Erziehungsvorstellungen mit verankert waren und diesen entsprachen“. Des

Weiteren: „Es muss allerdings festgestellt werden, dass all diese Dinge, die teilweise auch in Schulen

oder in Familien, in denen die damalige Erziehung ebenfalls recht restriktiv sein konnte, alltäglich

waren, in der Heimerziehung besondere Auswirkungen hatten.“ Heimerziehung kam damals ebenso

wie heute eine besondere  Verantwortung zu. Fehlentwicklungen wirken hier bedeutsamer als etwa in 

der Schule, die nur einen Teil der Lebenswelt der Kinder ausmacht. „Dieser besonderen

Verantwortung ist die Heimerziehung nach Ansicht des Berichtes in den 50er und 60er Jahren allzu oft

nicht nachgekommen. In diesen geschlossenen Systemen wurden repressive Erziehungsmethoden

mancherorts häufiger und härter angewendet als in Familien üblich. Häufig waren Heime keine 

Schutzräume, sondern Orte, in denen körperliche und psychische Misshandlungen und in manchen 

Fällen offenbar auch sexuelle Gewalt möglich waren und nicht oder nur unzureichend unterbunden

oder geahndet wurden“.  

Des Weiteren beschreibt der Bericht, dass auch festgestellt werden muss, dass nicht alle Heime zu

problematisieren sind. Offenbar gab es Heime, die unter den gegebenen Umständen akzeptable Arbeit

im damals gesamtgesellschaftlich üblichen Rahmen geleistet haben. Die bisherige Aufarbeitung des

Runden Tisches deutet darauf hin, dass, je weiter oben die Heime in der Hierarchie der FE und FEH

Maßnahmen angeordnet waren und je geschlossener und totaler sie als Institution funktionierten, es zu

mehr problematischen, mancherorts  katastrophalen Verhältnissen kommen konnte.

In der weiteren Arbeit des Runden Tisches soll ein Augenmerk auf diese Differenzen und

Unterschiede in der damaligen Praxis gelegt werden. Im zweiten Jahr der Arbeit des Runden Tisches

sollen konkrete Lösungsvorschläge zum gesamtgesellschaftlichen und politischen Umgang mit der

Thematik erarbeitet werden. Hierbei geht es zunächst um die individuell traumatisierenden Folgen der

Heimerziehung und die Frage, wie die Betroffenen in ihrer Aufarbeitung und Bewältigung unterstützt

werden können. Ferner soll die Frage der Anerkennung und Rehabilitierung im Fokus stehen. 

Der gesamte Bericht kann auf der Internetseite des Runden Tisches unter www.rundertisch-

heimerziehung.de abgerufen werden. 
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In der Stellungnahme des Evangelischen Erziehungsverbandes (EREV) zur Auseinandersetzung mit 

der Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren werden die Schwerpunkte, die der Bericht feststellt,

ebenfalls zum Ausdruck gebracht. So ist nach Einschätzung des EREV aus der bisherigen Erforschung

der Rahmenbedingungen und Methoden sowie aus der Auseinandersetzung mit den Berichten

Betroffener der Heimerziehung in der Bundesrepublik Deutschland der 50er und 60er Jahre zu lernen,

dass die Gefahr der Misshandlung, der Verletzung elementarer Persönlichkeitsrechte und des

Missbrauchs erzieherischer Gewalt immer dann steigt, wenn beispielsweise in sich geschlossene

Systeme existieren, die Ausbildung der tätigen Pädagogen unzureichend ist und eine fachliche

Weiterentwicklung der Jugendhilfekonzepte und Praxis nicht vorgenommen wird.

Für die Heimerziehung der Gegenwart gilt, dass sich in der Folge der „Heimkampagne“ (ausgehend

vom Jahr 1968) eine erhebliche Professionalisierung eingestellt hat und fachlich anerkannte Standards

hinsichtlich der  Rahmenbedingungen etabliert sind.    

Politik und Freie Wohlfahrtspflege sind aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass auch weiterhin die

Rechte junger Menschen in Einrichtungen der Erziehungshilfen geschützt sind, indem unvertretbare

Absenkungen fachlich anerkannter Standards verhindert werden. 

Der Evangelische Erziehungsverband wird sich in diesem Jahr in einer Schriftenreihe weiter mit der

Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren auseinandersetzen.  

Hannover, 22. Januar 2010

Dr. Björn Hagen 

Nr.: 19/2010
EREV – FREIE SEMINARPLÄTZE – FREIE SEMINARPLÄTZE

Die Familienwohngruppe in der stationären Jugendhilfe

Inhalt und Zielsetzung
• Institutionelle Rahmenbedingungen und konzeptionelle Grundlagen von Familiengruppen • Aufbau
von Familiengruppen • Persönliche Vorraussetzungen und Perspektiven • Arbeit in der Familiengrup-
pe als lebenslanger Beruf? 
Zudem wird den Teilnehmern ein Erfahrungsaustausch zu folgenden Themenbereichen ermöglicht: 
• berufliche Anforderungen im Spannungsfeld persönlicher Wünsche und Bedürfnisse • Nähe und Dis-
tanz • eigene Kinder und fremde Kinder • Partnerbeziehung / der Partner als Kollege • Kooperation
mit anderen Kollegen • pädagogische Beratung, psychologische Begleitung, Supervision (familienthe-
rapeutischer Ansatz) 
Methodik Fachlicher Input, Austausch. Ferner besteht im Rahmen exemplarischer Fallbespre-

chungen die Möglichkeit von Supervision.
Zielgruppe Erzieherinnen und Sozialpädagoginnen sowie deren Partner und Partnerinnen, die

bereits in dieser Arbeitsform leben oder die beabsichtigen, sich auf den Aufbau 
oder die Übernahme einer Familiengruppe einzulassen

Leitung Stephan Walendy, Gifhorn
Termin/Ort 26. – 28.04.2010 Timmendorfer Strand/Ostsee
Teilnahmebeitrag 259,- € für Mitglieder / 299,- € für Nichtmitglieder, inkl. Unterkunft und 

Verpflegung 
Teilnehmerzahl 16



Das EREV-Forum »Schule und Erziehungshilfen«
für Lehrkräfte sowie pädagogische Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter an Schulen und Einrichtun-
gen der Jugendhilfe stand im vergangenen Jahr
unter dem Schwerpunktthema »Gesundheit«. Vor
diesem Hintergrund wurden neben weiteren The-
men wie »Schul-Tagesgruppe« (Melanie Bleck-
mann und Marion Trojahn, Ludolf-Wilhelm-Frik-
ke-Schule, Hannover), »§ 35a-Kinder in der E-
Schule« (Friedrich Frey, Matthias Klischat, Diako-
nische Jugendhilfe Region Heilbronn, Eppingen-
Kleingartach) oder »Gehirngerechtes Lernen« als
Tagesthema, einzelne Bausteine einer gesunden
Schule für alle vorgestellt. Ziel war es dabei, Er-
kenntnisse, Gedanken und Konzepte vorzustellen,
die dazu beitragen, die psychische und physische
Gesundheit der Schülerinnen und Schüler, der
Lehrkräfte und der sozialpädagogischen Fachkräf-
te zu fördern, um die Schule als einen gesunden
und sicheren Lern- und Lebensort zu gestalten.

Beim Forum »Schule und Erziehungshilfe« hat es
sich bewährt, gleich am ersten Tag auf einem
Markt der Möglichkeiten eine Vielfalt an Kon-
zepten aus der Praxis kurz vorzustellen. In die-
sem Forum waren dies beispielsweise die Intervi-
sion und kollegiale Beratung als ein methodisch
strukturierter, ressourcenorientierter Austausch
zwischen Kolleginnen und Kollegen, die von Hel-
mut Giebeler, Qualitätsmanagementbeauftragter
im St. Elisabethverein in Marburg, vorgestellt
wurde. Neben den bereits oben genannten gab
es zudem Präsentationen der Werk-statt-Schule
in Hannover, die von Schulleiter Frank Titz vor-
gestellt wurde, sowie eine Schülerfirma »Eat
away – come to eat« und ihre Kooperations-
Partner der Oberlin-Schule in Reutlingen, die

von Traudl Iwert und Karin Wagner beschrieben
wurde.

Dieter Böhm beschreibt den Lernberg

Der zweite Tag stand unter dem Titel »Lernen« und
wurde mit einem eindrucksvollen Referat von Die-
ter Böhm, Lehrer und Fortbilder für Lehrer zum
Thema »Gehirngerechtes Lernen« gestaltet. Er
stellte neue Ergebnisse aus der Hirnforschung vor
und erklärte in diesem Zusammenhang die Be-
deutung der Spiegelneuronen (Imitationslernen
und emotionale Intelligenz), der Neurogenese
(Neubildung von Hirnzellen durch aktives Lernen)
sowie der Neuroplastizität. Darüber hinaus stell-
te Dieter Böhm neuronale Strategien und Neuro-
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mechanismen nach Vera F. Birkenbihl vor, wie
etwa die gehirngerechte Methodik, die Ablage
von und Zugriff auf Wissen: der Stadt-Land-
Fluss-Effekt und assoziative Techniken für den
Unterricht wie das Lernbergmodell, Wissens-Kur-
ven und Könnens-Phasen sowie Hinweise zum
Lernen von Tätigkeiten. Die Folien des Vortrages
finden Sie auf der EREV-Homepage unter Ser-
vice:Download; Skripte 2009.

Am Nachmittag standen vier Workshops auf dem
Programm, die in zwei Durchgängen angeboten
wurden:
• »Praktische und konkrete pädagogische Kon-

zepte für Menschen mit Asperger-Autismus:
TEACCH« 
Britta Berentzen, Insa Fehr, Karl-Barthold-
Schule, Mönchengladbach

• Jugendhilfe und Schule
Günter Meyer, Bereichsleiter Jugendhilfe, Pe-
stalozzi-Stiftung, Burgwedel

• Umgang mit traumatisierten Kindern in der
Schule 
Monika Biener, Dipl.-Psychologin, Eylardus-
werk, Bad Bentheim

• »Aus der schulischen Arbeit in einem klinisch-
therapeutischen Rahmen«, 
Friedel Nielebock, Stefanie Bosch, Schule am
Ufer, Rottenburg.

Neben den Workshops zum Schwerpunktthema
konnte erstmals auch ein Workshop zur »Koope-
ration von Jugendhilfe und Schule« angeboten
werden, der von Günter Meyer, Bereichsleiter Ju-
gendhilfe in der Pestalozzi-Stiftung Burgwedel
durchgeführt wurde.

Auch analog des Schwerpunktthemas gab es am
Abend sowie am dritten Tag noch eine Entspan-
nungseinheit: Chris Portele aus Tübingen brachte
mit Trommeln, Stimme und Musik die Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer zum Bewegen und Mitsin-
gen.

Weitere Aspekte zum Thema »Gesundheit« erga-
ben die Referate »Erhalt der psychischen Gesund-

heit«, das von Matthias Holm vom Institut für  
Gesundheitsförderung und Personalentwicklung
in Hannover gehalten wurde und »Vom richtigen
Umgang mit Grenzen – Was stärkt Schüler?«, bei
dem begleitet vom Referenten Stephan Ellinger
von der Universität Frankfurt, Teilnehmende die
Möglichkeit hatten, ihre Grenzen auszutesten: Sie
durften barfuss über Scherben laufen. 

Stephan Ellinger begleitet einen Teilnehmer über die Scher-
ben

Stephan Ellinger beschrieb die drei Grundsätze für
den Umgang mit Grenzen: 
• Ich muss die interpersonalen und intraperso-

nalen Grenzen meines Lebens kennen.
• Ich muss die interpersonalen und intraperso-

nalen Grenzen meines Lebens respektieren.
• Ich kann die interpersonalen und intrapersona-

len Grenzen meines Lebens erweitern.

Mit dem Workshop »Die WEIL-Runde – eine Me-
thode aus der Traumapädagogik« gab Moritz Bo-
rowik, Förderschullehrer am Institut für Trauma-
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pädagogik in Hanau, einen weiteren praktischen
Input: Die WEIL-Frage wird als Methode der
Selbstbildung angewendet. Dabei wird genutzt,
dass das Wort »weil«, zum Antworten und Über-
sich- selbst-Nachdenken einlädt. Daneben trans-
portiert es eine wertschätzende Haltung. Die Me-
thode der WEIL-Runde gilt als eine Möglichkeit
des fachlichen Austausches. Im Umgang mit »stö-
renden« Verhaltensweisen verfolgt sie die Ziele,
die Symptome in Zusammenhang mit der Entste-
hungsgeschichte zu begreifen, Verständnis und
Wertschätzung der Verhaltensweisen aufzubauen
und zu überprüfen, ob das Verhalten weiterhin
notwendig ist. Zudem werden die Kinder zum
Subjekt ihres Tuns. Nähere Informationen dazu
gibt es unter www.welle-ev.de/trauma. 

Dieses Forum endete nicht wie die anderen zuvor,
denn es wurde zum letzten Mal von Horst Rein
geleitet, der bereits im vergangenen Jahr den Vor-
sitz der EREV-Fachgruppe an Susanne Götze-
Mattmüller, Lehrerin an der Christian-Heinrich-
Zeller Schule und Koordinatorin der dortigen
Mädchenklasse, weitergab, die ab 2010 nun auch
das Forum leitet. 

Der ehemalige Leiter des Forums, Horst Rein mit seiner
Nachfolgerin Susanne Götze-Mattmüller

Björn Hagen, der Geschäftsführer des Evangeli-
schen Erziehungsverbandes, beschrieb in diesem
Rahmen das Engagement von Horst Rein als Lei-
ter des Schul-Gremiums des EREV. In dieser Funk-

tion trat er 1997 die Nachfolge von Gisela Lum-
pe von der Hans-Lenhard-Schule in Neukirchen-
Vluyn an, nachdem er bereits langjähriges Mit-
glied der damaligen Fachgruppe »Schulische Bil-
dung und Erziehungshilfen« war und beispielswei-
se an der EREV-Schriftenreihe 01/1995 »Schuli-
sche Bildung und Erziehungshilfen im Wandel«
mitwirkte.

Björn Hagen sprach Horst Rein im Namen des
Vorstands, der Fachgruppe und der Geschäftsstel-
le seinen Dank für das langjährige Engagement
aus und wünschte seiner Nachfolgerin für die zu-
künftige Arbeit alles Gute. Dem Gremium wird
Horst Rein weiterhin angehören und auch dort
seine umfangreichen Erfahrungen einbringen.

Auch in diesem Jahr wird das Forum »Schule und
Erziehungshilfen« wieder im Haus Hainstein in Ei-
senach stattfinden. Zahlreiche Anmeldungen für
den 23. bis 26. November 2010 liegen schon vor.
Die EREV-Fachgruppe »E-Schule« und Annette
Bremeyer aus der Geschäftsstelle beginnen dem-
nächst mit den Vorbereitungen. 

Der Programmfalter kann ab August 2010 in der
EREV-Geschäftsstelle angefordert oder unter
www.erev.de, Nr. 53/2010, heruntergeladen wer-
den. Den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der
vergangenen zwei Jahre wird das Programm zu-
geschickt.

Annette Bremeyer
Referentin, EREV

Flüggestr. 21
30161 Hannover

a.bremeyer@erev.de
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Zum elften Mal seit 1999 wurde nun schon der
EREV-Fachtag »Erziehungsstellen« im Dezember
2009 angeboten. Es waren wieder besonders vie-
le Interessierte dabei: 130 Personen aus zwölf
verschiedenen Bundesländern (nur Teilnehmende
aus Sachsen, Thüringen, Hamburg und aus dem
Saarland fehlten).

Traditionsgemäß ist dies eine Fachtagung, die vor
allem weibliche Teilnehmer anzieht, für diesen
Fachtag waren es immerhin 23 Herren.

Eröffnet wurde die Tagung durch Petra Wittscho-
rek, Referentin im Evangelischen Erziehungsver-
band e. V. und Brigitte Wagner, Dezernentin im
Niedersächsischen Landesamt für Soziales, Ju-
gend und Familie, die die Teilnehmer willkommen
hießen und zur Auseinandersetzung mit dem The-
ma »Erziehungsstellen im Spagat zwischen ge-
setzlichen Anforderungen und pädagogischer Be-
treuung« einluden.

Mit Comedy ging es direkt ins Thema. Drei Kolle-
gen von den Bremer Erziehungsstellen stellten in
anschaulicher Weise ihre spezielle Sicht des All-
tags vor: Drei »Erziehungsstellen-Fachberater« in
ihren Büros und »Alltag, wie ihn jeder kennt!«

Vier Beispiele aus der Praxis folgten. Aufgezeigt
durch die Kolleginnen Edeltraut Klages, Monika
Brüntjen, Regine Mühlenbrock und Heike Voget,
die auf unterschiedliche Weise demonstrierten,
wie pädagogische Betreuung im Spagat zu den
gesetzlichen Anforderungen und dem Alltagshan-
deln steht. 

Comedy der Bremer Erziehungsstellen zum Thema: »Alltag,
wie ihn jeder kennt«

Die Hauptreferentin Heike Dieball stellte zunächst
die zivilrechtlichen Grundlagen vor, indem sie ins-
besondere auf die gesetzliche Aufsichtspflicht
und die vertragliche Übernahme der Aufsichts-
pflicht durch die Erziehungsstelle einging: Die
Personensorgeberechtigten – in dem Fall die El-
tern des Erziehungsstellenkindes – übertragen
durch Vertrag die Aufsicht auf einen freien oder
öffentlichen Träger, der wiederum die Aufsicht auf
die Erziehungsstellenperson überträgt.

Der Umfang und der Inhalt der Aufsicht, so Heike
Dieball, erschließen sich nach Alter, Eigenart und
Charakter des Kindes, woraus sich die erforderli-
chen Maßnahmen und Anforderungen der Erzie-
hungsstellenperson erschließt. Heike Dieball weist
darauf hin, dass die allgemeine Aufsichtspflicht
sich jeweils nach den Umständen des Einzelfalls
bestimmt. Möglichkeiten der Erfüllung der Auf-
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sichtspflicht werden durch die drei gut merkbaren
»B« Belehrung, Beobachtung und Bestrafung er-
klärt. Die Erziehungsstellenperson hat ihre Auf-
sicht so zu führen, dass das Kind über das ge-
wünschte Verhalten belehrt und vor Gefahren ge-
warnt wird, wie zum Beispiel beim Fahrradfahren
auf der Straße, das Kind bei seinem Verhalten zu
beobachten, sich zu vergewissern, ob das Kind die
Belehrungen verstanden hat und schließlich das
Kind zu maßregeln und zu bestrafen, indem dem
Kind auch konsequent Grenzen gesetzt werden.

»Es kommt darauf an ….«, sagte der Hauptreferent
Karl-Heinz Lehmann dutzendfach auf die vielen
Fragen, die die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
an ihn beziehungsweise Heike Dieball richteten.
Dazu gehörten Fragen aus dem Alltag der Erzie-
hungsstellen, die die unterschiedlichsten Bezüge
aus Freizeit, Schule, Gesundheit und Betreuung
darstellten. 

Karl-Heinz Lehmann stellte wiederholt klar, dass
sich die Pädagoginnen und Pädagogen in den je-
weiligen spezifischen pädagogischen Situationen
immer ein eigenes Urteil bilden müssen. Es geht
nicht darum, allgemeine rechtliche Grundlagen zu
liefern, nach denen pädagogisches Handeln aus-
gerichtet ist, sondern die richtige Aufsicht gemäß
der Entwicklung und des Alters des Kindes führen.
Hierzu lieferten die Referenten zehn sehr hilfrei-
che Hinweise zur Aufsichtspflicht für die Arbeit
mit Kindern und Jugendlichen.
Karl-Heinz Lehmann stellte in seinem Vortrag das
Verhältnis von Strafrecht und Aufsichtspflicht vor,
indem er die vorgeschriebene Norm aus dem
Strafgesetzbuch § 171 StGB »Verletzung der Für-
sorge und Erziehungspflicht« dazu erklärte.

Ebenso demonstrierte er die mit der Garantenstel-
lung verbundene strafrechtliche Verantwortlich-
keit der Fachkräfte in der Jugendhilfe und verwies
auf einen einzigen Fall in Oldenburg, in dem einer
Jugendamtsmitarbeiterin vorgeworfen wurde,
nicht die richtigen Maßnahmen ergriffen zu ha-
ben.

Der EREV-Fachtag war mit 130 Personen wieder sehr gut
besucht

In neun Arbeitsgruppen wurde nach den Vorträ-
gen der Hauptreferenten der Frage nachgegan-
gen, inwiefern sich die gesetzlichen Anforderun-
gen mit der Praxis vereinbaren lassen. 

Mit der Diskussionsmethode »Fishbowl« wurden
schließlich noch Aspekte der Anforderungen und
Verantwortungsbereiche der Aufsichtspflicht und
Haftung für Träger, Einrichtungsleitung, Fachbe-
ratung und Erziehungsstelle erörtert, wobei ein
wichtiges Fazit auch die genaue Betrachtung der
Vertragsgestaltung der Erziehungsstelle darstellt.

Der nächste EREV-Fachtag »Erziehungsstellen« ist
bereits geplant und wird vom 07. bis 08. Dezem-
ber 2010 in Hannover stattfinden. Die Werbefal-
ter dazu werden ab Sommer 2010 erhältlich sein.

Petra Wittschorek
Referentin, EREV

Flüggestr. 21
30161 Hannover

p.wittschorek@erev.de
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Am Freitag den 23. Oktober 2009 feierte die Mäd-
chenschule ihr zehnjähriges Jubiläum. Das Cate-
ring sollten wir, die Mädchen aus der Oberstufe,
übernehmen.

Montags davor sind wir mit unserer Lehrerin, Frau
Schlurick, in die Küche gegangen. Unsere Lehre-
rin hat uns erklärt, was wir alles vorbereiten und
kochen sollen. Wir haben besprochen, wie wir al-
les machen, es sollte Lachsröllchen, Käseecken,
Pizzaschnecken und Spanischen Apfelkuchen ge-
ben. Außerdem teilten wir ein, wer was herstellen
sollte.

Dann haben wir die meisten Zutaten eingekauft
und eingelagert.

Am Mittwoch haben wir alle Einkäufe in unsere
Küche geschleppt und in den Kühlschrank einge-
räumt. War das anstrengend! Donnerstags und
freitags habe ich die Lachsröllchen gemacht. Erst
habe ich einen Pfannkuchenteig gemacht und ihn
gebacken. Darauf habe ich eine Frischkäsecreme
gestrichen und den Lachs und Kräuter darauf ge-
legt und zusammengerollt in Backpapier, damit
sie die Form behält und in Frischhaltefolie in den
Kühlschrank gelegt. Die anderen haben Pizza-
schnecken und den Kuchen gebacken, die Käse-
ecken kamen erst freitags dran. Alle waren ange-
spannt, genervt, gestresst. Aber alles hat ge-
klappt!

Freitag war dann der große Tag. Erst waren wir
noch in der Küche von 8.30 bis 10.00 Uhr und ha-
ben noch die restlichen Aufgaben erledigt. Ab
10.00 Uhr haben wir im Jugendhaus, wo das Fest
stattfinden sollte, die Tische dekoriert mit Kerzen
und Servietten. Das Essen hatten wir auf Tabletts
angerichtet, die wir dann auf den Tischen verteil-
ten. 

Während wir aufbauten, übten die kleinen Mäd-
chen aus der Unter- und Mittelstufe noch ihren
Tanz und ihr Lied.

Um 11.30 Uhr kamen die ersten Gäste und be-
dienten sich am Buffet. Die Lachsröllchen kamen
am besten an und waren bald aufgegessen. Wir
fotografierten und boten den Gästen Essen an.

Dann fingen die Reden an. Frau Götze-Mattmül-
ler, die Koordinatorin der Mädchenschule, be-
grüßte die Gäste, nachdem wir sie vorher beruhigt
hatten. Dann sprach der Schulleiter, Herr Frey, er
schenkte jeder Lehrerin an der Mädchenschule
eine weiße Rose!! Als nächstes sprach Herr Gruh-
ler, der Vorstand der Diakonischen Jugendhilfe
Region Heilbronn (djhn). Außerdem noch der
Schulrat aus Heilbronn und eine Dozentin aus
Reutlingen, die hatte coole Musik dabei.

Die Kleinen führten ihren Indianertanz auf und
nachdem Frau Götze-Mattmüller noch kurz ge-
sprochen hatte, sangen die kleinen Mädchen mit
ihren Lehrerinnen ihr Lied »Zehn Jahre schon«.

Puh, war das eine nervige Woche! Aber als Dan-
keschön haben wir alle ein schönes Duschgel be-
kommen!

Cindy Fischer,
16 Jahre

OSM der Christian-Heinrich-Zeller-Schule
Mädchenschule

Eppingen-Kleingartach
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Ein Bestellformular finden Sie unter 
www.erev.de im Menü 
»Beratungsführer«.
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Eylarduswerk: neue Ausbildung zum/zur Keep-
Cool-Trainer/in (KCT®) 

Die Eylardus-Schule der Bad Bentheimer Jugend-
hilfeeinrichtung Eylarduswerk bietet als »Förder-
schule Emotionale und Soziale Entwicklung« zum
dritten Mal eine neue berufsbegleitende Ausbil-
dung zum/zur Keep-Cool-Trainer/in an, die vor-
aussichtlich im November 2010 beginnt. 

Genauere Informationen über die Ausbildung fin-
den Sie auf der Homepage der Eylardus-Schule
(www.eylardus-schule.de) unter »Aktuelles«. 

AFET: Fachtagung 2010 

Der AFET-Bundesverband für Erziehungshilfe 
e. V. veranstaltet vom 26. bis 27.05.2010 in Han-
nover eine Fachtagung zum Thema »Ausgrenzung
und Integration: Erziehungshilfe zwischen Ange-
bot und Eingriff«. Unter dem Titel »Ausgegrenzte
Familien – arme Gesellschaft! Ethische Herausfor-
derungen – gesellschaftliche Realitäten« hält
Margot Käßmann, Landesbischöfin der evange-
lisch-lutherischen Landeskirche Hannovers den
Einführungsvortrag. Anschließend stellt Holger
Ziegler Professor an der Universität Bielefeld un-
ter anderem die Frage »Sind Partizipation und
prozessorientierte Hilfegestaltung wesentliche
Dimensionen einer wirkungsvollen Hilfe oder be-
nötigen wir mehr Eingriff?« Als weitere Themen
werden in Vorträgen und Arbeitsgruppen bei-
spielsweise die Aspekte »Prävention statt Erzie-
hung?«, »Kinderschutz und Elternrecht – ein Wi-
derspruch?« sowie »Erziehungshilfe zwischen In-
tegration und Stigmatisierung« thematisiert. 

Nähere Informationen sind erhältlich unter:
www.afet-ev.de. 

»Die Kerbe« zum Schwerpunkt 
»Persönlichkeitsstörungen«

Die sozialpsychiatrische Fachzeitschrift »Die Ker-
be – Forum für Sozialpsychiatrie«, herausgegeben
vom Bundesverband Evangelische Behindertenhil-
fe (BEB) behandelt als Schwerpunkt der Ausgabe
1/2010 das Thema »Persönlichkeitsstörungen«. Die
Ausgabe erscheint zum 01. Februar 2010. 

Näheres zur Kerbe finden Sie unter
www.kerbe.info.

Arbeitstagung der Bundesarbeitsgemeinschaft
der Landesjugendämter 

Zu ihrer 107. Arbeitstagung traf sich die Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter vom
04. bis 06. November 2009 in Hamburg. Neben
dem Thema einer Image-Kampagne für Jugend-
ämter wurde unter dem Titel »Beteiligung von
Kindern und Jugendlichen im Rahmen der Be-
triebserlaubniserteilung für Einrichtungen der
Erziehungshilfe« eine Arbeitshilfe für die Aufsicht
nach §§ 45 ff. SGB VIII beschlossen, mit der dif-
ferenziert Eckpunkte für die stärkere Berücksich-
tigung des Partizipationsgedankens in der Heim-
erziehung beschrieben werden. Die Empfehlungen
zur Adoptionsvermittlung, anerkannter Standard
des Vollzugs des Adoptionsvermittlungsrechts,
wurde in einer 6. Fassung neu beschlossen; sie
nimmt die zwischenzeitlich erfolgten Rechtsän-
derungen (insbesondere das FamFG) auf. Ein wei-
teres Thema war der Ausbau der Kindertagesbe-
treuung für die unter Dreijährigen. Er erfordert
neben den rein quantitativen Gesichtspunkten die
Sicherstellung einer möglichst hohen Qualität der
Bildung, Erziehung und Betreuung in dieser Al-
tersstufe. Hierzu wurden auf der Arbeitstagung
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fachliche Empfehlungen beschlossen, die sich so-
wohl an die Kindertageseinrichtungen als auch an
die Kindertagespflege richten. 

Nähere Informationen dazu finden Sie unter
www.bagljae.de. 

BeB: Psychiatrie-Jahrestagung 2010 

Der Bundesverband evangelischer Behindertenhil-
fe (BeB) veranstaltet vom 05. bis zum 06. Mai
2010 im Gustav-Stresemann-Institut in Bonn sei-
ne Psychiatrie-Jahrestagung. Die Tagung steht im
diesem Jahr unter dem Thema »Seelische Gesund-
heit durch Prävention und frühzeitige Hilfen för-
dern – Sozialräume gestalten«. Immer häufiger
erleiden Menschen mindestens einmal in ihrem
Leben eine psychische Erkrankung. Parallel dazu
nimmt der Umfang der Krankschreibungen von
Menschen zu, die auf Grund einer seelischen Er-
krankung zeitweilig oder auch langfristig aus dem
Arbeitsleben ausfallen oder vollständig ausschei-
den. Die Tagung fragt danach, was dies für die
Weiterentwicklung der Gemeindepsychiatrie be-
deutet? Sowie »Reicht es aus, sich weiterhin für
die Re-Integration von chronisch erkrankten
Menschen einzusetzen oder muss sich die Sozial-
psychiatrie nicht stärker in die allgemeine sozia-
le Daseinsvorsorge integrieren zum Nutzen aller
Bürgerinnen und Bürger?« »Können Präventions-
konzepte, wie sie in anderen Bereichen der Medi-
zin praktiziert werden, auf seelische Erkrankungen
sinnvoll übertragen werden und deren Zunahme
begrenzen?« 

Das Programm finden Sie unter: www.beb-ev.de. 

Neu: Newsletter der Fachstelle Kinderschutz im
Land Brandenburg 

Der Fachstelle Kinderschutz im Land Brandenburg
hat erstmals im Dezember einen Online-Newslet-
ter herausgegeben. Abonnenten erhalten per E-
Mail und kostenlos praxisnahe Informationen zur
Kinderschutzarbeit. »Den Newsletter haben wir
für alle eingerichtet, die wissen möchten, was es

im Kinderschutz in und um Brandenburg für
Neuigkeiten gibt, woran wir als Fachstelle aktuell
arbeiten und welche Veranstaltungen und Fach-
tage anstehen«, erklärt Hans Leitner, Leiter der
Fachstelle Kinderschutz und Geschäftsführer der
Start Beratungsgesellschaft. 

Interessierte können den Newsletter online über
die Internetseiten der Fachstelle Kinderschutz
www.fachstelle-kinderschutz.de bestellen.

Erster Kinder- und Jugendreport zur 
UN-Berichterstattung 

Die Bundesrepublik Deutschland folgt mit einem
Kinder- und Jugendreport erstmalig dem Vor-
schlag der UN, junge Menschen direkt an der UN-
Berichterstattung zu beteiligen. Der Kinder- und
Jugendreport soll im Mai 2010 fertiggestellt sein.
Er stützt sich auf drei Informationsquellen: Kinder
und Jugendliche beurteilen die Umsetzung der
Kinderrechte in Deutschland aus ihrer Sicht. Sie
erstellen einen eigenständigen Kinder- und Ju-
gendreport. Er wird parallel zum Staatenbericht
der Bundesregierung dem UN-Ausschuss für die
Rechte des Kindes vorgelegt. Junge Menschen
sollen selbst den Report in Genf vorstellen und
persönlich angehört werden. Finanziert wird das
Projekt über einen Zeitraum von acht Monaten
aus Mitteln des Kinder- und Jugendplans des
Bundes. 

Nähere Informationen gibt es unter www.kinder-
jugendreport.de.

(ab)
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Hinweise
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Die Gremien des Evangelischen Erziehungsverbandes
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Anzeige

Die nunmehr 6. Aufl age berücksichtigt:

Priv.-Doz. Dr. Kerstin Strick, FamRZ 8/07*

Prof. Otto Fichtner, NDV August 2006 zur Voraufl age

Frankfurter Kommentar SGB VIII

Kinder- und Jugendhilfe

Herausgegeben von Prof. Dr. Johannes 

Münder, Dr. Thomas Meysen und Prof. 

Dr. Thomas Trenczek

6. Auflage 2009, 870 S., geb., 59,– €,

ISBN 978-3-8329-3936-6

»Für die praktische Arbeit 

ein Muss und unersetzbar.«
Regine Tintner, Jugendhilfe Report 3/06*
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Nr.: 28/2010
EREV – FREIE SEMINARPLÄTZE – FREIE SEMINARPLÄTZE

Pädagogische Präsenz und Halt gebender Rahmen 
in der Jugendhilfe 

Bausteine einer beziehungsstiftenden Pädagogik

Inhalt und Zielsetzung
Professionelles berufliches Handeln zeichnet sich durch verschiedene Qualifikationen aus. Neben ei-
nem spezifischen Fachwissen und der Kenntnis und Sicherheit in methodischen Arbeiten ist gerade
in der Jugendhilfe die Haltung gegenüber den Kindern und Jugendlichen von besonderer Bedeutung.
Mit dem Begriff der pädagogischen Präsenz ist in diesem Seminar eine Vielzahl von diesen unter-
schiedlichen Haltungen gemeint.

• An welchen Werten und Überzeugungen orientiere ich mich als Mitarbeiterin und Mitarbeiter 
in der Jugendhilfe und wie vertrete ich diesen Standpunkt? 

• An welchen Handlungsmaximen orientieren sich meine pädagogischen Interventionen? 
• Wie wirke ich gegenüber Kindern, Jugendlichen und auch Eltern glaubwürdig und authentisch? 
• Wie kann ein »Halt gebender« Rahmen für Kinder und Jugendliche gestaltet werden und wie sieht

dabei die Aufgabe der Bezugspersonen aus? 
• Wie kann ich meine Autorität auch in kritischen Situationen wahren und meine Handlungs-

fähigkeit bei eskalierenden Konflikten behalten? 

In diesem Seminar soll sich durch verschiedene Übungen und das Kennenlernen unterschiedlicher
Konzepte mit diesen Fragen intensiv auseinandergesetzt werden. Auch wird in einem Teil des Semi-
nars der Ansatz von Haim Omer (Autorität durch Beziehung) ausführlicher dargestellt. Das Seminar
bietet die Möglichkeit, sich mit seinen eigenen Ansätzen und Möglichkeiten in der Beziehungsgestal-
tung zu Kindern und Jugendlichen auseinanderzusetzen und dabei auch die Haltung in kritischen Si-
tuationen zu überdenken und in Selbstreflektion eigene Anteile dabei zu berücksichtigen. Auch ein
achtsamer Umgang mit sich selbst wird angesprochen. 

Methodik Theoretische Inputs, Rollenspiele, Skulpturarbeit, Selbstreflektion; Arbeit im 
Plenum sowie in Kleingruppen. Es wird vorausgesetzt, dass praktische Arbeitsbei-
spiele vorgestellt werden. 

Zielgruppe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jugendhilfe 
Leitung Klaus Friedrichs-Dachale, Göttingen 
Termin/Ort 17. – 19.05.2010 in Hofgeismar
Teilnahmebeitrag 259,- € für Mitglieder / 299,- € für Nichtmitglieder, inkl. Unterkunft und 

Verpflegung 
Teilnehmerzahl 18


